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Kreistag des Kreises Rendsburg-
Eckernförde

Rendsburg, 25.06.2020

Fachbereich: FD 1.3 Gremien und Recht

Telefon: 04331 202-350
E-Mail: beate.mens@kreis-rd.de

Nachversand
zur

Sitzung des Kreistages Rendsburg-Eckernförde

Sitzungstermin: Montag, 29.06.2020, 17:00 Uhr
Ort, Raum: ACO Thormannhalle, Am Ahlmannkai, 24782 Büdelsdorf

Als Anlage übersende ich Ihnen weitere Beratungsunterlagen.

 
7.4. Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien - 

Antrag der Kreistagsfraktion FDP
VO/2020/434

  
8.2. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion
VO/2020/438

  
8.3. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
VO/2020/436

  
8.4. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der Kreistagsfraktion FDP
VO/2020/435

  
8.5. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der SSW-Kreistagsfraktion
VO/2020/440

  
8.6. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der CDU-Kreistagsfraktion
VO/2020/442

  
8.7. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der AfD-Kreistagsfraktion
VO/2020/444

  
8.8. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

Antrag der WGK-Kreistagsfraktion
VO/2020/445

  
8.8.1. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - 

geänderter Antrag der WGK-Kreistagsfraktion
VO/2020/445-001

  
9.1. Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in 

den Ausschüssen - Antrag der Kreistagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen

VO/2020/437

  
9.1.1. Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in VO/2020/437-001
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den Ausschüssen - geänderter Antrag der 
Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
  

9.2. Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in 
den Ausschüssen - Antrag der SPD-Kreistagsfraktion

VO/2020/439

  
9.3. Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in 

den Ausschüssen - Antrag der CDU-Kreistagsfraktion
VO/2020/441

  
20.1. Satzung zur Sozialstaffel ab 01.08.2020 VO/2020/390-001

 Tischvorlage
22.1. Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die 

Förderung von Tagesangeboten für Kinder und 
Jugendliche

VO/2020/306-
001-001

 Tischvorlage
25.1. Änderungen Kindertagesstättenbedarfsplan VO/2020/385-001

 Tischvorlage
26.1. Förderung der laufenden Geldleistung in 

Kindertagespflege ab 01.08.2020
VO/2020/391-001

 Tischvorlage

Mit freundlichen Grüßen Beglaubigt:

gez.  Dr. Juliane Rumpf Beate Mens
Vorsitz Gremienbetreuung
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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Kreistages Rendsburg-Eckernförde am Montag den 
29.06.2020 um 17:00 Uhr im ACO Thormannhalle, Am Ahlmannkai, 24782 
Büdelsdorf

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Verpflichtung eines neuen Mitglieds des Kreistages

3. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion: Wahl und 
Verpflichtung der/des 3. Stellvertreterin/Stellvertreters 
der Kreispräsidentin

VO/2020/410

4. Einwohnerfragestunde

5. Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages

6. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
09.03.2020

7. Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien

7.1. Benennung einer Vertreterin bzw. Vertreters des 
Landrates in der Mitgliederversammlung des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreistages

VO/2018/530-001

7.2. Wahl und Berufung von  Mitgliedern des 
Jugendhilfeausschusses

VO/2020/338

7.3. Benennung von Mitgliedern und stellvertretenden 
Mitgliedern für die Trägerversammlung und 
Beiratssitzung beim Jobcenter Rendsburg-Eckernförde

VO/2020/302

8. Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse

8.1. Antrag der Kreistagsfraktionen CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, FDP und SSW zur Neubesetzung der 
Wahlstellen der Ausschüsse

VO/2020/429

9. Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in 
den Ausschüssen

10. Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse

VO/2020/424

11. Bericht über die Umsetzung von öffentlichen VO/2020/414
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Beschlüssen im Kreistag

12. Bericht aus der Kreisverwaltung

13. Eilentscheidungen des Landrates für Kreistag VO/2020/363

14. Änderung der Satzung über die Bestellung einer/eines 
ehrenamtlichen Kreisbeauftragten für Menschen mit 
Behinderung

VO/2020/423

15. Verlängerung der Amtszeit des Kreisbeauftragten für 
Menschen mit Behinderung

VO/2020/420

16. Resolution Imland Klinik gGmbh VO/2020/430

17. Gründung einer Klimaschutzagentur /973-001-002-
001-001

17.1. Gründung einer Klimaschutzagentur -001-002-001-
001-002

18. Entwicklung einer Förderrichtlinie Klimaschutzfonds 2019/968-003-
001-001

19. Erstellung einer Richtlinie zur Förderung von 
Mobilitätsstationen

VO/2020/287-
002-001

20. Satzung zur Sozialstaffel ab 01.08.2020 VO/2020/390

21. Antrag des Kreisseniorenbeirates zur Einführung der 
Institution "Gemeindeschwester / Gemeindepfleger"

VO/2020/343-002

22. Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die 
Förderung von Tagesangeboten für Kinder und 
Jugendliche

VO/2020/306-001

23. Pflegebedarfsplan VO/2020/342-001

24. Verlängerung der Laufzeit der Arbeitsgruppe 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention

VO/2020/352

25. Änderungen Kindertagesstättenbedarfsplan VO/2020/385

26. Förderung der laufenden Geldleistung in 
Kindertagespflege ab 01.08.2020

VO/2020/391
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/410

04.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Landrat

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Antrag der CDU-Kreistagsfraktion: Wahl und Verpflichtung der/des 3. 
Stellvertreterin/Stellvertreters der Kreispräsidentin
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt. 

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ist der Anlage zu entnehmen.

Anlage/n: 
Antrag der CDU-Kreistagsfraktion: Wahl und Verpflichtung der/des 3. 
Stellvertreterin/Stellvertreters der Kreispräsidentin

TOP 3



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 Email: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
  

Besuchen Sie uns im Internet: www.cdu-rd-eck.de 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

CDU-Kreistagsfraktion, Paradeplatz 10, 24768 Rendsburg 
 

 
 
 
 

 
 

04.06.2020 
 
 
 
 
Sitzung des Kreistages am 29.06.2019 
Wahl und Verpflichtung der/des 3. Stellvertreterin/Stellvertreters der 
Kreispräsidentin 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf, 
 
für die Nachbesetzung der/des 3. Stellvertreterin/Stellvertreters der Kreispräsidentin 

schlägt die CDU-Kreistagsfraktion Tina Schuster (FDP) vor.  

 
 
 
 
Für die CDU-Fraktion 
 
Tim Albrecht 

 

Frau 
Kreispräsidentin 
Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
 

TOP 3
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2018/530-001

05.06.2020

Fiedler, Nina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Landrat

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Benennung einer Vertreterin bzw. Vertreters des Landrates in der 
Mitgliederversammlung des Schleswig-Holsteinischen Landkreistages
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde  

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt, Herr Thorsten Schulz als stellvertretenden Delegierten des 
Landrates in die Mitgliederversammlung des Schleswig-Holsteinischen 
Landkreistages zu benennen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt.

2. Sachverhalt: 
Gemäß § 5 Abs. 3 der Satzung des Schleswig-Holsteinischen Landkreistages 
können sich die Delegierten durch einen namentlich benannten Vertreter vertreten 
lassen. Als stellvertretende Delegierte können nur Mitglieder des Kreistages benannt 
werden.

Relevanz für den Klimaschutz:
Entfällt.

Finanzielle Auswirkungen: 
Entfällt.

Anlage/n: 
Entfällt.

TOP 7.1
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/338

28.02.2020

Voerste, Thomas

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Berufung von  Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

23.03.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag wählt Frau Lena Puck als stimmberechtigtes Mitglied des 
Jugendhilfeausschuss als Vertreterin des Kreisjugendrings.
Der Kreistag beruft Frau Enken Landgrebe als beratendes Mitglied als Vertreterin für 
die Kirchen in den Jugendhilfeausschuss. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Herr Thorsten Weber steht dem Jugendhilfeausschuss nicht mehr als Vertreter für 
den Kreisjugendring zur Verfügung. 
Der Kreisjugendring schlägt Frau Lena Puck als seine Nachfolgerin vor. 
Frau Ann Petersen steht dem Jugendhilfeausschuss nicht mehr als Vertreterin für die 
Kirchen zur Verfügung. Das Zentrum für Kirchliche Dienste schlägt Frau Enken 
Landgrebe als Nachfolgerin vor. 

Relevanz für den Klimaschutz:
entfällt

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 

TOP 7.2
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/302

27.01.2020

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Benennung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern für die 
Trägerversammlung und Beiratssitzung beim Jobcenter Rendsburg-
Eckernförde
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

09.03.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag entsendet Frau Antonia Burgmann als Vertreterin der Verwaltung in die 
Trägerversammlung sowie in den örtlichen Beirat des Jobcenters Rendsburg-
Eckernförde. Als Stellvertreter für Frau Antonia Burgmann wird Herr Dr. Jonathan 
Fahlbusch benannt.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:

Nach § 4 der Vereinbarung über die Ausgestaltung der gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter) zwischen den Agenturen für Arbeit und dem Kreis Rendsburg-
Eckernförde besteht die Trägerversammlung aus sechs Mitgliedern. Davon entfallen 
je drei Vertreterinnen bzw. Vertreter auf die Agenturen für Arbeit und den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde, für die jeweils auch persönliche Vertreterinnen bzw. 
Vertreter zu benennen sind.

Neben zwei Kreistagsabgeordneten waren für den Kreis Rendsburg-Eckernförde 
zuletzt auch die ehemalige Leiterin des Fachbereichs Soziales, Arbeit und 
Gesundheit, Frau Jeske-Paasch, Mitglied sowie der Leiter des Fachdienstes Soziale 
Sicherung, Herr Radant, stellvertretendes Mitglied in der Trägerversammlung.
Im örtlichen Beirat des Jobcenters Rendsburg-Eckernförde war neben drei 
Kreistagsabgeordneten ebenfalls Frau Jeske-Paasch für den Kreis Rendsburg-
Eckernförde vertreten.

TOP 7.3



                                                           Seite: 2/2

Frau Jeske-Paasch scheidet zum 31. März 2020 aus den beiden Gremien aus.

Bei der Beschlussfassung ist § 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Gleichstellung der 
Frauen im öffentlichen Dienst (Gleichstellungsgesetz - GstG) zu beachten. Danach 
sind bei der Benennung und Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern für 
Kommissionen, Beiräte, Ausschüsse, Vorstände, Verwaltungs- und Aufsichtsräte 
sowie für vergleichbare Gremien, deren Zusammensetzung nicht durch besondere 
gesetzliche Vorschriften geregelt ist, Frauen und Männer jeweils hälftig zu be-
rücksichtigen. Bestehen Benennungs- oder Entsendungsrechte für eine ungerade 
Personenzahl, sollen Frauen und Männer alternierend für die letzte Person 
berücksichtigt werden, wenn das Gremium für jeweils befristete Zeiträume 
zusammengesetzt wird; anderenfalls entscheidet das Los.

Entsprechend vorstehender Regeln soll die Nachfolge von Frau Jeske-Paasch 
wieder mit einer Frau erfolgen.

Relevanz für den Klimaschutz: ./. 

Finanzielle Auswirkungen: Keine

Anlagen: Keine

TOP 7.3
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/434

18.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien - Antrag der 
Kreistagsfraktion FDP
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der FDP-Kreistagsfraktion vom 17.06.2020

TOP 7.4



   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
  
 

       
 17.06.2020 

 
 
Sitzung des Kreistages am 29.06.2020 
TOP 8.1 Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien 
 
Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin, 
die FDP – Fraktion stellt folgende Anträge zur Umbesetzung von Ausschüssen: 
 
Der Kreistag möge beschließen: 
 
Herr Werner Schmidt ist nicht mehr bürgerliches Mitglied der FDP-Fraktion. 
Herr Marco Banaski wird bürgerliches Mitglied der FDP-Fraktion. 
 
 
Unter Bezugnahme auf TOP 8.1: 
 
Sozial- und Gesundheitsausschuss 
Herr René Banaski wird Ausschussmitglied 
Herr Marco Banaski wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Victoria Wesemann wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Umwelt- und Bauausschuss 
Herr Janis Dass wird Ausschussmitglied 
Herr Alexander Wachs wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Henry Deising wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Regional- und Entwicklungsschuss 
Frau Ronja Eidtmann wird Ausschussmitglied 
Herr Alexander Wachs wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Tina Schuster wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Jugendhilfeausschuss 
Herr Dr. Jan Traulsen wird Ausschussmitglied 
Herr René Banaski wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Michael Stötzler wird 2.stellvertr. Ausschussmitgied 
 

 
FDP Kreistagsfraktion Rendsburg – Eckernförde 

An die Kreispräsidentin des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde 
Frau Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 

 
 
 
 

Tina Schuster 
Fraktionsvorsitzende 
 
FDP-Kreistagsfraktion 
Rendsburg-Eckernförde 
Kreishaus 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg 
 
Telefon: 04331 202 359 
Telefax: 04331 202 563 
schuster@fdp-fraktion-rd.de 
www.fdp-fraktion-rd.de 

TOP 7.4



 
Schule, Sport, Kultur und Bildung 
Frau Tina Schuster wird Ausschussmitglied 
Herr Dr. Jan Traulsen wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Victoria Wesemann wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Hauptausschuss 
Herr Henry Deising wird Ausschussmitglied 
Frau Tina Schuster wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Janis Daas wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
 
Aufgrund des Ausscheidens des Herrn Holger N. Koch aus dem Kreistag wird zusätzlich die  
folgende Umbesetzung beantragt: 
 
Unterausschuss des Hauptausschusses – Rechnungsprüfung 
Herr Alexander Wachs wird Mitglied des Unterausschusses des Hauptausschusses – 
Rechnungsprüfung. 
 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Sparkassen Rendsburg – Eckernförde 
Herr Alexander Wachs wird Mitglied der Verbandsversammlung des Zweckverbandes der 
Sparkassen Rendsburg – Eckernförde 
 
 
Weiterer Umbesetzungsantrag: 
 
Ältestenrat 
Frau Tina Schuster ist nicht mehr Mitglied im Ältestenrat. Neues Mitglied wird Henry P. 
Deising. 
 

 
Mit freundlichem Gruß 
 
Tina Schuster 
FDP-Fraktionsvorsitzende 

TOP 7.4
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/429

12.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Landrat

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Antrag der Kreistagsfraktionen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP und SSW zur Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt.

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der Kreistagsfraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und 
SSW vom 11.06.2020

TOP 8.1



 
 
 
 
 
 
 

11.06.2020 
Sitzung des Kreistages am 29.06.2020 
Antrag nach § 41 Abs. 10 KrO – Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf, 
 
mit Auflösung der Fraktion „Die Linke“ hat sich das Verhältnis der Stärken der Fraktionen 
untereinander verändert. Aus diesem Grunde beantragen die Fraktionen von CDU, SPD, 
Bündnis90/DieGrünen, FDP und SSW die Neubesetzung der Wahlstellen folgender 
Ausschüsse: 
 

1. Hauptausschuss 
2. Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung 
3. Regionalentwicklungsausschuss 
4. Sozial- und Gesundheitsausschuss 
5. Umwelt- und Bauausschuss 
6. Jugendhilfeausschuss 

 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
   
Tim Albrecht                   Dr. Kai Dolgner                  Armin Rösener/Kirsten Zülsdorff      
CDU Fraktion                 SPD-Fraktion                     Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
  
Tina Schuster                 Dr. Michael Schunck 
FDP Fraktion                  SSW Fraktion 

 
  

CDU-Kreistagsfraktion 
Paradeplatz 10 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331/14160 
Fax: 04331/141620 
info@cdu-rd-eck.de 
 

SPD-Kreistagsfraktion 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 202 360 
Fax: 04331/202 530 
spd-fraktion@gmx.de 
 

BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN      
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel. 04331/202-362 
Fax 04331/202-566 
geschaeftsstelle@gruene-                  
fraktion-rd-eck.de 
 

 
 

 

FDP-Kreistagsfraktion  
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331/202-359 
Fax: 04331/202-563 
info@fdp-fraktion-rd-eck.de 

SSW-Kreistagsfraktion 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.  0176 800 95 803 
MSchunck.SSW@web.de 

 

Frau 
Kreispräsidentin 
Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 

 

 

TOP 8.1
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/438

19.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der SPD-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Anlage/n: 
Antrag der SPD Kreistagsfraktion

TOP 8.2



 

 

      

Sozialdemokratische Partei Deutschland              Dr.  Kai Dolgner 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  Fraktionsvorsitzender -  

 
SPD Kreistagsfraktion  Telefon    e-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
Rendsburg-Eckernförde 0 43 31) 2 02- 3 60 spd-fraktion@gmx.de  Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner  (0 43 31) 14 96 24 
Kaiserstraße 8   Fax:     Internet: www.spd-  IBAN: DE22 214 500  Lüttmoor 38   Fax: (04331) 21 746 
24768  Rendsburg   (0 43 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion      000 000 031 097   24783 Osterrönfeld kai.dolgner@gmx.de  

 

SPD 

                        Rendsburg, den 19.06.2020 

An die  

Kreispräsidentin des 

Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Frau J. Rumpf 

 

- im Hause - 

 

 

 

 

Kreistagssitzung am 29.06.2020; 

hier TOP 8: Neubesetzung von Ausschüssen 

 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin, 

 

die SPD-Kreistagsfraktion schlägt folgende Personen vor zum TOP 8, Neubesetzung in den 

Ausschüssen: 

 

Der Kreistag möge beschließen: 

 
 

Hauptausschuss 
 

 

Vertreter 
Dr. Kai Dolgner (1. stv. Vorsitz.) Lennart Wulf 

Sabrina Jacob Gerrit van den Toren 

Hans-Jörg Lüth Michael Rohwer 

Iris Ploog Anke Göttsch 

 

 

 

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und 

Bildung 

 

Vertreter 

Michael Rohwer (Vorsitz) Frank Petzold (bgl. Mitgl.) 

Renate Brunkert Anke Clark (bgl. Mitgl.) 

Katja Seifert Karina Kuhlmann (bgl. Mitgl.) 

Nicole Petersen (bgl. Mitgl.) Bernhard Fleischer  

 

 

 

Regionalentwicklungsausschuss 
 

 

Vertreter 
Anke Göttsch (Vorsitz) Tatjana Larsen 

Jens Kolls Michael Rohwer 

Martin Tretbar-Endres Gerrit van den Toren 

Anke Clark (bgl. Mitgl.) Heinz Werner Frings (bgl. Mitgl.) 
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Sozialdemokratische Partei Deutschland              Dr.  Kai Dolgner 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  Fraktionsvorsitzender -  

 
SPD Kreistagsfraktion  Telefon    e-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
Rendsburg-Eckernförde 0 43 31) 2 02- 3 60 spd-fraktion@gmx.de  Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner  (0 43 31) 14 96 24 
Kaiserstraße 8   Fax:     Internet: www.spd-  IBAN: DE22 214 500  Lüttmoor 38   Fax: (04331) 21 746 
24768  Rendsburg   (0 43 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion      000 000 031 097   24783 Osterrönfeld kai.dolgner@gmx.de  

 

SPD 

 

 

 

Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 

 

Vertreter 
Bernhard Fleischer (2. stv. Vorsitz) Thomas Rahn (bgl. Mitgl.) 

Peter Skowron (bgl. Mitgl.) Iris Ploog 

Dominik Wieckhorst (bgl. Mitgl.) Tatjana Larsen 

Heinz Werner Frings (bgl. Mitgl.) Katja Seifert 

 

 

 

Umwelt- und Bauausschuss 
 

 

Vertreter 
Gerrit van den Toren Frank Petzold (bgl. Mitgl.) 

Gustav Otto Jonas (bgl. Mitgl.) Jens Kolls  

Dr. Ina Walenda (bgl. Mitgl.) Hans-Jörg Lüth 

Thomas Rahn (bgl. Mitgl.)  

 

 

 

Jugendhilfeausschuss 
 

 

Vertreter 
Lennart Wulf (1. stv. Vorsitz) Sabrina Jacob 

Tatjana Larsen Dominik Wieckhorst 

 

 

 

Mit freundlichen  Grüßen 

 

 

 

 

gez. Kai Dolgner 

(Fraktionsvorsitzender) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/436

18.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der 
Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Anlage/n: 
Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/die Grünen

TOP 8.3



Kreistagssitzung am Montag, 29.06.2020
TOP 8 und TOP 9: Vorschläge zur Besetzung der Ausschüsse

Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf,

die Fraktion von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN schlägt folgende Personen zur Besetzung der
Ausschüsse vor:

Hauptausschuss
Mitglieder: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Dr. Christine von Milczewski
Stellvertreter*innen: Gudrun Rempe, Dirk Behrens, Lukas Strathmann

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung
Mitglieder: Hauke Kruse, Gudrun Rempe, Dirk Behrens
Stellvertreter*innen: Ulrike Khuen-Rauter, Kirsten Zülsdorff, Lennart Sass (BM)

Regionalentwicklungsausschuss
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Klaus Langer, Armin Rösener
Stellvertreter*innen: Dr. Anne Ipsen, Gudrun Rempe,

Sozial- und Gesundheitsausschuss
Vorsitzende und Mitglied: Dr. Christine von Milczewski
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Lukas Strathmann
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Dirk Behrens, Gudrun Rempe,

Umwelt- und Bauausschuss
Stellvertr. Vorsitzender und Mitglied: Hauke Kruse
Mitglieder: Gudrun Rempe, Dr. Anne Ipsen
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Klaus Schaffner (BM),

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KREISHAUS, 24768 RENDSBURG Kreistagsfraktion RD-Eck
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Kreishaus
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg
Tel. 04331/202-362
Fax 04331/202-566

Rendsburg, 18.06.2020

An die Kreispräsidentin des
Kreises Rendsburg-Eckernförde
Frau Dr. Juliane Rumpf
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg

TOP 8.3



Jugendhilfeausschuss
Mitglieder: Lukas Strathmann, Barbara Gonnermann (BM)
Stellvertreter*innen: Norbert Schildbach (BM), Lennart Sass (BM),

Mit freundlichen Grüßen

Kirsten Zülsdorff Armin Rösener
(Fraktionsvorsitzende) (Fraktionsvorsitzender)

TOP 8.3



                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/435

18.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der 
Kreistagsfraktion FDP
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Anlage/n: 
Antrag der FDP-Kreistagsfraktion vom 17.06.2020

TOP 8.4



   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
  
 

       
 17.06.2020 

 
 
Sitzung des Kreistages am 29.06.2020 
TOP 8.1 Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien 
 
Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin, 
die FDP – Fraktion stellt folgende Anträge zur Umbesetzung von Ausschüssen: 
 
Der Kreistag möge beschließen: 
 
Herr Werner Schmidt ist nicht mehr bürgerliches Mitglied der FDP-Fraktion. 
Herr Marco Banaski wird bürgerliches Mitglied der FDP-Fraktion. 
 
 
Unter Bezugnahme auf TOP 8.1: 
 
Sozial- und Gesundheitsausschuss 
Herr René Banaski wird Ausschussmitglied 
Herr Marco Banaski wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Victoria Wesemann wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Umwelt- und Bauausschuss 
Herr Janis Dass wird Ausschussmitglied 
Herr Alexander Wachs wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Henry Deising wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Regional- und Entwicklungsschuss 
Frau Ronja Eidtmann wird Ausschussmitglied 
Herr Alexander Wachs wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Tina Schuster wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Jugendhilfeausschuss 
Herr Dr. Jan Traulsen wird Ausschussmitglied 
Herr René Banaski wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Michael Stötzler wird 2.stellvertr. Ausschussmitgied 
 

 
FDP Kreistagsfraktion Rendsburg – Eckernförde 

An die Kreispräsidentin des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde 
Frau Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 

 
 
 
 

Tina Schuster 
Fraktionsvorsitzende 
 
FDP-Kreistagsfraktion 
Rendsburg-Eckernförde 
Kreishaus 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg 
 
Telefon: 04331 202 359 
Telefax: 04331 202 563 
schuster@fdp-fraktion-rd.de 
www.fdp-fraktion-rd.de 

TOP 8.4



 
Schule, Sport, Kultur und Bildung 
Frau Tina Schuster wird Ausschussmitglied 
Herr Dr. Jan Traulsen wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Frau Victoria Wesemann wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
Hauptausschuss 
Herr Henry Deising wird Ausschussmitglied 
Frau Tina Schuster wird 1. stellvertr. Ausschussmitglied 
Herr Janis Daas wird 2. stellvertr. Ausschussmitglied 
 
 
Aufgrund des Ausscheidens des Herrn Holger N. Koch aus dem Kreistag wird zusätzlich die  
folgende Umbesetzung beantragt: 
 
Unterausschuss des Hauptausschusses – Rechnungsprüfung 
Herr Alexander Wachs wird Mitglied des Unterausschusses des Hauptausschusses – 
Rechnungsprüfung. 
 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Sparkassen Rendsburg – Eckernförde 
Herr Alexander Wachs wird Mitglied der Verbandsversammlung des Zweckverbandes der 
Sparkassen Rendsburg – Eckernförde 
 
 
Weiterer Umbesetzungsantrag: 
 
Ältestenrat 
Frau Tina Schuster ist nicht mehr Mitglied im Ältestenrat. Neues Mitglied wird Henry P. 
Deising. 
 

 
Mit freundlichem Gruß 
 
Tina Schuster 
FDP-Fraktionsvorsitzende 

TOP 8.4



                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/440

19.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der SSW-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Anlage/n: 
Antrag der SSW-Kreistagsfraktion

TOP 8.5



 

 

 

 

 

 

 

 

An die Kreispräsidentin, 

Frau Dr. Juliane Rumpf  

des Kreises Rendsburg-Eckernförde                                                        

Kaiserstraße 8 

24768 Rendsburg  

 

Antrag zur Neubesetzung des Hauptausschusses und der Fachausschüsse nach §35 Abs. 4 KrO. 

 

Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin, 

 

der Kreistag möge bei der Neubesetzung des Hauptausschusses und der Fachausschüsse, die durch 

gemeinsamen Antrag der Kreisfraktionen der CDU, SPD, Bündnis90/Die Grünen, FDP, WGK und SSW 

nach §41 Abs. 10 KrO bedingten Antrags zur Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse (TOP Ö 8.1 

Kreistagssitzung,  29. Juni 2020) nach §35 Abs. 4 KrO folgende Wahlvorschläge der SSW-Fraktion 

beschließen: 

 

1. Hauptausschuss: stimmberechtigtes Mitglied Dr. Michael Schunck,  

stellvertretendes Mitglied Susanne Storch 

2. Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung: stimmberechtigtes Mitglied Susanne Storch,  

1. stellvertretendes Mitglied Fiona Koch,  

2. stellvertretendes Mitglied Severin Staack 

3. Regionalentwicklungsausschuss: stimmberechtigtes Mitglied Susanne Storch,  

1. stellvertretendes Mitglied Godber Andresen, 

2. stellvertretendes Mitglied Marcel Feldmann 

4. Sozial- und Gesundheitsausschuss: stimmberechtigtes Mitglied Dr. Michael Schunck,  

1. stellvertretendes Mitglied Mette Sunesen,  

2. stellvertretendes Mitglied Wolfgang Lausten 

5. Umwelt und Bauschuss: stimmberechtigtes Mitglied Rainer Bosse,  

1. stellvertretendes Mitglied Godber Andresen,  

                    SSW Kreistagsfraktion  

                    Rendsburg - Eckernförde  

                    Kreishaus, Kaiserstraße 8-10  

                    24768 Rendsburg   

TOP 8.5



 

 

2. stellvertretendes Mitglied Marcel Feldmann 

6. Jugendhilfeausschuss: beratendes Mitglied Volker Plath,  

1. stellvertretendes Mitglied Wolfgang Lausten,  

2. stellvertretendes Mitglied Thorsten Bastian 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Schunck, 

Fraktionsvorsitzender des SSW im Kreistag Rendsburg-Eckernförde 

TOP 8.5
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/442

22.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der CDU-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Anlage/n: 
Antrag der CDU-Kreistagsfraktion

TOP 8.6



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 Email: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
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CDU-Kreistagsfraktion | Paradeplatz 10 | 24768 Rendsburg 
 

 
 
 
 
 
 

 
22.06.2020 

 
Sehr geehrter Frau Kreispräsidentin, 
 
für die Sitzung des Kreistages am Montag, 29. Juni 2020 zum Tagesordnungspunkt 8 schlägt die 
CDU-Fraktion folgende Personen vor: 
 
Mitglieder im Hauptausschuss: 
Tim Albrecht, Eike Fandrey, Martin Harders, Ralf Kaufmann, Sabine Mues, Beate Nielsen, Reimer 
Tank, Thorsten Schulz 
 
Stellvertretende Mitglieder im Hauptausschuss: 
Peter Thordsen, Norbert Wilkens, Thomas Kahle, Lukas Bremer, Christian Schlömer 
 
------------- 
 
Mitglieder im Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung: 
Martin Harders, Ralf Kaufmann, Guido Wendt, Norbert Wilkens, Ole Bening (wählbarer Bürger), 
Andrea Heiderich (wählbare Bürgerin), Nina Henning (wählbare Bürgerin), Patrick Ziebarth 
(wählbarer Bürger) 
 
Stellvertretende Mitglieder Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung: 
Hendrik Geilenkirchen (wählbarer Bürger), Nele Sieh-Petersen (wählbare Bürgerin), Janina 
Vandersee (wählbare Bürgerin),  
 
------------- 
 
Mitglieder im Regionalentwicklungsausschuss: 
Lukas Bremer, Manfred Christiansen, Eike Fandrey, Thomas Kahle, Dirk Schülldorf, Volker Stiefel, 
Diana Marschke (wählbare Bürgerin), Bastian Hansen (wählbarer Bürger) 
 
Stellvertretende Mitglieder im Regionalentwicklungsausschuss: 

An die 
Kreispräsidentin des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde 
 

TOP 8.6



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 Email: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
  

Besuchen Sie uns im Internet: www.cdu-rd-eck.de 

Mike Buchau (wählbarer Bürger), Björn Gallenkamp (wählbarer Bürger), Kerstin Hattendorf-
Selchow (wählbare Bürgerin), Lutz von der Geest (wählbarer Bürger) 
 
------------- 
 
Mitglieder im Sozial- und Gesundheitsausschuss: 
Sabine Mues, Christian Schlömer, Konstantinos Wensierski, Norbert Wilkens, Ute Dose (wählbare 
Bürgerin), Birka Lembcke (wählbare Bürgerin), Ulrike Rammer (wählbare Bürgerin), Martin von 
Spreckelsen (wählbarer Bürger) 
 
Stellvertretende Mitglieder im Sozial- und Gesundheitsausschuss: 
Kerstin Dreja, Ralf Kaufmann, Timea Aden (wählbare Bürgerin), Timo Höppner (wählbarer Bürger),  
 
------------- 
 
Mitglieder im Umwelt- und Bauausschuss: 
Torben Ackermann, Karola Blunck, Hans Cordts, Holger Gränert, Reimer Tank, Peter Thordsen, Rixa 
Kleinschmit (wählbare Bürgerin), Kasten Wiele (wählbarer Bürger) 
 
Stellvertretende Mitglieder im Umwelt- und Bauausschuss: 
Christoph Arp (wählbarer Bürger), Oliver Rumpf (wählbarer Bürger), Jürgen Peter Speck (wählbarer 
Bürger), Nikolaus Träuptmann (wählbarer Bürger) 
 
------------- 
 
Mitglieder im Jugendhilfeausschuss: 
Kerstin Dreja, Martin Harders, Beate Nielsen, Christan Schlömer 
 
Stellvertretende Mitglieder im Jugendhilfeausschuss: 
Christiane Ostermeyer, Birka Lembcke (wählbare Bürgerin), Volger Bergt (wählbarer Bürger) 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Tim Albrecht 

TOP 8.6
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/444

23.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der AfD-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Antrag ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der AfD-Kreistagsfraktion

TOP 8.7



  AfD Kreistagsfraktion  

                                                                                                                   Rendsburg - Eckernförde

                                                                                                  Sven Chilla  

                                                                                                              Thorsten Uhrbrock 

 

       

AfD Fraktion Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Kreishaus 

24768 Rendsburg 

 

An die 

Präsidentin des 

Kreistages Rendsburg-Eckernförde 

Frau Dr. Juliane Rumpf 

Kreishaus 

24768 Rendsburg 

 

 

 

Sitzung des Kreistages am 29.06.2020 

Umbesetzung diverser Ausschüsse 

 

 
Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf, 

 

wir beantragen die Neubesetzung folgender Ausschüsse: 

 

  Mitglied Stellvertretendes Mitglied   Stellvertretendes Mitglied2 

 

Hauptaus.     Sven Chilla Thorsten Uhrbrock  Waldemar Freis 

 

SSKB  T.Uhrbrock S.Chilla   Mike Flick 

 

REA  T.Uhrbrock S.Chilla   M.Flick 

 

S&G  S.Chilla T.Uhrbrock   M.Flick 

 

U&B   T.Uhrbrock S.Chilla   M.Flick 

 

Jugendh. Beratendes M.   T.Uhrbrock                        Stellv. b. M.   W.Freis 

 

 

 

 

 

mit freundlichen Grüßen 

 

Thorsten Uhrbrock 

Fraktionsvorsitzender 
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                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/445

23.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der WGK-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Antrag ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der WGK-Kreistagsfraktion

TOP 8.8



  

 
 

WGK Kreistagsfraktion 

Dr. Susanne Kirchhof 

Dr. Reinhard Jentzsch 

Kontakt: 

Kirchhof@wgk-net.de 

Jentzsch@wgk-net.de 

Bürgerliche Mitglieder 

Dr. Andreas Höpken 

Rainer Böttcher 

Ingrid Schäfer-Jansen 

Arno Jöhnk 

Frank Frühling 

Fraktion der WGK 
im Kreistag Rendsburg-Eckernförde 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg  
www.wgk-net.de 

 

 
 
Frau Kreispräsidentin  

Dr. Juliane Rumpf  

Kreishaus  

24768 Rendsburg 

 

 

 

         

 

           22.6.2020 
 

 

Sitzung des Kreistags am 29.6.2020, TOP 8.1 Umbesetzung der Ausschüsse 

 

Der Kreistag möge beschließen 

 

Besetzung der Ausschüsse durch die WGK-Fraktion wie folgt: 

 

Hauptausschuss: 

Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

stellver. Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 

 

Regionalentwicklungsausschuss 

Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

1. stellver. Ausschussmitglied: Rainer Böttcher 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 

 

Umwelt- und Bauausschuss 

Ausschussmitglied: Rainer Böttcher 

1. stellver. Ausschussmitglied: Arno Jöhnk 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

 

Sozial- und Gesundheitsausschuss  

Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer-Jansen 

1. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Jugendhilfeausschuss 

 

Ausschussmitglied: Frank Frühling 

1. stellver. Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer Jansen 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 

 

 

 

 

TOP 8.8



  

 
 

WGK Kreistagsfraktion 

Dr. Susanne Kirchhof 

Dr. Reinhard Jentzsch 

Kontakt: 

Kirchhof@wgk-net.de 

Jentzsch@wgk-net.de 

Bürgerliche Mitglieder 

Dr. Andreas Höpken 

Rainer Böttcher 

Ingrid Schäfer-Jansen 

Arno Jöhnk 

Frank Frühling 

Fraktion der WGK 
im Kreistag Rendsburg-Eckernförde 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg  
www.wgk-net.de 

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung 

 

Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer-Jansen 

1. stellver. Ausschussmitglied: Frank Frühling  

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Unterausschuss Rechnungsprüfung 

Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Unterausschuss Feuerwehr 

Ausschussmitglied: Frank Frühling 

 

Für die WGK-Fraktion 

 

Susanne Kirchhof 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/445-001

24.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Neubesetzung der Wahlstellen der Ausschüsse - Antrag der WGK-
Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der geänderte Antrag ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Geänderter Antrag Neubesetzung WGK

TOP 8.8.1



  

 
 

WGK Kreistagsfraktion 

Dr. Susanne Kirchhof 

Dr. Reinhard Jentzsch 

Kontakt: 

Kirchhof@wgk-net.de 

Jentzsch@wgk-net.de 

Bürgerliche Mitglieder 

Dr. Andreas Höpken 
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Frau Kreispräsidentin  

Dr. Juliane Rumpf  

Kreishaus  

24768 Rendsburg 

 

 

 

         

 

           24.6.2020 
 

 

Sitzung des Kreistags am 29.6.2020, TOP 8.1 Umbesetzung der Ausschüsse 

 

Der Kreistag möge beschließen 

 

Besetzung der Ausschüsse durch die WGK-Fraktion wie folgt: 

 

Hauptausschuss: 

Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

stellver. Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 

 

Regionalentwicklungsausschuss 

Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

1. stellver. Ausschussmitglied: Rainer Böttcher 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 

 

Umwelt- und Bauausschuss 

Ausschussmitglied: Rainer Böttcher 

1. stellver. Ausschussmitglied: Arno Jöhnk 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

 

Sozial- und Gesundheitsausschuss  

Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer-Jansen 

1. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Andreas Höpken 

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Jugendhilfeausschuss 

 

Beratendes Ausschussmitglied: Frank Frühling 

1. stellver. beratendes Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer Jansen 

2. stellver. beratendes Ausschussmitglied: Dr. Susanne Kirchhof 
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WGK Kreistagsfraktion 

Dr. Susanne Kirchhof 

Dr. Reinhard Jentzsch 

Kontakt: 

Kirchhof@wgk-net.de 

Jentzsch@wgk-net.de 

Bürgerliche Mitglieder 

Dr. Andreas Höpken 

Rainer Böttcher 

Ingrid Schäfer-Jansen 

Arno Jöhnk 

Frank Frühling 

Fraktion der WGK 
im Kreistag Rendsburg-Eckernförde 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg  
www.wgk-net.de 

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung 

 

Ausschussmitglied: Ingrid Schäfer-Jansen 

1. stellver. Ausschussmitglied: Frank Frühling  

2. stellver. Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Unterausschuss Rechnungsprüfung 

Ausschussmitglied: Dr. Reinhard Jentzsch 

 

Unterausschuss Feuerwehr 

Ausschussmitglied: Frank Frühling 

 

Für die WGK-Fraktion 

 

Susanne Kirchhof 

TOP 8.8.1
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/437

18.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- nichtöffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in den 
Ausschüssen - Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

TOP 9.1



Kreistagssitzung am Montag, 29.06.2020
TOP 8 und TOP 9: Vorschläge zur Besetzung der Ausschüsse

Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf,

die Fraktion von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN schlägt folgende Personen zur Besetzung der
Ausschüsse vor:

Hauptausschuss
Mitglieder: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Dr. Christine von Milczewski
Stellvertreter*innen: Gudrun Rempe, Dirk Behrens, Lukas Strathmann

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung
Mitglieder: Hauke Kruse, Gudrun Rempe, Dirk Behrens
Stellvertreter*innen: Ulrike Khuen-Rauter, Kirsten Zülsdorff, Lennart Sass (BM)

Regionalentwicklungsausschuss
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Klaus Langer, Armin Rösener
Stellvertreter*innen: Dr. Anne Ipsen, Gudrun Rempe,

Sozial- und Gesundheitsausschuss
Vorsitzende und Mitglied: Dr. Christine von Milczewski
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Lukas Strathmann
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Dirk Behrens, Gudrun Rempe,

Umwelt- und Bauausschuss
Stellvertr. Vorsitzender und Mitglied: Hauke Kruse
Mitglieder: Gudrun Rempe, Dr. Anne Ipsen
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Klaus Schaffner (BM),

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KREISHAUS, 24768 RENDSBURG Kreistagsfraktion RD-Eck
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Kreishaus
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg
Tel. 04331/202-362
Fax 04331/202-566

Rendsburg, 18.06.2020

An die Kreispräsidentin des
Kreises Rendsburg-Eckernförde
Frau Dr. Juliane Rumpf
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg

TOP 9.1



Jugendhilfeausschuss
Mitglieder: Lukas Strathmann, Barbara Gonnermann (BM)
Stellvertreter*innen: Norbert Schildbach (BM), Lennart Sass (BM),

Mit freundlichen Grüßen

Kirsten Zülsdorff Armin Rösener
(Fraktionsvorsitzende) (Fraktionsvorsitzender)

TOP 9.1
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/437-001

24.06.2020

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in den 
Ausschüssen - geänderter Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der geänderte Antrag ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Geänderter Antrag Neubesetzung Vorsitzende Die Grünen

TOP 9.1.1



Kreistagssitzung am Montag, 29.06.2020
TOP 8 und TOP 9: Vorschläge zur Besetzung der Ausschüsse

Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf,

die Fraktion von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN schlägt folgende Personen zur Besetzung der
Ausschüsse vor:

Hauptausschuss
Mitglieder: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Dr. Christine von Milczewski
Stellvertreter*innen: Gudrun Rempe, Dirk Behrens, Lukas Strathmann

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung
Mitglieder: Hauke Kruse, Gudrun Rempe, Dirk Behrens
Stellvertreter*innen: Ulrike Khuen-Rauter, Kirsten Zülsdorff, Lennart Sass (BM)

Regionalentwicklungsausschuss
2. Stellvertr. Vorsitzender und Mitglied: Armin Rösener
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Klaus Langer,
Stellvertreter*innen: Dr. Anne Ipsen, Gudrun Rempe,

Sozial- und Gesundheitsausschuss
Vorsitzende und Mitglied: Dr. Christine von Milczewski
Mitglieder: Ulrike Khuen-Rauter, Lukas Strathmann
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Dirk Behrens, Gudrun Rempe,

Umwelt- und Bauausschuss
1. Stellvertr. Vorsitzender und Mitglied: Hauke Kruse
Mitglieder: Gudrun Rempe, Dr. Anne Ipsen
Stellvertreter*innen: Kirsten Zülsdorff, Armin Rösener, Klaus Schaffner (BM),

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KREISHAUS, 24768 RENDSBURG Kreistagsfraktion RD-Eck
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Kreishaus
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg
Tel. 04331/202-362
Fax 04331/202-566

Rendsburg, 19.06.2020

An die Kreispräsidentin des
Kreises Rendsburg-Eckernförde
Frau Dr. Juliane Rumpf
Kaiserstr. 8-10
24768 Rendsburg

TOP 9.1.1



Jugendhilfeausschuss
Mitglieder: Lukas Strathmann, Barbara Gonnermann (BM)
Stellvertreter*innen: Norbert Schildbach (BM), Lennart Sass (BM),

Mit freundlichen Grüßen

Kirsten Zülsdorff Armin Rösener
(Fraktionsvorsitzende) (Fraktionsvorsitzender)

TOP 9.1.1
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/439

19.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in den 
Ausschüssen - Antrag der SPD-Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der SPD-Kreistagsfraktion 

TOP 9.2



 

 

      

Sozialdemokratische Partei Deutschland              Dr.  Kai Dolgner 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  Fraktionsvorsitzender -  

 
SPD Kreistagsfraktion  Telefon    e-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
Rendsburg-Eckernförde 0 43 31) 2 02- 3 60 spd-fraktion@gmx.de  Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner  (0 43 31) 14 96 24 
Kaiserstraße 8   Fax:     Internet: www.spd-  IBAN: DE22 214 500  Lüttmoor 38   Fax: (04331) 21 746 
24768  Rendsburg   (0 43 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion      000 000 031 097   24783 Osterrönfeld kai.dolgner@gmx.de  

 

SPD 

                        Rendsburg, den 19.06.2020 

An die  

Kreispräsidentin des 

Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Frau J. Rumpf 

 

- im Hause - 

 

 

 

 

Kreistagssitzung am 29.06.2020; 

hier TOP 8: Neubesetzung von Ausschüssen 

 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Kreispräsidentin, 

 

die SPD-Kreistagsfraktion schlägt folgende Personen vor zum TOP 8, Neubesetzung in den 

Ausschüssen: 

 

Der Kreistag möge beschließen: 

 
 

Hauptausschuss 
 

 

Vertreter 
Dr. Kai Dolgner (1. stv. Vorsitz.) Lennart Wulf 

Sabrina Jacob Gerrit van den Toren 

Hans-Jörg Lüth Michael Rohwer 

Iris Ploog Anke Göttsch 

 

 

 

Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und 

Bildung 

 

Vertreter 

Michael Rohwer (Vorsitz) Frank Petzold (bgl. Mitgl.) 

Renate Brunkert Anke Clark (bgl. Mitgl.) 

Katja Seifert Karina Kuhlmann (bgl. Mitgl.) 

Nicole Petersen (bgl. Mitgl.) Bernhard Fleischer  

 

 

 

Regionalentwicklungsausschuss 
 

 

Vertreter 
Anke Göttsch (Vorsitz) Tatjana Larsen 

Jens Kolls Michael Rohwer 

Martin Tretbar-Endres Gerrit van den Toren 

Anke Clark (bgl. Mitgl.) Heinz Werner Frings (bgl. Mitgl.) 

 

 

 

 

TOP 9.2
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Sozialdemokratische Partei Deutschland              Dr.  Kai Dolgner 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  Fraktionsvorsitzender -  

 
SPD Kreistagsfraktion  Telefon    e-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
Rendsburg-Eckernförde 0 43 31) 2 02- 3 60 spd-fraktion@gmx.de  Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner  (0 43 31) 14 96 24 
Kaiserstraße 8   Fax:     Internet: www.spd-  IBAN: DE22 214 500  Lüttmoor 38   Fax: (04331) 21 746 
24768  Rendsburg   (0 43 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion      000 000 031 097   24783 Osterrönfeld kai.dolgner@gmx.de  

 

SPD 

 

 

 

Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 

 

Vertreter 
Bernhard Fleischer (2. stv. Vorsitz) Thomas Rahn (bgl. Mitgl.) 

Peter Skowron (bgl. Mitgl.) Iris Ploog 

Dominik Wieckhorst (bgl. Mitgl.) Tatjana Larsen 

Heinz Werner Frings (bgl. Mitgl.) Katja Seifert 

 

 

 

Umwelt- und Bauausschuss 
 

 

Vertreter 
Gerrit van den Toren Frank Petzold (bgl. Mitgl.) 

Gustav Otto Jonas (bgl. Mitgl.) Jens Kolls  

Dr. Ina Walenda (bgl. Mitgl.) Hans-Jörg Lüth 

Thomas Rahn (bgl. Mitgl.)  

 

 

 

Jugendhilfeausschuss 
 

 

Vertreter 
Lennart Wulf (1. stv. Vorsitz) Sabrina Jacob 

Tatjana Larsen Dominik Wieckhorst 

 

 

 

Mit freundlichen  Grüßen 

 

 

 

 

gez. Kai Dolgner 

(Fraktionsvorsitzender) 

TOP 9.2
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/441

22.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Wahl der Vorsitzenden und deren Stellvertretungen in den 
Ausschüssen - Antrag der CDU-Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der CDU-Kreistagsfraktion 

TOP 9.3



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 Email: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
  

Besuchen Sie uns im Internet: www.cdu-rd-eck.de 

 

 
 
 
 
 
 

CDU-Kreistagsfraktion | Paradeplatz 10 | 24768 Rendsburg 
 

 
 
 
 
 
 

 
22.06.2020 

 
Sehr geehrter Frau Kreispräsidentin, 
 
für die Sitzung des Kreistages am Montag, 29. Juni 2020 zum Tagesordnungspunkt 9 schlägt die 
CDU-Fraktion folgende Personen vor: 
 
Hauptausschuss: 
Vorsitzender: Thorsten Schulz 
2. stellvertretender Ausschussvorsitzender: Tim Albrecht 
 
------------- 
 
Ausschusses für Schule, Sport, Kultur und Bildung: 
1. stellvertretender Ausschussvorsitzender: Ralf Kaufmann 
2. stellvertretende Ausschussvorsitzende: Tina Schuster 
 
------------- 
 
Regionalentwicklungsausschuss: 
1. stellvertretender Ausschussvorsitzender: Eike Fandrey 
 
------------- 
 
Sozial- und Gesundheitsausschuss: 
1. stellvertretende Ausschussvorsitzende: Sabine Mues 
 
------------- 
 
Umwelt- und Bauausschuss: 
Ausschussvorsitzender: Reimer Tank 
2. stellvertretender Ausschussvorsitzender: Rainer Bosse 

An die 
Kreispräsidentin des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde 
 

TOP 9.3



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 Email: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
  

Besuchen Sie uns im Internet: www.cdu-rd-eck.de 

 
------------- 
 
Jugendhilfeausschuss: 
Ausschussvorsitzende: Beate Nielsen 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Tim Albrecht 

TOP 9.3
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/424

10.06.2020

Fiedler, Nina

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
In der Kreistagssitzung am 09.03.2020 wurden keine Beschlüsse in nichtöffentlicher 
Sitzung beschlossen.

Relevanz für den Klimaschutz:
entfällt

Finanzielle Auswirkungen: 
entfällt

Anlage/n: 

TOP 10
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/414

08.06.2020

Mens, Beate

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Bericht über die Umsetzung von öffentlichen Beschlüssen im Kreistag
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Relevanz für den Klimaschutz:
entfällt

Finanzielle Auswirkungen: 
entfällt

Anlage/n: 

TOP 11



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst 1.3 – Gremien und Recht 

 
 
 

08.06.2020 
 
Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Kreistages in öffentlicher Sitzung 
 

Lfd. 
Nr. 

Datum der 
Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Be-
schlusses 

Zuständig für 
die Umsetzung 

Erledigt am Bemerkungen/Hinweise 

1  Ausschreibung der ÖPNV-
Leistungen 

FB 2 06.04.2020 Der Zuschlag auf das wirtschaftlichste An-
gebot wurde am 06.04.2020 erteilt. 

2 17.06.2019 Gründung einer Klimaschutza-
gentur 

FB 2   Die Klimaschutzagentur befindet sich im 
Gründungsprozess. Ein beim Finanzamt 
Kiel vorgelegter Entwurf eines Gesell-
schaftsvertrags befindet sich dort hinsicht-
lich der Anforderungen an die Gemeinnüt-
zigkeit in der Überprüfung. Eine Rückmel-
dung des Finanzamtes hierzu liegt noch 
nicht vor. 

 
Im Auftrag 
Beate Mens 

TOP 11
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/363

21.03.2020

Mens, Beate

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Eilentscheidungen des Landrates für Kreistag
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde der reguläre Sitzungsbetrieb von Mitte März 
bis Mai 2020 ausgesetzt. 

In diesem Zeitraum wurden für dringende Maßnahmen durch den Landrat 
Eilentscheidungen getroffen. Die Fraktionsspitzen wurden jeweils im Vorfeld 
informiert und konnten ein entsprechendes Votum abgeben.

Alle Kreistagsmitglieder wurden unverzüglich über die Eilentscheidungen informiert.

Alle relevanten Eilentscheidungen sind einzeln als Anlagen zu dieser Vorlage 
beigefügt.

Relevanz für den Klimaschutz:
entfällt

Finanzielle Auswirkungen: 
entfällt

Anlage/n: 

TOP 13



TOP 13



TOP 13



TOP 13



TOP 13
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/423

10.06.2020

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und Ge-
sundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Änderung der Satzung über die Bestellung einer/eines ehrenamtlichen 
Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinderung
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt die Änderung der Satzung des Kreises Rendsburg-Eckern-
förde über die Bestellung einer / eines ehrenamtlichen Kreisbeauftragten für Men-
schen mit Behinderung in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:

Die Wahlzeit der/des Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinderung ist nach der 
derzeitigen Satzung vom 30. Dezember 2009 nicht an die Wahlzeit des Kreistags 
angepasst, sondern beträgt vier Jahre. Die Wahlzeit der/des Kreisbeauftragen für 
Kulturangelegenheiten läuft demgegenüber parallel zu der Wahlzeit des Kreistags. 
So lautet § 4 Abs. 1 der Satzung des Kreiskulturbeauftragten vom 23.09.2013: 
„Die/der Beauftragte wird vom Kreistag für die Dauer der Wahlzeit bestellt.“ Es er-
scheint sinnvoll, die Wahlzeit der/des Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rung an die Wahlzeit des Kreistags anzupassen. So kann der Kreistag zu Beginn 
jeder Kommunalwahlperiode die Kreisbeauftragten wählen. Diese bleiben es für die 
Dauer der Kommunalwahlperiode.

§ 7 Abs. 1 Satz 1 der Satzung lautet bisher wie folgt: „Die /der Beauftragte wird vom 
Kreistag widerruflich für die Dauer von 4 Jahren bestellt. “ Es wird vorgeschlagen, 
diesen Satz wie folgt zu ändern: „Die/Der Beauftragte wird vom Kreistag für die Dau-
er der Wahlzeit des Kreistages bestellt.“ Einer Erwähnung des Wortes „widerruflich“ 
bedarf es nicht, da in § 7 Abs. 6 der Satzung das Widerrufsverfahren durch den 
Kreistag geregelt ist.

TOP 14
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Der Sozial- und Gesundheitsausschuss hat die Empfehlung an den Kreistag in der 
Sitzung am 28.4.2020 einstimmig ausgesprochen.

Relevanz für den Klimaschutz: Entfällt

Finanzielle Auswirkungen: Keine

Anlagen: Alte und neue Satzung über die Bestellung eines/einer ehrenamtlichen 
Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinderung

TOP 14



TOP 14



TOP 14



TOP 14



Satzung des Kreises Rendburg-Eckernförde über die Bestellung einer / eines 
ehrenamtlichen Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinderung 

 
 
 

Aufgrund des § 4 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein wird nach 
Beschlussfassung durch den Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 
15.6.2020 folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Rechtsstellung 

 
(1) Zur Wahrung der Interessen der behinderten Einwohnerinnen und Einwohner 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde wird ein/eine ehrenamtliche/r 
Kreisbeauftragte/r für Menschen mit Behinderung (nachfolgend „Beauftragte/r“ 
genannt) bestellt. 

 
(2) Die/Der Beauftragte ist ehrenamtlich tätig und handelt weisungsunabhängig. 

Die Beauftragung wird parteipolitisch neutral und überkonfessionell 
wahrgenommen. 
 

(3) Die/Der Beauftragte ist kein Organ des Kreises Rendsburg-Eckernförde. 
 
 

§ 2 
Teilnahme- und Antragsrecht 

 
(1) Die/Der Beauftragte ist über alle wichtigen Angelegenheiten zu unterrichten, 

die behinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 1 Landesbehinderten-
gleichstellungsgesetz („Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche 
Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist“) betreffen. Dazu sind der/dem Beauftragten die 
zur Erfüllung der Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben 
sowie erbetene Auskünfte zu erteilen. 

 
(2) Die/Der Beauftragte kann an den Sitzungen des Kreistages und seiner 

Ausschüsse in Angelegenheiten, die behinderte Einwohnerinnen und 
Einwohner des Kreises betreffen, teilnehmen und in den Fachausschüssen 
das Wort verlangen. Dies gilt nur dann für nichtöffentliche Sitzungen, wenn 
diese Themen der Beauftragung betreffen. Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen sind der/dem Beauftragten rechtzeitig bekannt zu geben. 
 

(3) Die/Der Beauftragte hat das Recht, in Angelegenheiten der behinderten 
Einwohnerinnen und Einwohner im Rahmen ihrer/seiner Aufgabenstellung 
Anfragen, Anregungen, Empfehlungen und Stellungnahmen an die 
Fachausschüsse oder die Landrätin/den Landrat abzugeben. 
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(4) Die/Der Beauftragte hat das Recht, eigenverantwortlich Öffentlichkeitsarbeit 
zu betreiben. 

 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
Die/Der Beauftragte 
 

 gibt Stellungnahmen und Empfehlungen gegenüber den Fachausschüssen, 
insbesondere gegenüber dem Sozial- und Gesundheitsausschuss, dem 
Umwelt- und Bauausschuss und dem Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und 
Bildung, bei Planungen und vor der Entscheidung über Maßnahmen ab, die 
Menschen mit Behinderungen betreffen. 

 

 berät die Verwaltung bei der Durchführung von Maßnehmen, die Menschen 
mit Behinderung betreffen. 
 

 fördert die Zusammenarbeit der im Kreis tätigen Behindertenorganisationen. 
 

 zeigt Möglichkeiten auf, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft für 
Menschen mit Behinderung im Rahmen der Zuständigkeiten des Kreises zu 
verbessern und wirkt bei der Umsetzung mit. 
 

 koordiniert Anliegen und Anregungen der behinderten Menschen und ihrer im 
Kreis tätigen Organisationen und leitet diese an die zuständigen Stellen 
weiter. 
 

 arbeitet mit Behindertenbeauftragten kreisangehöriger Städte und Gemeinden 
sowie anderer Kreise und kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein sowie mit 
der/dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung zusammen. 
 
 

§ 4 
Bericht 

 
Die/Der Beauftragte erstellt jährlich einen schriftlichen Bericht über ihre/seine 
Tätigkeit für den Sozial- und Gesundheitsausschuss. 
 
 

§ 5 
Finanzierung 

 
(1) Die/Der Beauftragte erhält eine Aufwandsentschädigung als monatliche 

Pauschale in Höhe von 166,-- Euro. Diese Pauschale deckt die Teilnahme an 
den Sitzungen des Kreistages / der Ausschüsse sowie alle üblicherweise 
entstehenden Kosten wie Büromaterial, Portokosten, Telefon usw. ab. 

 
(2) Fahrtkosten zu den unter § 2 genannten Sitzungen sind in der unter § 5 Abs. 1 

genannten Aufwandsentschädigung enthalten. Darüber hinaus gehende 
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Reisekosten sind von der Landrätin / dem Landrat im Vorwege genehmigen zu 
lassen und gesondert abzurechnen. 
 

(3) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde stellt angemessene Mittel für die 
Geschäftsbedürfnisse und die Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung. 
 
 

§ 6 
Verschwiegenheitspflicht 

 
(1) Die/Der Beauftragte ist auch nach Beendigung der Tätigkeit verpflichtet, über 

alle ihr/ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit 
zu bewahren. 

 
(2) Die/Der Beauftragte darf, auch nach Beendigung der Tätigkeit über 

Angelegenheiten, die der Verschwiegenheitspflicht unterliegen, ohne 
Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder 
Erklärungen abgeben. Die Genehmigung erteilt die Landrätin oder der 
Landrat. 
 

(3) Die/Der Beauftragte hat die jeweils einschlägigen Datenschutzvorschriften zu 
beachten. 

 
 

§ 7 
Bestellung und Auswahlverfahren 

 
(1) Die/Der Beauftragte wird vom Kreistag für die Dauer der Wahlzeit des 

Kreistages bestellt. 
 

(2) Der/Die Beauftragte soll ein Mensch mit Behinderung und für die 
Aufgabenerfüllung geeignet sein. Sie/Er muss ihren/seinen ersten Wohnsitz im 
Kreisgebiet haben. 
 

(3) Der/Die Vorsitzende des Sozial- und Gesundheitsausschusses schlägt in 
Abstimmung mit seinem/seiner/ihrem/ihrer Vertreter/Vertreterin sowie den von 
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden bestellten 
Behindertenbeauftragten und der/dem Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderung geeignete Personen für das Amt der oder des Kreisbeauftragten 
für Menschen mit Behinderung vor. Der Sozial- und Gesundheitsausschuss 
des Kreistages prüft die Vorschläge und unterbreitet dem Kreistag einen 
Entscheidungsvorschlag. 
 

(4) Die/Der Beauftragte darf nicht in einem Beschäftigungs- oder Dienstverhältnis 
zum Kreis Rendsburg-Eckernförde stehen. 
 

(5) Eine Vertretung wird nicht benannt. 
 

(6) Eine Abwahl ist jederzeit auf Antrag durch den Kreistag möglich. Der Antrag 
auf Abwahl ist inhaltlich zu begründen. 
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§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Rendsburg, den  
 
 
Dr. Rolf-Oliver Schwemer 
Landrat 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/420

09.06.2020

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Verlängerung der Amtszeit des Kreisbeauftragten für Menschen mit 
Behinderung
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Kreistag beschließt, die Wahlzeit von Herrn Michael Völker als Kreisbeauftragten 
für Menschen mit Behinderung entsprechend der Wahlzeit, die für den Kreistag gilt, 
bis zum Ende der Kommunalwahlperiode zu verlängern.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Die Wahlzeit des derzeitigen Kreisbeauftragten für Menschen mit Behinderung, 
Herrn Michael Völker, endet nach der derzeitigen Satzungslage im März 2022 (Wahl 
in der Sitzung des Kreistags am 26. März 2018). Die nächsten Kommunalwahlen 
finden voraussichtlich im Mai 2023 statt. Nach der Änderung der Satzung über die 
Bestellung einer/eines ehrenamtlichen Kreisbeauftragten für Menschen mit 
Behinderung wird vorgeschlagen, auch die Wahlzeit von Herrn Völker auf die Dauer 
der Kreiswahlperiode zu verlängern. Herr Völker ist hiermit einverstanden.

Relevanz für den Klimaschutz: ./.

Finanzielle Auswirkungen: ./.

Anlage/n: ./.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/430

15.06.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Resolution Imland Klinik gGmbh
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ist der Anlage zu entnehmen.

Anlage/n: 
Resolution Klinik Eckernförde
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Frau Kreispräsidentin  
Dr. Juliane Rumpf  
Kreishaus  
24768 Rendsburg 
 
 
Sitzung des Kreistags am 29. Juni 2020 
TOP: Resolution imland Klinik 
 
 

15. Juni 2020 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Rumpf, 
 
die Fraktionen von CDU, SPD, GRÜNEN, FDP, SSW und WGK beantragen, dass der 
Kreistag folgenden Beschluss fassen möge:  
 

1. Der Kreistag fordert die Landesregierung dazu auf, den Klinikstandort 
Eckernförde zu stärken und die notwendigen Investitionsmittel für die 
nachhaltige Sicherung des Standorts bereitzustellen. Der Kreistag erkennt an, 
dass das Land bereit ist Mittel zur Verfügung zu stellen, stellt jedoch klar, dass 
die avisierten 10 Millionen Euro Förderung für eine langfristige Sicherung des 
Standortes nur ein erster Schritt sein können. Hierfür sind mindestens 15,8 
Millionen Euro notwendig.  
 

2. Der Kreistag fordert die Bundesregierung dazu auf, die Finanzierung von 
Krankenhausleistungen – insbesondere in den Bereichen Geburtshilfe, Pädiatrie 
und Zentrale Notaufnahme – auskömmlich zu gestalten und die Fallpauschalen 
im DRG-System entsprechend anzupassen bzw. eine Grundfinanzierung für 
diese Bereiche sicherzustellen.  
Krankenhausleistungen, die auf Grundlage des Versorgungsauftrages von der 

imland gGmbH an den Standorten Rendsburg und Eckernförde angeboten 

werden, müssen sich wirtschaftlich tragen und dürfen nicht zum finanziellen 

Nachteil der Klinik sein.  

 
WGK-Kreistagsfraktion 

Kreishaus 

24768 Rendsburg 

Tel.: 0163-9256360 

kirchhof@wgk-net.de 
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Begründung:  
 
Der Klinikstandort Eckernförde spielt eine wichtige Rolle für die gesundheitliche Versorgung 
der Bevölkerung in und um Eckernförde und für die vielen Touristen, die an der Eckernförder 
Bucht oder auf der Halbinsel Schwansen Urlaub machen. Es gilt daher unbedingt, diesen 
Standort mit seinen Stationen langfristig zu erhalten und zu stärken. Der Kreis Rendsburg-
Eckernförde hat in den vergangenen Jahren über 18 Millionen Euro in seine Kliniken investiert 
(z.B. in die Digitalisierung) und sieht diese mit der von der Geschäftsführung erarbeiteten 
Strategie „imland23“ und dem dazugehörigen Standortkonzept auf einem guten Weg, sich 
zukunftssicher aufzustellen und an den beiden Standorten Rendsburg und Eckernförde 
qualitativ hochwertige Gesundheitsdienstleistungen anzubieten.  
 
Die vom Land jetzt in Aussicht gestellte Förderung in Höhe von 10 Millionen Euro ist für eine 
dauerhafte Sicherung des Klinikstandorts Eckernförde nicht ausreichend. Die Gebäude der 
imland Klinik Eckernförde gehören zu den ältesten im Land und haben dringenden 
Investitionsbedarf. Leider hat Eckernförde im Gegensatz zu anderen Klinikstandorten seit 
2011 keinerlei investive Fördermittel erhalten. Die akut benötigten Mittel belaufen sich auf 
mindestens 15,8 Millionen Euro. Der Kreistag bittet daher die Landesregierung, die 
notwendigen Mittel in weiteren Schritten zur Verfügung zu stellen und somit die Klinik in die 
Lage zu versetzen, ihrem Versorgungsauftrag in allen Bereichen langfristig nachkommen zu 
können.  
 
Ein Teil des Versorgungsauftrags der imland gGmbH ist es, unter anderem eine 
Geburtshilfestation und eine Zentrale Notaufnahme in Eckernförde vorzuhalten. Die 
Geburtshilfe und die Zentrale Notaufnahme in Eckernförde geraten immer wieder in den Fokus 
von Schließungsdiskussionen. Hintergrund hierfür ist ihre fehlende Wirtschaftlichkeit, die sich 
insbesondere dadurch begründet, dass die Fallpauschalen im DRG-System nicht 
auskömmlich gestaltet sind. Diese Tatsache gilt nicht nur für den Standort Eckernförde, 
sondern auch für den Standort Rendsburg und betrifft dort neben der Geburtshilfe und der 
Notaufnahme insbesondere auch die Pädiatrie. Der Kreistag fordert die Bundesregierung dazu 
auf, die Fallpauschalen anzupassen, bzw. eine Grundfinanzierung sicherzustellen, so dass die 
Stationen wirtschaftlich betrieben werden können und die Klinik ihrem Versorgungsauftrag in 
diesen Bereichen nachkommen kann.  
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Tim Albrecht                   Dr. Kai Dolgner                  Armin Rösener/Kirsten Zülsdorff        

CDU Fraktion                 SPD-Fraktion                     Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN      

 

Tina Schuster                 Dr. Michael Schunck          Dr. Susanne Kirchhof 

FDP Fraktion                  SSW Fraktion   WGK-Fraktion 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

/973-001-002-001-001

24.01.2020

Behrens, Klaus

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Kommunalaufsicht

Bearbeiter/in: Behrens, Klaus

Gründung einer Klimaschutzagentur
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

12.03.2020 Hauptausschuss Entscheidung
23.03.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beschließt auf Empfehlung des Umwelt- und Bauausschusses, 
dem Kreistag zu empfehlen, den dieser Vorlage beigefügten Entwurf des 
Gesellschaftsvertrages für eine Klimaschutzagentur mit Stand 24.01.2020 
zuzustimmen. Die Verwaltung wird ermächtigt, redaktionelle sowie sich aus 
Vorgaben des Finanzamts ergebende Änderungen am Vertragsentwurf 
vorzunehmen. 

Der Kreistag beschließt, den dieser Vorlage beigefügten Entwurf des 
Gesellschaftsvertrages für eine Klimaschutzagentur mit Stand 24.01.2020 
zuzustimmen. Die Verwaltung wird ermächtigt, redaktionelle sowie sich aus 
Vorgaben des Finanzamts ergebende Änderungen am Vertragsentwurf 
vorzunehmen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
In seiner Sitzung am 05.12.2019 wurde dem Hauptausschuss im Vorfeld der 
anstehenden Kreistagssitzung der Entwurf eines Gesellschaftsvertrages für eine 
Klimaschutzagentur des Kreises zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

Die Mitglieder des Hauptauschusses sahen ergänzenden Beratungsbedarf und 
empfahlen eine erneute Beratung im zuständigen Fachaussschuss. 

Aufgrund ergänzender Hinweise von der gemeindlichen Ebene sowie aus der Politik 
vor und in der Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses am 23.01.2020 ist dieser 
Vorlage eine aktualisierte Synopse beigefügt. Diese beinhaltet im rechten Teil den 
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um die zwischenzeitlich bei der Verwaltung eingegangenen Anregungen ergänzten 
Entwurf des Gesellschaftsvertrages mit Stand 24.01.2020.

Relevanz für den Klimaschutz:
Klimaschutz ist Kernaufgabe der Gesellschaft

Anlage/n: 
2020_01_24_Synopse_KSA_Gesellschaftsvertrag_Stand_24.01.2020_I.pdf
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Stand 15.11.2019 Stand 24.01.2020_1 Kommentare 

Gesellschaftsvertrag 
„Name der Gesellschaft‘ 

 
 

§ 1 
Firma; Sitz; Dauer, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung unter der Firma „Name der Gesellschaft‘. 
 

 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Rendsburg.  
 
(3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 
 
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Förderung des Natur-

schutzes, des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und 
des Hochwasserschutzes. Dieser Gesellschaftszweck 
wird insbesondere verwirklicht durch: 
 

 
a) Unterstützung der juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernförde zur Be-
rücksichtigung des Klimaschutzes bei der Wahrneh-
mung eigener und übertragender Aufgaben,  

 
b) Maßnahmen zur Aktivierung und Motivierung von ju-

ristischen Personen des Privatrechts und natürlichen 

Gesellschaftsvertrag 
Klimaschutzagentur im Kreis Rendsburg-Eckernförde 

 
 

§ 1 
Firma; Sitz; Dauer, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung unter der Firma Klimaschutzagentur im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde. 

 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Rendsburg.  
 
(3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 
 
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Förderung des Um-

weltschutzes, insbesondere im Bereich des Klimaschut-
zes. Dieser Gesellschaftszweck wird insbesondere ver-
wirklicht durch: 
 

 
a) Unterstützung der juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernförde zur Be-
rücksichtigung des Klimaschutzes bei der Wahrneh-
mung eigener und übertragener Aufgaben,  

 
b) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von loka-

len Klimaschutzmaßnahmen im Kreis Rendsburg-
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Personen im Kreis Rendsburg-Eckernförde für den 
Klimaschutz, insbesondere durch Öffentlichkeitsarbeit, 
Klimaschutzkampagnen und Förderung von bürger-
schaftlichem Engagement. 
 

c) Entwicklung bzw. Fortschreibung von individuellen 
Klimakonzepten mit Vorschlägen für konkrete Maß-
nahmen in den beteiligten Städten und Gemeinden 
(Gesellschafter). Die Gesellschaft kann sich dabei ex-
terner Unterstützung bedienen. 

 

d) Die Initiierung der entwickelten Klimaschutz- bzw. 
Klimaanpassungsmaßnahmen in den beteiligten Städ-
ten und Gemeinden (Gesellschafter). 
 
 
 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 
berechtigt, die der Erreichung des Gesellschaftszwecks 
dienlich sind, soweit sich diese mit der Gemeinnützigkeit 
(§3) vereinbaren lassen. Sie darf andere Unternehmen 
gleicher Art erwerben, vertreten, sich an solchen Unter-
nehmen beteiligen oder Mitglied werden. Ferner wird der 
Gesellschaftszweck verwirklicht durch die Beschaffung 
und Weiterleitung von Mitteln gemäß § 58 Nr. 1 AO zur 
Förderung der in Absatz 1 genannten steuerbegünstigten 
Zwecke durch andere steuerbegünstigte Körperschaften. 
Die Förderung und Unterstützung kann auch erfolgen 
durch die vergünstigte Überlassung von Gütern und Leis-
tungen gegenüber anderen steuerbegünstigten Körper-
schaften für deren steuerbegünstigte Zwecke (insbeson-
dere Förderung des Umweltschutzes). Diese haben die 
Ihnen zugewandten Mittel ausschließlich und unmittelbar 
für ihre steuerbegünstigten Zwecke (insbesondere Förde-
rung des Umweltschutzes) zu verwenden.  

Eckernförde; Angebot einer allgemeinen Klimaschutz-
beratung für alle Gemeinden des Kreises 
 
 
 

c) Entwicklung bzw. Fortschreibung und möglichst Um-
setzung von individuellen Klimakonzepten mit Vor-
schlägen für konkrete Maßnahmen für die Gesell-
schafter. Die Gesellschaft kann sich dabei externer 
Unterstützung bedienen. 
 

d) Die Initiierung der entwickelten Klimaschutz- bzw. 
Klimaanpassungsmaßnahmen der Gesellschafter. 

 

e) Management des Klimaschutzfonds des Kreises 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 

berechtigt, die der Erreichung des Gesellschaftszwecks 
dienlich sind, soweit sich diese mit der Gemeinnützigkeit 
(§3) vereinbaren lassen. Sie darf andere Unternehmen 
gleicher Art erwerben, vertreten, sich an solchen Unter-
nehmen beteiligen oder Mitglied werden. Ferner wird der 
Gesellschaftszweck verwirklicht durch die Beschaffung 
und Weiterleitung von Mitteln gemäß § 58 Nr. 1 AO zur 
Förderung der in Absatz 1 genannten steuerbegünstigten 
Zwecke durch andere steuerbegünstigte Körperschaften 
oder juristische Personen des öffentlichen Rechts. Die 
Förderung und Unterstützung kann auch erfolgen durch 
die vergünstigte Überlassung von Gütern und Leistungen 
gegenüber anderen steuerbegünstigten Körperschaften 
oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts für de-
ren steuerbegünstigte Zwecke (insbesondere Förderung 
des Umweltschutzes). Diese haben die Ihnen zugewand-
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(3) Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele 
auch Hilfspersonen bedienen. 

 
 

§ 3 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke und Selbstlosigkeit 

 
(1) Die Gesellschaft verfolgt unmittelbar und ausschließlich 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuer-
begünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Die Gesell-
schaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke.   
 

(2) Die Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsgemä-
ße Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter dürfen 
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesell-
schafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 
der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Aus-
scheiden oder bei Auflösung der Gesellschaft oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer 
geleisteten Sacheinlagen zurück.  

 
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 

der Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismä-
ßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

 
(4) Die Mittel der Gesellschaft dürfen nur für den Gesell-

schaftszweck verwendet werden. Die Gesellschafter dür-
fen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Ge-
sellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mit-

ten Mittel ausschließlich und unmittelbar für ihre steuer-
begünstigten Zwecke (insbesondere Förderung des Um-
weltschutzes) zu verwenden.  
 

(3) Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele 
auch Hilfspersonen bedienen. 

 
 

§ 3 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke und Selbstlosigkeit 

 
(1) Die Gesellschaft verfolgt unmittelbar und ausschließlich 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuer-
begünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Die Gesell-
schaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke.   
 

(2) Die Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsgemä-
ße Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter dürfen 
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesell-
schafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 
der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Aus-
scheiden oder bei Auflösung der Gesellschaft oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer 
geleisteten Sacheinlagen zurück.  
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teln der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem 
Ausscheiden oder bei Auflösung der Gesellschaft oder 
bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer 
geleisteten Sachleistungen zurück. 

 
(5) Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steu-

erbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Gesell-
schaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Ge-
sellschafter und den gemeinen Wert der von den Gesell-
schaftern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an den 
Kreis Rendsburg-Eckernförde, der es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. 
 

 
§ 4 

Stammkapital; Stammeinlagen 
 

(1) Das Stammkapital beträgt XX.xxx,00 Euro  
(i. W.: XX.xxx,00 Euro).  
 

(2) Auf das Stammkapital übernehmen: 
 

a) der Kreis Rendsburg-Eckernförde eine Stammeinlage 
von 25.000,00 € 25.000,00 Euro 

 
b) die Gemeinde A eine Stammeinlage von  1.000,00 

Euro 
 

c) die Gemeinde B eine Stammeinlage von  1.000,00 
Euro 
 

d) die Gemeinde C eine Stammeinlage von  1.000,00 
Euro 

 
 
 
 
 
 
(4) Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall der 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Ge-
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Gesellschafter und den gemeinen Wert der von den Ge-
sellschaftern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an den 
Kreis Rendsburg-Eckernförde, der es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. 
 

 
§ 4 

Stammkapital; Stammeinlagen 
 

(1) Das Stammkapital beträgt XX.xxx,00 Euro  
(i. W.: XX.xxx,00 Euro).  
 

(2) Auf das Stammkapital übernehmen: 
 

a) der Kreis Rendsburg-Eckernförde eine Stammeinlage 
von 25.000,00 Euro 25.000,00 Euro 

 
b) die Gemeinde A eine Stammeinlage von  1.000,00 

Euro 
 

c) die Gemeinde B eine Stammeinlage von  1.000,00 
Euro 
 

d) die Gemeinde C eine Stammeinlage von  1.000,00 
Euro 
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e) ist fortzusetzen 

 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Das Stammkapital wird in bar erbracht und ist mit Grün-
dung der Gesellschaft fällig.  
 

(4) Gesellschafter können nur juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernförde sein, 
soweit sie Gebietskörperschaften sind oder Ämter, denen 
die Selbstverwaltungsaufgabe Klimaschutz entsprechend 
der Amtsordnung übertragen wurde, sind.  
 

(5) Über die Aufnahme neuer Gesellschafter entscheidet die 
Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 80% 
der Stimmanteile. 
 

(6) Für die mit der Trägerschaft durch die Gesellschaft ver-
bundenen Aufgaben gewähren die Gesellschafter einen 
jährlichen Zuschuss. Die Zahlung erfolgt spätestens bis 
zum 15. März auf ein von der Gesellschaft benanntes 
Konto.  
 
 
Der jährliche Gesellschafterzuschuss beträgt  
 
a) Kreis Rendsburg-Eckernförde 275.000,00 Euro 
b) andere Gesellschafter (mit mehr als 500 Einwohnern)  
    2 Euro/Einw. 

 
e) das Amt D eine Stammeinlage von 15.000,00 Euro für 

alle amtsangehörigen Gemeinden 
 

f) das Amt E eine Stammeinlage von 7.000,00 Euro für 
7 amtsangehörige Gemeinden 
 

g) ist fortzusetzen 
 
 

(3) Das Stammkapital wird in bar erbracht und ist mit Grün-
dung der Gesellschaft fällig.  
 

(4) Gesellschafter können nur juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernförde sein, 
soweit sie Gebietskörperschaften sind oder Ämter, denen 
die Selbstverwaltungsaufgabe Klimaschutz entsprechend 
der Amtsordnung übertragen wurde, sind.  
 

(5) Über die Aufnahme neuer Gesellschafter entscheidet die 
Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von ¾ der 
abgegebenen Stimmen. 
 

(6) Für die mit der Trägerschaft durch die Gesellschaft ver-
bundenen Aufgaben gewähren die Gesellschafter einen 
jährlichen Zuschuss. Die Zahlung erfolgt spätestens bis 
zum 15. März auf ein von der Gesellschaft benanntes 
Konto.  
 
 
Der jährliche Gesellschafterzuschuss beträgt  
 
a) Kreis Rendsburg-Eckernförde 275.000,00 Euro 
b) andere Gesellschafter (mit mehr als 500 Einwohnern)  
    2 Euro/Einw. 
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c) andere Gesellschafter (mit 500 oder weniger Einwoh-
nern)    1.000 Euro 
 
(gemäß: Die vom Statistikamt Nord nach dem Stand vom  
31. März des vergangenen Jahres fortgeschriebene Bevölkerung) 

 
 
 

§ 5 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsfüh-

rer/innen. 
 
(2) Der/die Geschäftsführer/innen wird/werden durch Be-

schluss der Gesellschafterversammlung auf 5 Jahre be-
stellt. Wiederbestellungen sind zulässig. 

 
(3) Die Geschäftsführung ist für die laufende Aufgabenerledi-

gung verantwortlich. Sie führt die Geschäfte der Gesell-
schaft nach Maßgabe der Gesetze, dieses Gesellschafts-
vertrages, der Geschäftsordnung für die Geschäftsfüh-
rung sowie der Gesellschafter- und Aufsichtsratsbe-
schlüsse. Sie ist zuständig für die Festlegung des vom 
Aufsichtsrat zu entwickelnden Berichtswesens und die Er-
teilung des Auftrages zur Prüfung des Jahresabschlus-
ses. Die Geschäftsführung stellt für jedes Jahr einen 
Wirtschaftsplan und eine fünfjährige Finanzplanung nach 
Maßgabe des § 6 auf. 

 
(4) Die Geschäftsführung ist zur Zusammenarbeit sowohl mit 

der für die Beteiligungsverwaltung als auch mit der fach-
lich zuständigen Organisationseinheit der Gesellschafter 
verpflichtet. Den Gesellschaftern steht ein jederzeitiges, 
umfassendes Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht zu 
(§ 51 a GmbHG). Sie teilen der Geschäftsführung schrift-
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lich die Namen derjenigen Personen mit, die zur Anforde-
rung und Entgegennahme der Auskünfte bzw. zur Wahr-
nehmung der Akteneinsichtsrechte berechtigt sind, und 
aktualisieren diese laufend. 

 
(5) Die Einzelheiten über die Führung der Geschäfte insbe-

sondere die Wertgrenzen für zustimmungspflichtige Ge-
schäfte werden in einer Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung geregelt, die durch den Aufsichtsrat zu 
beschließen ist. 

 
(6) Die Geschäftsführung legt dem Aufsichtsrat auf Basis des 

von der Gesellschafterversammlung beschlossenen Be-
richtswesens die festgelegten Informationen vor. Unab-
hängig hiervon berichtet die Geschäftsführung der Ge-
sellschafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats und den Beteiligungsver-
waltungen der kommunalen Gesellschafter schriftlich je-
weils einen Monat nach Quartalsende über den Stand der 
Leistungserfüllung und über etwaige absehbare Abwei-
chungen der Ergebnisse vom Wirtschaftsplan sowie nach 
Maßgabe des Berichtswesens. Erhebliche Abweichungen 
und kurzfristig auftretende Besonderheiten sind der Ge-
sellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat und den Be-
teiligungsverwaltungen der kommunalen Gesellschafter 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
 
 

§ 6 
Wirtschaftsplan, fünfjährige Finanzplanung 

 
Der Wirtschaftsplan ist in sinngemäßer Anwendung der Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung, bestehend insbeson-
dere aus einer Plan-Gewinn- und Verlustrechnung, einer 

lich die Namen derjenigen Personen mit, die zur Anforde-
rung und Entgegennahme der Auskünfte bzw. zur Wahr-
nehmung der Akteneinsichtsrechte berechtigt sind, und 
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sondere die Wertgrenzen für zustimmungspflichtige Ge-
schäfte werden in einer Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung geregelt, die durch den Aufsichtsrat zu 
beschließen ist. 
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und kurzfristig auftretende Besonderheiten sind der Ge-
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teiligungsverwaltungen der kommunalen Gesellschafter 
unverzüglich mitzuteilen. 
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dere aus einer Plan-Gewinn- und Verlustrechnung, einer 
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Plan-Bilanz sowie einer fünfjährigen Finanzplanung, aufzu-
stellen. In dem Wirtschaftsplan sind die geplante Aufnahme 
von Darlehen sowie die geplante Gewährung von Bürgschaf-
ten und Garantien durch die Gesellschaft darzustellen. Die 
Geschäftsführung legt den Wirtschaftsplan so rechtzeitig vor, 
dass ihn die Gesellschafterversammlung vor Beginn des 
Wirtschaftsjahres beschließen oder, wenn die Angelegenheit 
dem Aufsichtsrat zur Zustimmung übertragen worden ist, die-
ser dem Wirtschaftsplan vor Beginn des Wirtschaftsjahres 
seine Zustimmung erteilen kann. Die Pläne sind den Gesell-
schaftern vorab zur Kenntnis zu geben. 

 
 

§ 7 
Vertretung 

 
(1) Die Gesellschaft wird gerichtlich und außergerichtlich 

durch die Geschäftsführung vertreten. Ist ein Geschäfts-
führer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft alleine. 
Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Ge-
sellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinschaftlich 
vertreten oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam 
mit einem Prokuristen. Abweichend hiervon kann die Ge-
sellschafterversammlung bestimmen, dass ein oder meh-
rere Geschäftsführer alleinvertretungsberechtigt sind. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung kann die Geschäftsfüh-

rung von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 
Die Geschäftsführung ist für Geschäfte mit solchen juristi-
schen Personen, in deren Organen sie gesellschafts-
rechtlich vertreten ist, vom Verbot des Selbstkontrahie-
rens gemäß § 181 BGB befreit. 
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(2) Die Gesellschafterversammlung kann die Geschäftsfüh-

rung von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 
Die Geschäftsführung ist für Geschäfte mit solchen juristi-
schen Personen, in deren Organen sie gesellschafts-
rechtlich vertreten ist, vom Verbot des Selbstkontrahie-
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§ 8 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde wird in der Gesell-

schafterversammlung durch die Landrätin / den Landrat 
oder eine / einen von ihr / ihm bestimmte/n Vertrete-
rin/Vertreter vertreten. Die übrigen Gesellschafter werden 
in der Gesellschafterversammlung jeweils durch einen 
von ihnen bestellten Beauftragten vertreten. Falls die 
kommunalen Gesellschafter nicht durch ihre gesetzliche 
Vertretung in der Gesellschafterversammlung vertreten 
werden, ist diesen das Recht einzuräumen, an den Sit-
zungen der Gesellschafterversammlungen teilzunehmen.  

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist durch die Geschäfts-

führung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates einzuberufen; sie tagt mindestens einmal im 
Geschäftsjahr. Termine für Gesellschafterversammlungen 
sollen nicht in den schleswig-holsteinischen Schulferien 
als übliche sitzungsfreie Zeiten erfolgen. 

 
(3) Zu einer Gesellschafterversammlung sind die Gesell-

schafter in Textform zu laden. Die Ladung hat mit einer 
Frist von sechs Wochen zu erfolgen, wobei der Tag der 
Ladung und der Tag der Versammlung nicht mitzurech-
nen sind. Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung 
sind in der Ladung mitzuteilen sowie der Ladung die zur 
Tagesordnung gehörenden Unterlagen beizufügen. 

 
(4) Über jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht 

eine notarielle Beurkundung erforderlich ist, eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von dem Vertreter des Kreises 
Rendsburg–Eckernförde gemäß Absatz 1 und einem Pro-
tokollführer zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind 
der Ort und der Tag der Versammlung, die Teilnehmer, 
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die Gegenstände der Versammlung und die Gesellschaf-
terbeschlüsse aufzunehmen. Die Urschrift der Nieder-
schrift ist zu den Akten zu nehmen. Den Gesellschaftern 
ist eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich zuzulei-
ten. 

 
(5) Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn 

sämtliche Gesellschafter in Textform mit der zu treffenden 
Bestimmung oder mit der schriftlichen Abgabe der Stim-
men sich einverstanden erklären. Die Pflicht zur Fertigung 
einer Niederschrift bleibt hiervon unberührt. 

 
 
 
 
 
 

§ 9 
Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

 
Die Gesellschafterversammlung beschließt neben den in § 46 
GmbHG genannten über die folgenden Angelegenheiten: 
 
a) Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
 
b) Umwandlung/Umstrukturierung der Gesellschaft, insbe-

sondere Verschmelzung, Spaltung, Vermögensübertra-
gung, Formwechsel sowie der Abschluss und die Ände-
rung von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 
und 292 des Aktengesetzes, 

 
c) Auflösung der Gesellschaft; Ernennung und Abberufung 

von Liquidatoren, 
 
d) Änderung beziehungsweise Erweiterung des jeweils kon-

die Gegenstände der Versammlung und die Gesellschaf-
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ten. 
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einer Niederschrift bleibt hiervon unberührt. 

 
(6) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der/die 

Vorsitzende des Aufsichtsrates oder bei dessen Verhin-
derung der/die stellvertretende Vorsitzende. 
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kreten Geschäftsgegenstandes, sowie die Übernahme 
neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen 
des Unternehmensgegenstandes, 

 
e) über die Errichtung, Aufhebung, Veräußerung oder Ver-

pachtung von Zweigniederlassungen oder Zweigbetrie-
ben, 

 
f) über die Stimmabgabe in Gesellschafterversammlungen 

von Beteiligungsgesellschaften, sofern diese nicht der 
Zustimmung des Aufsichtsrates vorbehalten ist, 

 
g) die unmittelbare oder mittelbare Gründung von Gesell-

schaften, Genossenschaften oder anderen privatrechtli-
chen Vereinigungen oder die Beteiligung an diesen oder 
deren Gründung, die Erhöhung solcher Beteiligungen und 
die teilweise oder vollständige Veräußerung von derarti-
gen Unternehmen, 

 
h) Angelegenheiten die von besonderer Bedeutung, die der 

Gesellschafterversammlung vom Aufsichtsrat oder von 
der Geschäftsführung zur Entscheidung vorgelegt wur-
den, 

 
i) Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichts-

rats sowie der Ersatzmitglieder, soweit diese nicht vom 
Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde entsandt 
werden (§ 11 Abs. 1 bis 3), 

 
j) Festsetzung der Aufwandsentschädigung für die Mitglie-

der des Aufsichtsrats, 
 
k) Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer sowie 

Abschluss, Änderung und Beendigung von deren Anstel-
lungsverträgen, 

kreten Geschäftsgegenstandes, sowie die Übernahme 
neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen 
des Unternehmensgegenstandes, 
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lungsverträgen, 
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l) Entlastung des Aufsichtsrates, 
 
 
m) die Bestellung der Geschäftsführer sowie über die Entlas-

tung derselben, über den Abschluss, die Änderung und 
die Beendigung von deren Anstellungsverträgen, 

 
n) die Beschränkung der Vertretungsbefugnis der Ge-

schäftsführung sowie Weisungen an dieselbe, 
 
o) die Bestellung von Prokuristen und von Handlungsbe-

vollmächtigten zum gesamten Geschäftsbetrieb, 
 
p) den Wirtschaftsplan und die fünfjährige Finanzplanung 

einschließlich der Nachträge, 
 
q) Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts sowie die Verwendung des Ergebnisses, 
 

r) Wahl des Abschlussprüfers oder, wenn die Gesellschaft 
der Prüfpflicht des Kommunalprüfungsgesetzes unterliegt, 
oder den Vorschlag an die Prüfungsbehörde zur Beauf-
tragung des Abschlussprüfers, 

 
s) die Einforderung der Einlagen sowie Festlegung der Zu-

schüsse der Gesellschafter, gemäß § 4 Abs. (5),  
t) die Rückzahlung von Nachschüssen, 
 
u) die Einziehung von Geschäftsanteilen, 
 
v) über die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche 

der Gesellschaft aus der Gründung oder Geschäftsfüh-
rung gegen die Geschäftsführung, gegen Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder gegen Gesellschafter zustehen, sowie 

 
l) Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Ge-

schäftsführung, 
 
m) die Bestellung der Geschäftsführer sowie über die Entlas   
     tung derselben, über den Abschluss, die Änderung und  
     die Beendigung von deren Anstellungsverträgen, 
 
m) die Beschränkung der Vertretungsbefugnis der Ge-

schäftsführung sowie Weisungen an dieselbe, 
 
n) die Bestellung von Prokuristen und von Handlungsbe-

vollmächtigten zum gesamten Geschäftsbetrieb, 
 
o) den Wirtschaftsplan und die fünfjährige Finanzplanung 

einschließlich der Nachträge, 
 
p) Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts sowie die Verwendung des Ergebnisses, 
 

q) Wahl des Abschlussprüfers oder, wenn die Gesellschaft 
der Prüfpflicht des Kommunalprüfungsgesetzes unterliegt, 
oder den Vorschlag an die Prüfungsbehörde zur Beauf-
tragung des Abschlussprüfers, 

 
r) die Einforderung der Einlagen sowie Festlegung der Zu-

schüsse der Gesellschafter, gemäß § 4 Abs. (5),  
s) die Rückzahlung von Nachschüssen, 
 
t) die Einziehung von Geschäftsanteilen, 
 
u) über die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche 

der Gesellschaft aus der Gründung oder Geschäftsfüh-
rung gegen die Geschäftsführung, gegen Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder gegen Gesellschafter zustehen, sowie 
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die Vertretung der Gesellschaft in Prozessen, welche sie 
gegen die Geschäftsführung zu führen hat. 

 
 

§ 10 
Gesellschafterbeschlüsse 

 
(1) Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfä-

hig, wenn die Vertretung von mindestens drei Vierteln 
des Stammkapitals gewährleistet ist. Erweist sich die 
Gesellschafterversammlung nicht als beschlussfähig, 
so ist binnen 10 Tagen eine zweite Versammlung mit 
gleicher Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Höhe des vertretenen Stammkapitals be-
schlussfähig ist. Ist die Gesellschafterversammlung 
nicht im Sinne von § 8 Abs. 3 des Gesellschaftervertra-
ges ordentlich einberufen worden, so ist sie nur be-
schlussfähig, wenn die Vertretung von 100 % des 
Stammkapitals gewährleistet ist. 
 

(2) Für Abstimmungen, die die Punkte in § 9 a), b), c) und 
d) betreffen, ist eine Mehrheit von 80% der Stimmen er-
forderlich. 

 
(3) Gesellschafterbeschlüsse werden in der Versammlung 

gefasst. Eine Stimmabgabe kann auch in Textform – 
auch auf digitalem Übertragungswege – erfolgen, wenn 
alle Gesellschafter hierzu ihr vorheriges Einverständnis 
gegeben haben. 

 
(4) Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Ge-
setz oder der Gesellschaftsvertrag eine größere Mehr-
heit vorsehen. Abgestimmt wird nach Geschäftsantei-
len. Je 1.000 Euro eines Geschäftsanteiles gewähren 

die Vertretung der Gesellschaft in Prozessen, welche sie 
gegen die Geschäftsführung zu führen hat. 

 
 

§ 10 
Gesellschafterbeschlüsse 

 
(1) Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfä-

hig, wenn die Vertretung von mindestens drei Vierteln 
des Stammkapitals gewährleistet ist. Erweist sich die 
Gesellschafterversammlung nicht als beschlussfähig, 
so ist binnen 10 Tagen eine zweite Versammlung mit 
gleicher Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Höhe des vertretenen Stammkapitals be-
schlussfähig ist. Ist die Gesellschafterversammlung 
nicht im Sinne von § 8 Abs. 3 des Gesellschaftervertra-
ges ordentlich einberufen worden, so ist sie nur be-
schlussfähig, wenn die Vertretung von 100 % des 
Stammkapitals gewährleistet ist. 
 

(2) Für Abstimmungen, die die Punkte in § 9 a), b), c) und 
d) betreffen, ist eine Mehrheit von ¾ der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 

 
(3) Gesellschafterbeschlüsse werden in der Versammlung 

gefasst. Eine Stimmabgabe kann auch in Textform – 
auch auf digitalem Übertragungswege – erfolgen, wenn 
alle Gesellschafter hierzu ihr vorheriges Einverständnis 
gegeben haben. 

 
(4) Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Ge-
setz oder der Gesellschaftsvertrag eine größere Mehr-
heit vorsehen. Abgestimmt wird nach Geschäftsantei-
len. Je 1.000 Euro eines Geschäftsanteiles gewähren 
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eine Stimme. Die Stimmen eines Gesellschafters kön-
nen nur einheitlich abgegeben werden. Stimmenthal-
tungen zählen als nicht abgegeben. 

 
(5) Jeder Gesellschafter kann sich bei den Beschlüssen 

der Gesellschafter aufgrund schriftlicher Vollmacht ver-
treten lassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 11 
Aufsichtsrat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser besteht 

aus 12 Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmit-
glied zu wählen (§ 9 Buchst. i). Das Ersatzmitglied wird 
Mitglied des Aufsichtsrates, wenn das Mitglied vor Ab-
lauf seiner Amtszeit ausscheidet. 

 
(2) Der Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde ent-

sendet neben der Landrätin / dem Landrat oder einer / 
einem von ihr / ihm bestimmte/n Vertreterin / Vertreter 2 
weitere Mitglieder in den Aufsichtsrat. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung wählt daneben auf 

eine Stimme. Die Stimmen eines Gesellschafters kön-
nen nur einheitlich abgegeben werden. Stimmenthal-
tungen zählen als nicht abgegeben. 

 
(5) Jeder Gesellschafter kann sich bei den Beschlüssen 

der Gesellschafter aufgrund schriftlicher Vollmacht ver-
treten lassen. 
 

(6) Die Gesellschafterversammlung kann 
 

a) mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine 
fehlende Zustimmung des Aufsichtsrates ersetzen 
oder 

 
b) innerhalb einer Frist von einer Woche mit einer Mehr-

heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen eine 
vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung entziehen und 
selbst in der Angelegenheit beschließen. 

 
 

§ 11 
Aufsichtsrat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser besteht 

aus 12 Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmit-
glied zu benennen bzw. zu wählen. Das Ersatzmitglied 
wird Mitglied des Aufsichtsrates, wenn das originäre 
Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet. 

 
(2) Der Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde ent-

sendet neben der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden des 
Umwelt- und Bauausschusses des Kreises 2 weitere 
Mitglieder in den Aufsichtsrat.. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung wählt daneben auf 
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Vorschlag der Gesellschafter 9 weitere Aufsichtsrats-
mitglieder, von denen höchstens 3 aus den Reihen des 
Gesellschafters Kreis Rendsburg-Eckernförde stammen 
dürfen.  

 
(4) Die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt ein-

heitlich für die Dauer von fünf Jahren; eine Wiederwahl 
ist möglich. Die Mitgliedschaft endet mit dem Beschluss 
der Gesellschafterversammlung über die Entlastung 
des Aufsichtsrats für das fünfte Geschäftsjahr. Das Ge-
schäftsjahr in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mit-
gerechnet. Die Amtszeit der entsendeten Mitglieder und 
von Ersatzmitgliedern endet entsprechend zu diesem 
Termin.  

 
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können von dem Ge-

sellschafter, auf dessen Vorschlag sie gewählt bzw. von 
dem sie entsendet worden sind, jederzeit abberufen 
werden.  

 
(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat un-

ter Einhaltung einer Frist von vier Wochen durch schrift-
liche Erklärung gegenüber der Gesellschafterversamm-
lung niederlegen.  

 
(7) Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied 

der Geschäftsführung, Prokurist oder zum gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmäch-
tigter sein. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz 
oder diesem Gesellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der amtie-
renden Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltun-
gen und Stimmenverweigerungen bleiben unberück-
sichtigt. 

Vorschlag der Gesellschafter 9 weitere Aufsichtsrats-
mitglieder, von denen höchstens 3 aus den Reihen des 
Gesellschafters Kreis Rendsburg-Eckernförde stammen 
dürfen. 

 
(4) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit Ih-

rem Ausscheiden aus dem Amt bzw. dem Ende der 
Wahlperiode, in keinem Fall aber vor der Berufung des 
Nachfolgers. 
 

 
 
 
 
 
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können von dem Ge-

sellschafter, auf dessen Vorschlag sie gewählt bzw. von 
dem sie entsendet worden sind, jederzeit abberufen 
werden. 

 
(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat un-

ter Einhaltung einer Frist von vier Wochen durch schrift-
liche Erklärung gegenüber der Gesellschafterversamm-
lung niederlegen.  

 
(7) Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied 

der Geschäftsführung, Prokurist oder zum gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmäch-
tigter sein. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz 
oder diesem Gesellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der amtie-
renden Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltun-
gen und Stimmenverweigerungen bleiben unberück-
sichtigt. 
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(8) Die auf Veranlassung der kommunalen Gesellschafter 

gewählten oder entsandten Mitglieder haben bei Ihrer 
Tätigkeit das Interesse Ihrer Körperschaft zu verfolgen, 
dies insbesondere im Hinblick auf die Erfüllung des öf-
fentlichen Zwecks durch die Gesellschaft. Die kommu-
nalen Gesellschafter sind berechtigt, durch Ihre Organe 
Weisungen bezüglich der Steuerung des Unterneh-
mens zur Erreichung strategischer Ziele zu erteilen. Sie 
sind den kommunalen Gesellschafter gegenüber aus-
kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 Aktiengesetzes gel-
ten entsprechend. 

 
(9) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalender-

vierteljahr tagen. 
 
(10) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesell-

schaftsvertrag festgelegten Aufgaben und Befugnisse 
eine Geschäftsordnung geben. 

 
(11) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzen-

de oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen 
Stellvertretung. Die oder der Aufsichtsratsvorsitzende 
koordiniert die Arbeit des Aufsichtsrats, leitet dessen 
Sitzungen und ist erste Ansprechpartnerin oder erster 
Ansprechpartner der Geschäftsführung.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(8) Die auf Veranlassung der kommunalen Gesellschafter 

gewählten oder entsandten Mitglieder haben bei Ihrer 
Tätigkeit das Interesse Ihrer Körperschaft zu verfolgen, 
dies insbesondere im Hinblick auf die Erfüllung des öf-
fentlichen Zwecks durch die Gesellschaft. Die kommu-
nalen Gesellschafter sind berechtigt, durch Ihre Organe 
Weisungen bezüglich der Steuerung des Unterneh-
mens zur Erreichung strategischer Ziele zu erteilen. Sie 
sind den kommunalen Gesellschafter gegenüber aus-
kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 Aktiengesetzes gel-
ten entsprechend. 

 
(9) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalender-

vierteljahr tagen. 
 
(10) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesell-

schaftsvertrag festgelegten Aufgaben und Befugnisse 
eine Geschäftsordnung geben. 

 
(11) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzen-

de oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen 
Stellvertretung. Ist die/der Vorsitzende ein dem Gesell-
schafter Kreis Rendsburg-Eckernförde zuzurechnendes 
Mitglied des Aufsichtsrates, ist die/der stellvertretende 
Vorsitzende aus dem Kreis der den übrigen Gesell-
schaftern zuzurechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu 
bestellen. Ist die/der Vorsitzende ein den übrigen Ge-
sellschaftern zuzurechnendes Aufsichtsratsmitglied, ist 
der/die stellvertretende Vorsitzende aus dem Kreis der 
dem Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde zu-
zurechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu bestellen. Die 
oder der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit 
des Aufsichtsrats, leitet dessen Sitzungen und ist erste 
Ansprechpartnerin oder erster Ansprechpartner der 
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(12) Der Aufsichtsrat wird durch die Vorsitzende oder durch 

den Vorsitzenden schriftlich einberufen. Die Ladung hat 
mit einer Frist von zwei Wochen zu erfolgen. Tagungs-
ort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung 
mitzuteilen sowie der Ladung die zur Tagesordnung 
gehörenden Unterlagen beizufügen. Ferner kann jedes 
Aufsichtsratsmitglied oder die Geschäftsführung unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass 
die oder der Aufsichtsratsvorsitzende unverzüglich den 
Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss in diesem Fall 
binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 
Die Ladung ist den Gesellschaftern bzw. deren Beteili-
gungsverwaltungen zur Kenntnis zu geben.  

 
(13) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Nieder-

schrift anzufertigen, welche die oder der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates zu unterzeichnen hat. In der Nieder-
schrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der we-
sentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse 
und Empfehlungen des Aufsichtsrats anzugeben. Ein 
Verstoß gegen vorstehenden Satz 1 oder Satz 2 macht 
einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des 
Aufsichtsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sit-
zungsniederschrift auszuhändigen. 

 
(14) An den Sitzungen des Aufsichtsrats können neben den 

Mitgliedern des Aufsichtsrats, sofern dieser im Einzelfall 
nicht anders beschließt, auch  

 
a) die Geschäftsführung und 
 
b) die Gesellschafter, deren Vertreterinnen oder Vertre-

Geschäftsführung.  
 
(12) Der Aufsichtsrat wird durch die Vorsitzende oder durch 

den Vorsitzenden schriftlich einberufen. Die Ladung hat 
mit einer Frist von zwei Wochen zu erfolgen. Tagungs-
ort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung 
mitzuteilen sowie der Ladung die zur Tagesordnung 
gehörenden Unterlagen beizufügen. Ferner kann jedes 
Aufsichtsratsmitglied oder die Geschäftsführung unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass 
die oder der Aufsichtsratsvorsitzende unverzüglich den 
Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss in diesem Fall 
binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 
Die Ladung ist den Gesellschaftern bzw. deren Beteili-
gungsverwaltungen zur Kenntnis zu geben.  

 
(13) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Nieder-

schrift anzufertigen, welche die oder der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates zu unterzeichnen hat. In der Nieder-
schrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der we-
sentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse 
und Empfehlungen des Aufsichtsrats anzugeben. Ein 
Verstoß gegen vorstehenden Satz 1 oder Satz 2 macht 
einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des 
Aufsichtsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sit-
zungsniederschrift auszuhändigen. 
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ter oder deren Beauftragte teilnehmen. Auf Verlan-
gen des Aufsichtsrats hat die Geschäftsführung an 
der Sitzung teilzunehmen. Sachverständige und 
Auskunftspersonen können zur Beratung über ein-
zelne Gegenstände hinzugezogen werden. 

 
 

§ 12 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat berät die Geschäftsführung und Ge-

sellschafterversammlung bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwa-

chen. Gegenstand der Überwachung ist die Ordnungs-
mäßigkeit, die Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlich-
keit der Geschäftsführung. Zu diesem Zweck kann er 
von der Geschäftsführung jederzeit Auskunft über alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen und sich 
auch selbst darüber informieren; er kann insbesondere 
die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie deren 
Vermögensgegenstände einsehen und prüfen. Ferner 
kann der Aufsichtsrat jederzeit einen Bericht verlangen 
über Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre recht-
lichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbunde-
nen Unternehmen sowie über geschäftliche Vorgänge 
bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesell-
schaft von erheblichem Einfluss sein können. Auch ein 
einzelnes Mitglied kann einen solchen Bericht, jedoch 
nur an den Aufsichtsrat, verlangen. 

 
(3) Der Aufsichtsrat erarbeitet das Konzept für das von der 

Gesellschafterversammlung zu beschließende Be-
richtswesen sowie eines Überwachungssystems zur 

 
 

 
 
 
 
 

§ 12 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat berät die Geschäftsführung und Ge-

sellschafterversammlung bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwa-

chen. Gegenstand der Überwachung ist die Ordnungs-
mäßigkeit, die Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlich-
keit der Geschäftsführung. Zu diesem Zweck kann er 
von der Geschäftsführung jederzeit Auskunft über alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen und sich 
auch selbst darüber informieren; er kann insbesondere 
die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie deren 
Vermögensgegenstände einsehen und prüfen. Ferner 
kann der Aufsichtsrat jederzeit einen Bericht verlangen 
über Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre recht-
lichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbunde-
nen Unternehmen sowie über geschäftliche Vorgänge 
bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesell-
schaft von erheblichem Einfluss sein können. Auch ein 
einzelnes Mitglied kann einen solchen Bericht, jedoch 
nur an den Aufsichtsrat, verlangen. 

 
(3) Der Aufsichtsrat erarbeitet das Konzept für das von der 

Gesellschafterversammlung zu beschließende Be-
richtswesen sowie eines Überwachungssystems zur 
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Früherkennung von den Fortbestand der Gesellschaft 
gefährdenden Entwicklungen (Risikomanagement). Er 
wertet die von der Geschäftsführung vorzulegenden 
Berichte aus und leitet diese - erforderlichenfalls mit ei-
ner ergänzenden Stellungnahme - an die Gesellschaf-
ter bzw. deren Beteiligungsverwaltungen weiter. 

 
(4) Der Aufsichtsrat bereitet die Beschlüsse der Gesell-

schafterversammlung vor und gibt entsprechende Be-
schlussempfehlungen ab. 

 
(5) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass die Geschäfts-

führung bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner 
Zustimmung vornehmen darf. Seiner Zustimmung be-
darf insbesondere die Stimmabgabe in Gesellschafter-
versammlungen von Beteiligungsgesellschaften ohne 
eigenen Aufsichtsrat. Die Gesellschafterversammlung 
kann 

 
a) mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine 

fehlende Zustimmung des Aufsichtsrates ersetzen 
oder 

 
b) innerhalb einer Frist von einer Woche mit einer 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stim-
men eine vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung ent-
ziehen und selbst in der Angelegenheit beschließen. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber der 

Geschäftsführung gerichtlich und außergerichtlich. 
 
(7) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungs-

gemäß einberufen worden ist und mindestens drei Vier-
tel von dessen Mitgliedern anwesend sind. 

 

Früherkennung von den Fortbestand der Gesellschaft 
gefährdenden Entwicklungen (Risikomanagement). Er 
wertet die von der Geschäftsführung vorzulegenden 
Berichte aus und leitet diese - erforderlichenfalls mit ei-
ner ergänzenden Stellungnahme - an die Gesellschaf-
ter bzw. deren Beteiligungsverwaltungen weiter. 

 
(4) Der Aufsichtsrat bereitet die Beschlüsse der Gesell-

schafterversammlung vor und gibt entsprechende Be-
schlussempfehlungen ab. 

 
(5) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass die Geschäfts-

führung bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner 
Zustimmung vornehmen darf. Seiner Zustimmung be-
darf insbesondere die Stimmabgabe in Gesellschafter-
versammlungen von Beteiligungsgesellschaften ohne 
eigenen Aufsichtsrat.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber der 

Geschäftsführung gerichtlich und außergerichtlich. 
 
(7) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungs-

gemäß einberufen worden ist und mindestens drei Vier-
tel von dessen Mitgliedern anwesend sind. 
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(8) Der Aufsichtsrat beschließt über die folgenden Angele-
genheiten: 

 
a) Geschäftsordnung/Geschäftsanweisung für die Ge-

schäftsführung, 
 

b) Maßregeln zur Prüfung und Überwachung der Ge-
schäftsführung, 
 

c) Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat, 
 

d) Strategie zur Unterstützung der juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-
Eckernförde zur Berücksichtigung des Klimaschut-
zes bei der Wahrnehmung eigener und übertragener 
Aufgaben, 
 

e) Strategie zur Aktivierung und Motivierung von juristi-
schen Personen des Privatrechts und Natürlichen 
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Klimaschutz, 
 
 

f) Einsetzung eines Expertenbeirates, dessen Beset-
zung und Vergütung, 
 

g) Umsetzung der vom Expertenbeirat vorgeschlage-
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von Bürgschaften und Garantien durch die Gesell-
schaft soweit sie nicht im Wirtschaftsplan enthalten 
sind; 
 

b) den Erwerb, die Veräußerung oder Belastung von 
Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten 
sowie den Abschluss von Immobilienleasingverträ-
gen; 
 

c) Verzicht von Forderungen oder über Schenkungen; 
 

d) die Anschaffung, Herstellung und Veräußerung von 
Gegenständen des beweglichen Anlagevermögens 
oder von Betriebsvorrichtungen sowie der Vergabe 
von Gutachten, wenn die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten die vom Aufsichtsrat in der Ge-
schäftsführungsgeschäftsordnung festgelegten 
Wertgrenzen überschreiten; 
 

e) die Gewährung von Sicherheiten aller Art, insbeson-
dere die Übernahme von Bürgschaften sowie die 
Gewährung ähnlicher Versprechen, soweit sie die 
von der Gesellschafterversammlung ggf. festgeleg-
ten Wertgrenzen überschreiten; 
 

f) die Gewährung von Spenden, Verzicht auf Ansprü-
che sowie unentgeltliche Leistungen aller Art, soweit 
nicht von § 2 gedeckt; 
 

g) Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Ver-
fahren sowie deren Beendigung durch Rücknahme 
der Anträge oder Vergleich; 
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che sowie unentgeltliche Leistungen aller Art, soweit 
nicht von § 2 gedeckt; 
 

g) Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Ver-
fahren sowie deren Beendigung durch Rücknahme 
der Anträge oder Vergleich; 
 

h) Die Einstellung und Entlassung von Personal, bei 
denen von der Gesellschafterversammlung festge-

TOP 17



legte Jahresverdienstgrenzen überschritten werden 
oder in den Fällen, in denen vom Stellenplan abge-
wichen wird; 
 

i)  Festsetzungen und Änderungen der Nutzungsent-
gelte für die Einrichtungen, die die Gesellschaft be-
treibt, sofern die vom Aufsichtsrat in der Geschäfts-
führungsgeschäftsordnung festgelegten Wertgren-
zen über- oder unterschritten werden. 

 
(10) Sowohl die Gesellschafterversammlung als auch der 

Aufsichtsrat können durch Beschlussfassung auch wei-
tere Geschäfte der Geschäftsführung von ihrer Zustim-
mung abhängig machen. 

 
(11) Der Aufsichtsrat prüft den Jahresabschluss und den 

Lagebericht sowie den Vorschlag der Geschäftsführung 
über die Verwendung des Bilanzgewinnes und berichtet 
hierüber der Gesellschafterversammlung. In dem Be-
richt hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher 
Art und in welchem Umfang er die Geschäftsführung 
der Gesellschaft während des Geschäftsjahres geprüft 
hat. Der Aufsichtsrat hat ferner zu dem Ergebnis der 
Prüfung des Jahresabschlusses durch die Abschluss-
prüferin oder durch den Abschlussprüfer Stellung zu 
nehmen. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat 
zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis 
seiner Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob 
er den von der Geschäftsführung aufgestellten Jahres-
abschluss billigt. 

 
 

§ 13 
Expertenbeirat 
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TOP 17



(1) Auf Vorschlag der Geschäftsführung kann der Aufsichts-
rat einen mit Klimaschutzexperten besetzten Beirat be-
nennen. 

 
(2) Der Expertenbeirat berät die Geschäftsführung und den 

Aufsichtsrat, um eine Strategie zur Unterstützung der ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde zur Berücksichtigung des Klima-
schutzes bei der Wahrnehmung eigener und übertragen-
der Aufgaben sowie eine Strategie zur Aktivierung und 
Motivierung von juristischen Personen des Privatrechts 
und Natürlichen Personen im Kreis Rendsburg-
Eckernförde für den Klimaschutz zu entwickeln und konti-
nuierlich zu verbessern. Dabei ist der Schwerpunkt auf 
kosteneffiziente Maßnahmen zu legen. 

 
(3) Der Expertenbeirat schlägt neben den Strategien auch 

konkrete Umsetzungsmaßnahmen vor, über die der Auf-
sichtsrat entscheidet. 

 
 
 

§ 14 
Verschwiegenheitspflicht 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben vorbehaltlich 

Abs. 2 dieser Vorschrift über vertrauliche Angaben und 
Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im 
Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu 
bewahren. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer 

Gebietskörperschaft in den Aufsichtsrat gewählt oder ent-
sandt sind, unterliegen gemäß § 394 AktG hinsichtlich der 
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Berichte, die sie der Gebietskörperschaft gemäß § 104 
GO SH zu erstatten haben, keiner Verschwiegenheits-
pflicht. Für vertrauliche Angaben und Geheimnisse, ins-
besondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, gilt dies 
ebenfalls, sofern der Berichtspflicht nicht anders nachge-
kommen werden kann. 
 

(3) Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheits- oder Geheim-
haltungspflicht erfüllt den Tatbestand des § 85 GmbHG 
und begründet die Verpflichtung zum Schadenersatz ge-
genüber der Gesellschaft. 

 
 

§ 15 
Jahresabschluss und Prüfung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss und den 

Lagebericht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres in Anwendung der Vorschriften des Drit-
ten Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalge-
sellschaften aufzustellen und danach prüfen zu lassen. 

 
(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses erfolgt nach den 

Vorschriften des Kommunalprüfungsgesetzes, soweit 
nicht eine Prüfung durch andere gesetzliche Vorschriften 
vorgeschrieben ist. 

 
(3) Die Abschlussprüfung hat sich auch auf die in § 53 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz genannten Prü-
fungsgegenstände zu erstrecken. 

 
(4) Das Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-

Eckernförde und die für die überörtliche Prüfung zustän-
dige Prüfungsbehörde haben die in § 54 Haushalts-
grundsätzegesetz bezeichneten Befugnisse. 
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(5) Die Gesellschafter haben das Recht, im Rahmen von 

eigenständigen Kassen-, Buch- und Betriebsprüfungen 
die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich-
keit der Tätigkeit der Gesellschaft zu überprüfen.  

 
(6) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamt-

bezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 des Handelsgesetzbu-
ches (HGB) der Mitglieder der Geschäftsführung, des 
Aufsichtsrates oder anderer Organe der Gesellschaft, mit 
Ausnahme der Gesellschafterversammlung sind nach 
Maßgabe des § 102 der Gemeindeordnung zu veröffentli-
chen, ferner unter Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personengruppen unter Auf-
gliederung nach Komponenten im Sinne des § 285 Nr. 9 
Buchstabe a HGB; die individualisierte Ausweisungs-
pflicht gilt auch für: 
 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den 

Fall einer vorzeitigen Beendigung Ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, und für deren Voraussetzung, 

 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den 

Fall der regulären Beendigung Ihrer Tätigkeit zuge-
sagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von 
der Gesellschaft während des Geschäftsjahres hierfür 
aufgewandten oder zurückgestellten Betrag unter An-
gabe der vertraglich festgelegten Altersgrenze, 
 

c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderun-
gen dieser Zusagen und 

 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine 

Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres beendet hat, 
in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe des 
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Geschäftsjahres gewährt worden sind. 
 
 

§ 16 
Begründung und Beendigung der Gesellschafterstellung 

 
(1) Der Beitritt als Gesellschafter ist bei Einhaltung der Best-

immungen gemäß § 4 Abs. 4 und Abs. 5 möglich. Er er-
folgt durch die Abgabe einer Erklärung, einen Kapitalan-
teil gegen Zahlung des Nennwerts zu übernehmen. Der 
Beitritt kann einmal jährlich jeweils zum 01.01. erfolgen. 

 
(2) Jeder Gesellschafter - mit Ausnahme des Kreises Rends-

burg-Eckernförde - erwirbt einen Anteil am Stammkapital 
von EUR 1.000. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde hält 
immer mindestens 25,1% der Anteile am Stammkapital. 
Zum Erhalt dieser Quote hat der Kreis erforderlichenfalls 
eine Erhöhung seines Anteils zu beschließen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Jeder Gesellschafter ist zur Kündigung seiner Gesell-

schafterstellung mit einer Frist von 15 Monaten zum Ende 
des Kalenderjahres berechtigt. Für die verbleibenden Ge-
sellschafter verkürzt sich die Kündigungsfrist auf 12 Mo-
nate zum Jahresende des gleichen Jahres. Eine Kündi-
gung ist frühestens zum Ende des dritten Jahres nach 
Gründung möglich. Im Falle der Kündigung tritt der aus-
scheidende Gesellschafter seinen Kapitalanteil an die 
Gesellschaft ab. 
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(4) Die Abtretung eines Geschäftsanteiles oder von Teilen 

eines Geschäftsanteiles, seine Belastung mit einem 
Nießbrauch sowie jede andere Verfügung über einen Ge-
schäftsanteil ist ausgeschlossen. Ausgenommen hiervon 
ist die Abtretung an die Gesellschaft im Rahmen des 
Ausscheidens aus dem Gesellschafterkreis bei Kündi-
gung oder Einziehung. 

 
(5) Die Teilung und Zusammenlegung von Geschäftsanteilen 

ist ausgeschlossen. 
 
 

§ 17 
Einziehung 

 
(1) Die Gesellschafter können die Einziehung von Gesell-

schaftsanteilen, die voll eingezahlt sind, mit Zustimmung 
des betroffenen Gesellschafters beschließen. 

 
(2) Die Einziehung ist ohne Zustimmung des betroffenen 

Gesellschafters zulässig, wenn: 
 

a) die Zwangsvollstreckung in den Geschäftsanteil vor-
genommen wird und nicht innerhalb von zwei Mona-
ten aufgehoben wird; 

 
b) der Gesellschafter trotz Abmahnung wiederholt in 

grober Weise seine Gesellschafterpflichten verletzt 
hat; 

 
c) der Gesellschafter Klage auf Auflösung der Gesell-

schaft erhebt; 
 

d) der Gesellschafter gekündigt hat.  
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(3) Die Einziehung erfolgt durch die Geschäftsführer auf-

grund eines Mehrheitsbeschlusses der Gesellschafter. 
Der betroffene Gesellschafter hat kein Stimmrecht. In der 
Zeit vom Zugang des Einziehungsbeschlusses bis zu 
dessen Wirksamkeit hat der ausscheidende Gesellschaf-
ter ebenfalls kein Stimmrecht. Seine Stimmen bleiben bei 
der Berechnung der erforderlichen Mehrheiten außer Be-
tracht. 

 
(4) Die Einziehung erfolgt nach gesetzlichen Regelungen. 
 
(5) Die Einziehung kann nur innerhalb von drei Monaten 

nach dem Zeitpunkt beschlossen werden, in dem die Ge-
sellschaft und alle Gesellschafter von den Einziehungsvo-
raussetzungen Kenntnis erlangt haben. Die Wirkung der 
Einziehung ist auf den Zeitpunkt zurückzubeziehen, in 
dem die Einziehungsvoraussetzungen eingetreten sind. 

 
 

§ 18 
Rechte der Beteiligungsverwaltung 

 
Die Beteiligungsverwaltungen der Gesellschafter dürfen sich, 
soweit andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, je-
derzeit über Angelegenheiten der Gesellschaft informieren, 
an deren Sitzungen teilnehmen und Unterlagen einsehen. 

 
 

§ 19 
Auflösung der Gesellschaft 

 
Für die Vermögensverteilung im Rahmen der Liquidation gilt 
§ 3 Abs. 5. 
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Auflösung der Gesellschaft 

 
Für die Vermögensverteilung im Rahmen der Liquidation gilt 
§ 3 Abs. 5. 
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§ 20 

Gründungsaufwand 
 

Die Gesellschaft trägt den mit ihrer Gründung verbundenen 
Aufwand.  
 

 
 

§ 21 
Gerichtsstand 

 
Der Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft in Rendsburg.  
 

§ 22 
Salvatorische Klausel 

 
Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages 
unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag Lücken enthält, 
wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. Im Falle von Lücken und unwirksamen Bestim-
mungen tritt die gesetzliche Regelung in Kraft. Liegt eine sol-
che nicht vor, werden die Gesellschafter eine Bestimmung 
vereinbaren, die den gesetzlichen Anforderungen genügt. 
 

 
§ 20 

Gründungsaufwand 
 

Die Gesellschaft trägt den mit ihrer Gründung verbundenen 
Aufwand.  
 

 
 

§ 21 
Gerichtsstand 

 
Der Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft in Rendsburg.  
 

§ 22 
Salvatorische Klausel 

 
Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages 
unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag Lücken enthält, 
wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. Im Falle von Lücken und unwirksamen Bestim-
mungen tritt die gesetzliche Regelung in Kraft. Liegt eine sol-
che nicht vor, werden die Gesellschafter eine Bestimmung 
vereinbaren, die den gesetzlichen Anforderungen genügt. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

-001-002-001-001-002

04.03.2020

Behrens, Klaus

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Kommunalaufsicht

Bearbeiter/in: Behrens, Klaus

Gründung einer Klimaschutzagentur
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

12.03.2020 Hauptausschuss Entscheidung
23.03.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag,
 
- den der Vorlage VO2019/973-001-002-001-001 beigefügten Entwurf eines Gesell-
schaftsvertrages für eine Klimaschutzagentur in § 16 Abs. 1 vor der abschließenden 
Beschlussfassung wie folgt zu ändern:
Satz 3 „Der Beitritt kann einmal jährlich jeweils zum 01.01. erfolgen“ wird ersetzt 
durch „Der Beitritt kann zweimal jährlich jeweils zum 01.04. und 01.10. erfolgen“

- die Gründung der Gesellschaft in einem ersten Schritt mit dem Kreis als Alleinge-
sellschafter zu vollziehen

- Herrn Dr. Martin Kruse als Gründungsgeschäftsführer einzusetzen

- die Verwaltung zu ermächtigen, alle für die Gesellschaftsgründung erforderlichen 
Schritte vorzunehmen und die in diesem Zusammenhang erforderliche Betrauung 
(Betrauungsakt) zu veranlassen.

Der Kreistag beschließt,
 
- den der Vorlage VO2019/973-001-002-001-001 beigefügten Entwurf eines Gesell-
schaftsvertrages für eine Klimaschutzagentur in § 16 Abs. 1 vor der abschließenden 
Beschlussfassung wie folgt zu ändern:
Satz 3 „Der Beitritt kann einmal jährlich jeweils zum 01.01. erfolgen“ wird ersetzt 
durch „Der Beitritt kann zweimal jährlich jeweils zum 01.04. und 01.10. erfolgen“

- die Gründung der Gesellschaft in einem ersten Schritt mit dem Kreis als Alleinge-
sellschafter zu vollziehen
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- Herrn Dr. Martin Kruse als Gründungsgeschäftsführer einzusetzen

- die Verwaltung zu ermächtigen, alle für die Gesellschaftsgründung erforderlichen 
Schritte vorzunehmen und die in diesem Zusammenhang erforderliche Betrauung in 
Form eines Zuwendungsbescheides (Betrauungsakt) zu veranlassen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 

a) Nach der in der Vorlage VO2019/973-001-002-001-001 genannten Sitzung des 
Umwelt- und Bauausschusses haben zwischenzeitlich weitere Gespräche mit der 
gemeindlichen Ebene stattgefunden. Dabei ist unter anderem deutlich geworden, 
dass es zweckmäßig erscheint, zwei Beitrittstermine pro Jahr im Gesellschaftsvertrag 
festzuschreiben, um übermäßig lange Zeiträume zwischen einer Beschlussfassung 
in den Gemeinden und dem tatsächlichen Vollzug des Beitritts zur Gesellschaft zu 
vermeiden. 

b) Um weitere Verzögerungen, die mit den von den Gemeinden einzuleitenden Be-
schlussverfahren zur Beteiligung an der Klimaschutzagentur verbunden sind, zu um-
gehen, ist vorgesehen, dass die Gesellschaft zunächst mit dem Kreis als Alleinge-
sellschafter gegründet und die Geschäftsführung durch Herrn Dr. Kruse wahrgenom-
men wird, bevor dann später nach Vorliegen der entsprechenden Beschlüsse die 
gemeindlichen Gesellschafter der Gesellschaft beitreten. Zu den Aufgaben von Dr. 
Kruse werden zum Beispiel die Eröffnung eines Geschäftskontos für die Gesellschaft 
sowie erste Maßnahmen zur Personalrekrutierung gehören. Eine Benennung der 
Vertreter des Kreises im Aufsichtsrat der Gesellschaft ist zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht erforderlich und erst nach dem Beitritt weiterer gemeindlicher Gesellschafter 
sinnvoll. 

c) Zur beihilferechtlichen Absicherung der jährlich von den Gesellschaftern zu leis-
tenden Zuschüsse ist die Klimaschutzagentur von jedem Gesellschafter durch einen 
gesonderten Betrauungsakt mit den Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chen Interesse (DAWI) zu betrauen. Mit dem Vorliegen eines Betrauungsaktes, der 
den Vorgaben des DAWI-Freistellungsbeschlusses entspricht, liegt dann eine mit 
dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfe vor, die nicht bei der Europäischen Kommissi-
on angemeldet zu werden braucht.

Das Finanzamt Kiel prüft zurzeit noch den Gesellschaftsvertrag hinsichtlich der darin 
enthaltenen relevanten Formulierungen zur Gemeinnützigkeit. Ebenfalls wird von 
dort noch eine verbindliche Auskunft zur umsatzsteuerlichen Behandlung der von 
den Gesellschaftern zu leistenden jährlichen Zuschüsse erwartet. Das Finanzamt hat 
zugesagt, dass die Prüfergebnisse bis zur Sitzung des Hauptauschusses am 
12.03.2020 vorliegen werden.

Relevanz für den Klimaschutz:
Klimaschutz ist Kernaufgabe der Gesellschaft
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

2019/968-003-001-001

26.02.2020

Hetzel, Sebastian

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Regionalentwicklung, 
Bauen und Schule

Bearbeiter/in: Rothmund, Thomas

Entwicklung einer Förderrichtlinie Klimaschutzfonds
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

23.03.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt den Erlass der Förderrichtlinie Klimaschutzfonds in der 
vorliegenden Form. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
In der Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses vom 20.2.2020 wurde die Richtlinie 
des Klimaschutzfonds inhaltlich beraten und dem Kreistag mehrheitlich zum 
Beschluss empfohlen. 

Relevanz für den Klimaschutz:
Der Beschluss einer Richtlinie dient der Förderung von Maßnahmen für den 
Klimaschutz. Somit ergibt sich eine hohe Relevanz für den Klimaschutz. Der 
konkrete Nutzen ergibt sich aus den jeweils geförderten Maßnahmen.

Finanzielle Auswirkungen: 
Mit Verabschiedung des Haushaltes für 2020 wurden einmalig 2 Millionen Euro für 
den Klimaschutzfonds bereitgestellt.

Anlage/n: 
Förderrichtlinie Klimaschutzfonds
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Anlage VO/2019/968-003-001-001 

 

Entwurf Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gewährung von Zu-

wendungen zur Förderung von investiven Maßnahmen zum Klimaschutz 

  

1. Allgemeines 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde gewährt durch den Hauptausschuss Zuschüsse zur För-

derung von investiven Maßnahmen zum Klimaschutz nach Maßgabe dieser Richtlinie sowie 

im Rahmen der durch den Kreistag im Klimaschutzfonds zur Verfügung gestellten Mittel.  

  

2. Zuwendungszweck 

Ziel dieser Richtlinie ist die Förderung von investiven Klimaschutzmaßnahmen im Kreis 

Rendsburg-Eckernförde. Der Kreis will dabei unterstützen, investive Maßnahmen, die dem 

Klimaschutz und der Reduktion bzw. der Bindung von Treibhausgasen dienen, zu realisie-

ren.   

 

3. Gegenstand der Förderung   

Die Förderung erfolgt durch einen Zuschuss in Höhe von bis zu 20 % der vom Drittmittelge-

ber als förderfähige anerkannten Kosten. Die maximale Höhe der Förderung beträgt 200.000 

Euro. Bei Maßnahmen, die auch, aber nicht ausschließlich dem Klimaschutz und der Reduk-

tion bzw. der Bindung von Treibhausgasen dienen, sind alle Teile der Kosten, die diesen 

Zwecken dienen, förderfähige Kosten.   

Die Summe sämtlicher Förderungen darf die Höhe der Investitionskosten nicht übersteigen.  

Die Förderung von Klimaschutzmaßnahmen ist eine freiwillige Leistung des Kreises, auf die 

kein Rechtsanspruch besteht. 

 

4. Zuwendungsempfänger   

Zuwendungsempfänger sind: 

- die kreisangehörigen Gemeinden,  

- die kreisangehörigen Ämter, 

- Schulträger,   

- Träger von Kindertageseinrichtungen und Sportstätten. 

 

5. Zuwendungsvoraussetzungen   

Gefördert werden 

- investive Maßnahmen, die dem Klimaschutz dienen und eine nachhaltige Verringerung 

bzw. Bindung der CO2-Emissionen und weiterer klimaschädlicher Treibhausgase bewir-

ken,    

- für die bereits eine Förderung durch Dritte in Höhe von mindestens 50 % beantragt und 

zugesagt wurde,    
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- die im Gebiet des Kreises Rendsburg-Eckernförde durchgeführt werden.   

Im Einzelfall kann der Ausschuss eine Abweichung von der Förderquote, von der vorgenann-

ten Höchstsumme und dem Gegenstand der Förderung beschließen.  

Die Gesamtfinanzierung der jeweiligen Maßnahmen muss durch den Antragsteller sicherge-

stellt sein. 

  

6. Verfahren 

Anträge auf Zuwendungen sind schriftlich bei der Klimaschutzagentur des Kreises Rends-

burg-Eckernförde einzureichen. Die Entscheidung über eine Förderung wird dem Hauptaus-

schuss des Kreises Rendsburg-Eckernförde übertragen. Die Entscheidungen erfolgen nach 

fachlicher Prüfung und Vorlage durch die Klimaschutzagentur des Kreises Rendsburg-

Eckernförde im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel des Klimaschutz-

fonds. Eine Förderung kann auch unter dem Vorbehalt erteilt werden, dass eine Förderung 

durch einen Dritten von mindestens 50% der förderfähig anerkannten Kosten erfolgreich be-

antragt wird. Die Klimaagentur berichtet quartalsweise dem Hauptausschuss über alle ge-

stellten Anträge und den entsprechenden Sachstand. Die Bewilligung der Förderung erfolgt 

durch einen Zuwendungsbescheid des Fachbereichs Regionalentwicklung, Bauen und Schu-

le.  

  

7. Einzureichende Unterlagen  

Dem schriftlichen Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:  

- Eine Erläuterung der beabsichtigten Maßnahme/Beschreibung des Vorhabens mit Anga-

be des Beginns und des Abschlusses sowie eines Zeitplans und, wenn möglich, über die 

zu erwartenden CO2-Einsparungen,  

- eine kurze Selbstdarstellung des verantwortlichen Trägers/der antragsstellenden Ge-

meinde (bei erstmaliger Antragsstellung),   

- ein Kosten- und Finanzierungsplan des Vorhabens,   

- der Förderzusage / Bewilligungsbescheid der Förderung Dritter oder die Förderrichtlinie, 

auf dessen Grundlage die Fördermittel bei Dritten beantragt wird.  

  

8. Verwendungsnachweis   

Die Förderung darf nur für den im Bewilligungsbescheid genannten Zweck verwendet wer-

den.  

 Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel ist spätestens 6 Monate nach Abschluss 

der Maßnahme gegenüber der Klimaschutzagentur des Kreises Rendsburg-Eckernförde zu 

belegen. Dafür kann der Verwendungsnachweis gegenüber dem Drittmittelgeber dienen. 

Wahlweise kann die Bestätigung des Drittmittelgebers eingereicht werden, in dem die 

zweckentsprechende Verwendung der Mittel bestätigt werden.  

  

Der Kreis behält sich vor, im Einzelfall selbst oder durch einen von ihm Beauftragten die 

zweckentsprechende Verwendung durch die Einsicht in die Bücher und Belege des Zuwen-

dungsempfängers sowie durch örtliche Besichtigungen zu überprüfen.  
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9. Auszahlung und Rückforderung   

Die Auszahlung erfolgt nach Bewilligung und Vorliegen eines positiven Bescheides eines 

Drittmittelgebers.  Der Zuschuss ist ganz oder teilweise zurückzuzahlen, wenn  

- eine Maßnahme nicht durchgeführt wurde,   

- die Förderung nicht zweckentsprechend verwendet wurde,   

- mit der Bewilligung verbundene Auflagen nicht eingehalten wurden,   

- der Verwendungsnachweis nicht ordnungsgemäß vorgelegt wurde,   

- die zugrunde gelegten förderfähigen Gesamtkosten laut Finanzierungsplan unterschritten 

wurden.  

10. Maßnahmenbeginn  

Ein Maßnahmenbeginn ist nach Bewilligung eines Förderantrags durch Dritte möglich. Die 

Projekte müssen in einem Zeitraum von 6 Monaten nach der Zuschussgewährung begonnen 

werden. Ein vorzeitiger Beginn der Maßnahmen ab dem 01.01.2020 ist unschädlich für eine 

spätere Förderung.  

11.  Inkrafttreten und Revisionsklausel  

Diese Richtlinie tritt nach Beschlussfassung durch den Kreistag am XXXXXX  rückwirkend 

ab 01.01.2020 in Kraft.  

  

  

  

Rendsburg, den … 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/287-002-001

28.05.2020

Dr. Kruse, Martin

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Umwelt, Kommunal- und 
Ordnungswesen

Bearbeiter/in: Willig, Per

Erstellung einer Richtlinie zur Förderung von Mobilitätsstationen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt, auf Empfehlung des Regionalentwicklungsausschusses, die 
Richtlinie zur Förderung von Mobilitätsstationen im Kreis Rendsburg-Eckernförde.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Die Verwaltung wurde in der Sitzung des Regionalentwicklungsausschusses vom 
29.01.2020 (VO/2020/287) beauftragt, auf Grundlage des Kreistagsbeschlusses vom 
16.12.2019 (VO/2019/245) eine Richtlinie zur Förderung von 
verkehrsmittelübergreifenden Mobilitätsstationen mit folgenden Inhalten zu 
erarbeiten:
 
- Förderung mit 50% der Restkosten (ohne Erdarbeiten) 
- nach Ausschöpfen weiterer möglicher Fördergelder mit max. 20.000,- € pro  
Maßnahme.  
- das gesamte Fördervolumen beträgt hierfür 250.000,-  €
 
Die zuvor erfolgte politische Diskussion im Regionalentwicklungsausschuss am 
27.05.2020 zum Entwurf der Förderrichtlinie ergab folgende Ergänzung:

Ein vorzeitiger Beginn der Maßnahme ab dem 01.01.2020 ist unschädlich für eine 
spätere Förderung. 

Der Anlage ist die durch die Verwaltung erstellte Richtlinie beigefügt.
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Relevanz für den Klimaschutz:

Mobilitätsstationen bieten die Möglichkeit zur Verringerung des CO2-Ausstoßes 
durch die Verlagerung des Verkehrs vom PKW hin zu klimafreundlicheren 
Verkehrsformen. Darüber hinaus trägt die Weiterentwicklung und Verbesserung des 
ÖPNV zum Klimaschutz und Umsetzung der Ziele des Masterplan Mobilität der 
KielRegion bei.

Finanzielle Auswirkungen: 
Die Fördersumme in Höhe von 250.000 ,- € ist bereits im Haushalt eingestellt 
worden.

Anlage/n: 
Förderrichtlinie_Mobilitätsstationen_RD_ECK_aktualisiert.pdf
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Förderrichtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Investitionen zur 

barrierefreien Gestaltung von Haltestellen für den öffentlichen Personennah-

verkehr im Kreis Rendsburg - Eckernförde 

 

 

 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1  Der Kreis Rendsburg-Eckernförde (Bewilligungsbehörde) gewährt auf der 

Grundlage dieser Richtlinie Zuwendungen für Investitionen für die Errich-

tung verkehrsmittelübergreifender Mobilitätsstationen in Städten, Ämtern 

und Gemeinden des Kreises Rendsburg-Eckernförde. 

1.2  Ein Anspruch der Antragssteller auf Gewährung der Zuwendungen besteht 

nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermes-

sen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel von 250.000 €. Überstei-

gen die beantragten Mittel die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 

entscheidet das Datum des Antragseingangs.  

1.3 Alle Zuwendungen dürfen nur für den im Zuwendungsbescheid angegeben 

Zweck verwendet werden. Etwaige mögliche Förderungen durch EU, Bund 

oder das Land Schleswig-Holstein sind bei Kumulierung vorrangig in An-

spruch zu nehmen. 

 

2.  Gegenstand der Förderung 

Gefördert wird die Errichtung verkehrsmittelübergreifender Mobilitätsstationen, 

nach dem Leitfaden, „Mobilitätsstationen in der KielRegion, Leitfaden für die Pla-

nung und Umsetzung in Kommunen“, die die verschiedenen Verkehrsmittel des 

Umweltverbundes (z. B. Fuß-, Radverkehr, Car-Sharing und ÖPNV) im lokalen 

Kontext überdurchschnittlich miteinander verknüpfen.  

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Errichtung von Mobilitätsstationen an 

ÖPNV-Zugangspunkten gemäß den Gestaltungsrichtlinien der KielRegion bzw. 

der NAH.SH. 

Die für die Förderung von verkehrsmittelübergreifenden Mobilitätsstationen vor-

gesehenen Flächen und Grundstücke müssen sich im rechtlichen und wirtschaft-

lichen Eigentum des Antragstellers befinden. Trifft dies nicht zu, muss der An-
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tragsteller über die vorgesehenen Flächen verfügen können (z. B. in Form eines 

Gestattungsvertrags, als Baulastträger, Grundbucheintrag etc.). Die für die Maß-

nahmen vorgesehenen Flächen müssen die Voraussetzung für eine Widmung im 

Sinne des jeweiligen Straßengesetzes als öffentlich genutzte Verkehrsfläche er-

füllen. 

Darüber hinaus orientiert sich die Auswahl und Dimensionierung der Ausstat-

tungselemente an den lokalen Bedürfnissen. 

 

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsberechtigt sind Städte und Gemeinden sowie Ämter des Kreises 

Rendsburg-Eckernförde. 

 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

Voraussetzungen der Gewährung einer Zuwendung sind, dass   

4.1 die Maßnahme nach Art und Umfang zur Verbesserung der Verkehrsver-

hältnisse dient und sich an einer Haltestelle des öffentlichen Busverkehrs 

befindet. 

4.2 der Zuwendungsempfänger sicherzustellen hat, dass der geförderte Halte-

stellenbereich jedem für diesen Bereich konzessionierten Verkehrsunter-

nehmen diskriminierungsfrei zur Nutzung zur Verfügung gestellt wird. 

4.3 die Maßnahmen grundsätzlich ausführungsreif sein müssen und spätestens 

ein Jahr nach Bewilligung abgeschlossen werden können. Die Kosten dür-

fen nicht infolge zu aufwändiger Planung überhöht und daher mit den 

Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit unvereinbar sein. 

Maßgeblich für die Gewährung der Fördermittel ist der Bewilligungsbe-

scheid des Kreises Rendsburg-Eckernförde. 

 

 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1 Die Zuwendungen werden als Anteilsfinanzierung oder als einmalige An-

schubfinanzierung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt. 

TOP 19



Das Gesamtbudget des Kreises Rendsburg-Eckernförde beträgt hierbei 

250.000 Euro. 

5.2 Der Zuschuss beträgt 50 % der zuwendungsfähigen Ausgaben (Erdarbeiten 

sind nicht zuwendungsfähig) und maximal 20.000 Euro je Mobilitätsstation. 

5.3 Die Standards richten sich nach dem Leitfaden, „Mobilitätsstationen in der 

KielRegion, Leitfaden für die Planung und Umsetzung in Kommunen“.  

5.4 Bei Kumulierung mit weiteren Fördermitteln ist ein Eigenanteil von mindes-

tens 20 % der förderfähigen Kosten zu leisten. 

 

6. Verfahren - Antragsstellung, Entscheidung, Prüfungsrecht  

6.1 Bewilligungsbehörde ist der Kreis Rendsburg-Eckernförde.  

 

6.2 Die Anträge sind in einfacher Ausfertigung mit den folgenden Unterlagen an 

den Kreis Rendsburg-Eckernförde zu richten:  

 Beschreibung des Vorhabens mit Darstellung des gegenwärtigen und 

geplanten Zustandes,  

 Für die Beurteilung nötige Pläne, insbesondere Lageplan, Längsschnitt, 

Regelquerschnitte, Grunderwerbspläne und -verzeichnis,  

 Sonderpläne (Grundriss, Längsschnitt, Querschnitt), soweit sie zur Dar-

stellung der Bauwerke erforderlich sind,  

 Kostenzusammenstellung (ggf. mit eingeholten Angeboten),  

 Finanzierungsübersicht mit Zuwendungen Dritter.  

 Zeitplan für die Umsetzung  

 

6.3 Die Antragsteller sind verpflichtet, die ordnungsgemäße Verwendung der 

bewilligten Mittel sicherzustellen und dies nach Abschluss der Maßnahme 

unter Beifügung eines zahlenmäßigen Nachweises unverzüglich dem Kreis 

Rendsburg-Eckernförde mitzuteilen. 
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6.4 Nachträgliche Abweichungen von den mit dem Antrag eingereichten Bau- 

und Planungsunterlagen sind der Bewilligungsbehörde mit Begründung 

vorzulegen. 

 

6.5 Die Auszahlung der per Bescheid festgesetzten Zuwendungen erfolgt nach 

der Vorlage der Endabrechnung bzw. des Verwendungsnachweises sowie 

des Nachweises der erfolgten Endabnahme durch den Fördermittelnehmer. 

 

7. Maßnamenbeginn 

Ein vorzeitiger Beginn der Maßnahme ab dem 01.01.2020 ist unschädlich für 

eine spätere Förderung. 

 

 

8. Inkrafttreten 

Diese Förderrichtlinie tritt zum ……… in Kraft. 

 

Anhang 

Mobilitätsstationen in der KielRegion, Leitfaden für die Planung und Umsetzung in 

Kommunen 
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1

Mobilitätsstationen 
in der KielRegion
Leitfaden für die Planung und Umsetzung in Kommunen
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Janet Sönnichsen
Geschäftsführerin

KielRegion GmbH

„Mobilitätsstationen sind ein wichtiger 
Baustein für die Zukunft der Mobilität, 

weil sie den Menschen in der Region 
das Umsteigen erleichtern und so die 

Verkehrswende fördern.“
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Vorwort
Unsere Mobilität umweltfreundlicher gestalten 
und für eine nachhaltige, mobile Region sorgen: 
Das ist die große Gemeinschaftsaufgabe für die 
KielRegion.

Unsere Mobilitätsstationen sind ein wichtiger Bau-
stein auf dem Weg zu einer zukunftsfähigen Mobi-
lität in der Region. Dieser Leitfaden ermöglicht es 
Ihnen, schnell und unkompliziert Mobilitätsstatio-
nen in Ihrer Kommune oder Ihrer Stadt zu planen 
und umzusetzen. Dabei stehen wir, das Regiona-
le Mobilitätsmanagement der KielRegion, Ihnen 
gerne tatkräftig zur Seite.

Von Anfang an war klar, dass die Mobilitätsstatio-
nen sowohl im ländlichen Raum als auch in Städten 
funktionieren sollen. Daher lassen sich die Statio-
nen individuell nach Ihren jeweiligen Bedürfnissen 
aufbauen und modular erweitern. Profitieren Sie 
dabei von den Erfahrungen unseres Regionalen 
Mobilitätsmanagements und der Pilotstandorte. 

Auf den nächsten Seiten möchten wir Ihnen die 
Erfahrungen, die in den letzten Monaten bei der 
Begleitung der Pilotstandorte in der KielRegion 
gesammelt wurden, für Ihre eigene Mobilitätssta-
tion mit auf den Weg geben.
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Mobilität neu denken –  
Trends und Herausforderungen

Unsere Mobilität 
verändert sich: Wie 
kommen wir in Zu-
kunft von A nach B 
und zurück? Und zwi-
schendurch vielleicht 
noch nach C und D?

Bereits seit einigen 
Jahren zeichnen sich 
neue Mobilitätstrends 
ab, vor allem bedingt 
durch die steigende 
Bedeutung des Um-
weltschutzes sowie 
durch technologische 

Innovationen. Zu diesen Trends gehören neben umweltfreundlicheren 
Antrieben (E-Mobilität) insbesondere das Teilen von Fahrten oder Fahr-
zeugen, z. B. beim Carsharing, sowie die flexible Nutzung verschiede-
ner Mobilitätsangebote, auch multimodale und intermodale Mobilität 
genannt (siehe Abbildung 1). 

Durch die Vernetzung zu einem System mit vielfältigen und gut zugäng-
lichen Mobilitätsangeboten wird eine attraktive Alternative zum priva-
ten Pkw geschaffen, die sogar bei Verfügbarkeit und Komfort immer 
besser mithalten kann (siehe Abbildung 2). Der Umstieg vom Priva-
tauto stärkt den Umweltverbund (ÖPNV, Rad- und Fußverkehr) und 
senkt die Emissionen im Verkehrssektor. Doch nicht nur aus ökologi-
schen Gründen ist ein Umdenken dringend erforderlich. Insbesondere 
im ländlichen Raum gilt es, ergänzende Angebote bereitzustellen und 
so die Mobilitätsversorgung zu verbessern. Hierdurch wird die Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben für alle Menschen erleichtert.

Martin Kliesow

Mobilitätsmanagement

KielRegion GmbH

„Den Menschen geht es immer mehr 
um Individualität und Flexibilität. 

Mobilitätsstationen stellen dabei die 
räumliche Konsequenz dieser Bedürfnisse an 

die Mobilität von morgen dar.“
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Abbildung 2 – Modal Split an Werktagen nach Gebietstyp 
(System repräsentativer Verkehrsbefragungen (SrV) 2013)

Pkw-Fahrer/-in Pkw-Mitfahrer/-in Rad FußÖPNV

17%

10%
10%
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30%

Stadt Kiel
,

45%
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 Städte Plön, 
Rendsburg, 
Eckernförde

20%
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gemeinden
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DI
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Multimodales Verkehrsverhalten

Start Ziel

Intermodales Verkehrsverhalten

Start Ziel

Abbildung 1 – Multi- und intermodales Verkehrsverhalten
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Was sind 
Mobilitätsstationen?

Mobilitätsstationen bündeln verschiedene Mobilitätsan-
gebote und stellen diese gut sichtbar und leicht zugäng-
lich zur Verfügung – mit optimalen Umsteigebeziehungen 
zwischen ÖPNV und anderen Angeboten.
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Was sind Mobilitätsstationen?
Mobilitätsstationen – Verkehrsmittel intelligent vernetzen

Gleichzeitig eignen sich Mobilitätsstationen als Modellstandort für 
Ladeinfrastruktur und Elektromobilität. 
Über öffentliche Ladesäulen und elektrische Car- oder Bike-
sharingdienste können Nutzer/-innen an die E-Mobilität herangeführt 
und Berührungsängste mit neuen Technologien abgebaut werden.

Impulse durch Mobilitätsstationen

Eine Mobilitätsstati-
on ist die räumliche 
Zusammenführung 
verschiedener Mobi-
litätsangebote und 
Services. Das Ziel der 
Mobilitätsstation ist 
es, den Umstieg zwi-
schen den Angeboten 
zu vereinfachen und 
ein ganzheitliches, 
nutzer/-innenfreund-
liches Mobilitätssys-
tem zu schaffen. So 
werden inter- und 
multimodale Verkeh-

re gefördert. Mobilitätsstationen bieten eine gute Anschlussmobilität, 
z. B. beim Umstieg vom Zug auf das Fahrrad, um zum endgültigen Ziel 
zu gelangen.
Mobilitätsstationen sind somit die essentiellen Knotenpunkte eines 
komfortablen Gesamtsystems, das zum einen den Umstieg zwischen 
den Verkehrsmitteln erleichtert und zum anderen den Umstieg vom Pri-
vatauto auf umweltfreundlichere Alternativen fördert. 

„Mobilitätsstationen fördern die  
Vernetzung umweltfreundlicher  

Verkehrsmittel und setzen ein Zeichen für 
eine nachhaltige  

Mobilität in der Region.“

Lena von Possel

Mobilitätsmanagement

KielRegion GmbH
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Abhängig von der 
Lage einer Mobilitäts-
station (Stadtzentrum, 
Wohnquartier, Ge-
werbegebiet, Bahn-
hof etc.) bietet diese 
unterschiedliche Vor-
teile bei der Verknüp-
fung der Angebote. 
Insbesondere in länd-
lichen und suburba-
nen Räumen kann die 
Mobilitätsstation zur 
Sicherung und Ver-
besserung der Erreich-
barkeit von zerstreut 
gelegenen Zielen bei-
tragen. Durch die Ein-
bindung von neuen Mobilitätsangeboten, wie z. B. Bikesharing, wird 
der ÖPNV rund um die Uhr ergänzt und eine lückenlose Anbindung 
sichergestellt. 

Darüber hinaus können weitere Dienstleistungsangebote (z. B. Kiosk, 
Informationspunkte, Post- oder Paketstationen) gut mit den zentral ge-
legenen Mobilitätsstationen verbunden werden (siehe Abbildung 3). 
So werden im Rahmen der Gemeindeentwicklung durch die Integrati-
on von Mobilität, Nahversorgung sowie Begegnung/Freizeit neue städ-
tebauliche und soziale Impulse gesetzt. Durch dieses Zusammenspiel 
werden Quartiere aufgewertet und die Lebens- und Aufenthaltsquali-
tät verbessert. Die nachfolgende Darstellung zeigt eine Übersicht über 
die vielfältigen Mehrwerte, die mithilfe einer Mobilitätsstation gene-
riert werden können.

Vielfältige Vorteile

M
ob

ilitätsstation

Inform
ati

on
,P

la
nu

ng
, B

uc
hu

ng

, Services
M

ob
ilitätsang

eb
ote

Abbildung 3 – Eine Mobilitätsstation bietet die Mög-
lichkeit, weitere Services einzubinden
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Mehrwerte einer Mobilitätsstation

• Reduktion des fossilen Treib-
stoffverbrauchs durch:
 - Stärkung des Umweltverbundes 

und einer klimafreundlichen  

Mobilität

 - Förderung von Multi- und  

Intermodalität

 - Alternative zum privaten Pkw und 

Reduktion des motorisierten  

Individualverkehrs (MIV)

• Verringerung von 
Schadstoffen

• Vermeidung des 
Verkehrslärms

• Reduktion von Stellplätzen 
und versiegelter Fläche

• Ausbau der E-Mobilität

• Vielfältige 
Mobilitätsangebote 
für den Tourismus

• Mitarbeiter/-innenmobilität  
für lokale Gewerbe

• Bessere Erreichbarkeit von 
Geschäften und  
Einkaufsmöglichkeiten

• Reduktion von benötigten 
Stellplätzen und Senkung 
der Baukosten

Wirtschaftliche
Mehrwerte

Ökologische 
Mehrwerte

Exemplarische Visualisierung einer Mobilitätsstation
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• Mobilitätsstationen als  
sozialer Raum mit Inter- 
aktionspotential

• Erhöhung der Aufenthalts- 
qualität

• Inklusion und Teilhabe aller 
Nutzer/-innengruppen (z. B. 
Menschen mit Mobilitätsein-
schränkung, Kinder und  
Jugendliche) 

• Schaffung von zukunftsorien-
tierten Mobilitätsangeboten 
für eine breite  
Nutzer/-innengruppe

• Verbesserung der  
Mobilitätsgarantie für  
erweiterte Nutzer/-innen-
gruppen (z. B. ohne Auto)

• Integrationsmöglichkeiten 
für weitere Dienstleistungen 
und Services wie  
kostenloses WLAN

• Einfache Überwindung der 
ersten und letzten Meile 
ohne eigenes Auto

• Sichtbarkeit und Bewer-
bung neuer Angebote sowie 
Abbau von 
Nutzungshürden

• Kurze Wege und  
erleichtertes Umsteigen

Soziale 
Mehrwerte

Weitere 
Mehrwerte
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+

Aufbau und mögliche Bestandteile 

einer Mobilitätsstation

• Ladepunkte für E-Fahrzeuge
• Fahrradbox &  

-abstellanlagen
• Fahrradreparaturstation
• Personenunterstand
• Parkplätze (Park & Ride)
• Taxistand

Zusätzliche 
Angebote+

• Stele 
• Informationen zu  

Mobilitätsangeboten
• Stadtplan
• Digitale Fahrgastinformation
• Servicecenter
• Infopoint

Informationen
vor Ort
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• Bus- und Bahnhaltestellen
• Carsharing & Dörpsmobile
• Mitfahrbänke
• Bikesharing
• Bürgerbusse

Mobilitäts-
angebote

• Paketbox
• WLAN
• Fahrkartenautomat
• Kiosk/Bäckerei
• Schließfächer
• Notrufsprechstelle

Services & 
Dienstleistungen
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Im Rahmen der regiona-
len Kooperation wurden 
Gestaltungsgrundlagen für Aus-
stattungselemente der Mobili-
tätsstationen erarbeitet. 
Mit der einheitlichen Gestaltung 
wird der Wiedererkennungswert 
der Marke und der Stationen in 
der KielRegion sichergestellt und 
das Zusammenspiel zwischen 
den Stationen verdeutlicht. Die 
Gestaltungsgrundlagen wurden 
im Rahmen mehrerer Workshops 
gemeinsam erarbeitet. 
Die Elemente werden den Ge-
meinden und Städten der Kiel-
Region als Standardtypen zum 

Mobilität in der KielRegion gestalten

Erste Skizzen der Mobilitätsstation
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kostengünstigen Erwerb zur Verfügung gestellt und bilden eine grund-
legende Ausstattung, welche um weitere Elemente ergänzt werden 
kann. 

Bei der Gestaltung der Elemente wurde daher besonders darauf ge-
achtet, dass eine Koexistenz mit bereits vorhanden Elementen, z. B. 
Kieler Fahrradbügeln oder Abstellanlagen der NAH.SH möglich ist. Das 
moderne und zugleich unaufdringliche, zeitlose Design eignet sich für 
ländliche Räume ebenso gut wie für Städte. Zudem wurden beständi-
ge Materialien gewählt, die sowohl norddeutschem Wind und Wetter 
als auch Vandalismusversuchen und Graffiti lange 
standhalten. 

Eine Übersicht über die Module inklusive der 
technischen Spezifikationen finden Sie im Modul-
katalog unter: 
https://www.kielregion.de/mobilitaet/projekte/
mobilitaetsstationen/
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Ausstattungselemente der KielRegion
Die Stele ist das zentrale Erken-
nungsmerkmal einer Mobilitätsstati-
on. Sie dient als Informationspunkt 
und zeigt die vor Ort vorhandenen 
Mobilitätsangebote mit leicht ver-
ständlichen Piktogrammen. 

Die Carsharing-Stellplätze sind ex-
klusiv für Carsharing & Dörpsmobi-
le vorzuhalten. Dadurch haben die 
Fahrzeuge eine reservierte Stellflä-
che und können jederzeit ausgelie-
hen und abgegeben werden. Für 
Pedelecs, E-Lastenräder und E-Fahr-

zeuge kann ergänzend Ladeinfrastruktur errichtet werden. 

Fahrradbügel bieten einen sicheren Stand für Fahrräder und ermögli-
chen ein Anschließen an einem festen Gegenstand. 
Fahrradunterstände und -abstellanlagen schützen Pedelecs 
und wertvolle Räder vor Witterungseinflüssen und verringern das  
Diebstahlrisiko. 
Besonders außerhalb der Städte bieten Mitfahrbänke ein ergänzen-
des Nahverkehrsangebot. Über Fahrtwunschanzeiger können Zielorte 
angegeben werden, die das Mitnehmen durch Nachbar/-innen oder 

1. Stele

2. Carsharing

3. Bikesharing

4. Fahrrad- & 
Produktbügel

5. Fahrradunterstand

6. Fahrrad- und Lastenrad-
abstellanlagen

7. Mitfahrbänke 

8. Personenunterstand

9. #SH_WLAN

9
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Tipp: Die Konzeptionierung und Umsetzung der Mobilitätsstationen 
wird durch die KielRegion aktiv begleitet. Weitere Gestaltungselemente 
können im Zusammenspiel entwickelt werden.

Bekannte sowie spontane Fahrgemeinschaften ermöglichen. Auch die 
Nutzung für Rufbusse oder ehrenamtliche Fahrdienste ist möglich. Per-
sonenunterstände sorgen für eine angenehme Wartezeit und schützen 
die Nutzer/-innen vor Wind und Wetter. 

Die Förde Sparkasse stattet die in ihrem Ge-
schäftsgebiet liegenden Mobilitätsstationen mit 
Informationsstele mit dem #SH_WLAN aus – 
sowohl für die jeweiligen Kommunen als auch für 
die Nutzer/-innen fallen dafür keine Kosten an. 
Lediglich für einen Stromanschluss muss seitens 
der Kommune Sorge getragen werden.

Einen Katalog der Module der Mobilitätsstationen für die KielRegion 
finden Sie im Anhang dieses Leitfadens ab Seite 50. 
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Wie können 
Mobilitätsstationen 
umgesetzt werden?

Der nachfolgend aufgezeigte Ablaufplan stellt die wich-
tigsten Schritte von der Initiierung über die Konzeptionie-
rung bis zur Umsetzung dar und dient den Kommunen und 
beteiligten Unternehmen zur Orientierung bei der Umset-
zung einer Mobilitätsstation.
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Die Planung einer Mobilitätssta-
tion beginnt meistens mit der 
Idee. Viele Pilotregionen sind be-
reits zu diesem frühen Zeitpunkt 
an das Regionale Mobilitätsma-
nagement der KielRegion heran-
getreten. Gemeinsam wurde die 
Idee konkretisiert und deren Um-
setzung vorbereitet. 

Für eine gemeinsame Richtung 
und zur Verdeutlichung des ge-
meinsamen Willens sollte bereits 
in diesem frühen Projektstadium 
ein politischer Beschluss fokus-
siert werden.

Hierfür müssen im Voraus ver-
schiedene Akteur/-innen aktiviert 
und überzeugt werden (Initiie-
rungsphase). Ist der Beschluss 
gefasst, ist eine strukturier-
te Organisation des Planungs- 
und Umsetzungsprozesses die 
Grundvoraussetzung für den er-
folgreichen und reibungslosen 
Aufbau der Mobilitätsstation. 

Wichtig ist hierbei die Berück-
sichtigung der erforderlichen 
Ausschreibungen bei der Zeit-
planung. Im Normalfall sind 
während des Prozesses drei Aus-
schreibungen zu tätigen: 

1 Planungsleistungen
2. Bauleistungen
3. Ausstattungselemente

Die Planungsleistungen – ide-
alerweise in Verknüpfung mit 
einer städtebaulichen Integra-
tion – sowie die Bauleistungen 
müssen von der Kommune direkt 
ausgeschrieben werden. Die Be-
stellung der notwendigen Sta-
tionselemente kann über die 
KielRegion abgewickelt werden. 
Insgesamt empfiehlt es sich, die 
Ausschreibungen mit ausreichen-
der Vorlaufzeit vorzubereiten 
und die KielRegion frühzeitig in 
den Planungsprozess einzubin-
den. 

Der Gesamtzeithorizont des Pla-
nungs- und Umsetzungsvorha-
bens ist unter anderem abhängig 
vom Umfang des Bauvorhabens 
(z. B. Umgestaltung eines ge-
samten Platzes oder schlichter 
Aufbau von Elementen). 

Darüber hinaus sollte genü-
gend Zeit für die Einbindung von 
verschiedenen Akteuren (z. B. 
Bevölkerung, lokale Unterneh-
men, weitere Ämter) eingeplant 
werden.

Wie können Mobilitätsstationen 
umgesetzt werden?

Initiierung, Konzeptionierung & Umsetzung
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Die Mehrwerte von Mobilitäts-
stationen für Gemeinden, Städte 
und ihre Bürger/-innen liegen auf 
der Hand. Doch wie gelangt man 
von der Idee einer Mobilitätssta-
tion zur Umsetzung? 

Bevor die Planungsphase begon-
nen werden kann, steht zu Anfang 
die Initiierung und damit vor allem 
Organisation und Überzeugungs-
arbeit im Vordergrund. Mobili-
tät ist eine Grundvoraussetzung 
für das Funktionieren aller Berei-
che des täglichen Lebens und ein 
menschliches Grundbedürfnis. 

Die Gestaltung der Mobilität in 
einer Kommune bzw. in einer 
Region ist daher eine Gemein-
schaftsaufgabe verschiedener lo-
kaler Akteure. 

Mögliche zu beteiligende Part-
ner/-innen sind

• Kommunalpolitik  
& Verwaltung

• Verkehrsbetriebe
• Projektentwickler/-innen
• Wirtschaft & Gewerbe
• Soziale Träger/-innen und 

Kirchengemeinden 
• Lokale Vereine & Verbände 

(z. B.: Tourismus-, Wirtschafts-, 
Mobilitäts- und  
Umweltverbände)

• Flächeneigentümer/-innen

In vielen Regionen, in denen be-
reits ähnliche Projekte umgesetzt 
wurden, gibt es meist einen oder 
mehrere engagierte „Kümme-
rer“, die das Thema mit hoher 
Priorität und persönlichem En-
gagement vorantreiben. Auch 
die Einbindung von Expert/-in-
nen kann dabei helfen, wichtige 
Interessengruppen von der Idee 
zu überzeugen und mitzureißen. 
Die KielRegion begleitet und un-
terstützt die Gemeinden auf dem 
Weg zur eigenen Mobilitätsstati-
on und stellt das Vorhaben gerne 
im politischen Ausschuss vor. Für 
den zweiten und dritten Schritt 
(z. B. Konzeptionierung und Um-
setzung) müssen zudem relevan-
te Dienstleister (Planungsbüros, 
Mobilitätsanbieter) sowie für 
den Betrieb wichtige Akteure, 
wie Infrastrukturbetreiber (z. B. 
Verkehrsbetriebe, Stadtwerke), 
eingebunden werden. Auch diese 
sollten frühzeitig für die Idee ge-
wonnen werden. 

Um eine hohe Nutzung der Mo-
bilitätsstation zu erreichen, ist 
eine sorgfältige Standortaus-
wahl erforderlich. Bei der Er-
mittlung eines gut geeigneten 
Standortes müssen die örtlichen 
Gegebenheiten und Strukturen 
berücksichtigt werden. Für die 
Standortauswahl sind zwei Fakto-
ren von besonderer Bedeutung: 

Aktivierung lokaler AkteureInitiierung
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Zum einen eine gute Lage, um möglichst viele potentielle Nutzer/-in-
nen zu erreichen und zum anderen die infrastrukturellen Voraussetzun-
gen und die Flächenverfügbarkeit am gewünschten Standort. 

Zusätzlich können bereits bestehende Angebote sowie weitere Dienst-
leistungen eingebunden oder neu eingerichtet werden, welche für Nut-
zer/-innen typischerweise „auf dem Weg“ nützlich sein können. Hierzu 
zählen z. B. Versorgungseinrichtungen wie Kioske, Bäckereien und Su-
permärkte, Fahrradwerkstätten oder Paketstationen.

Flächenpotentiale und Standortermittlung

Lagefaktoren

• Bevölkerungs- und ggf. 
Arbeitsplatzdichte

• Anbindung an den ÖPNV
• Erschließungsqualität, ins-

besondere auch für Rad- 
und Fußverkehr

• Nähe zu relevanten Orten 

• Flächenverfügbarkeit (auch für po-
tentielle Ausweitung des Angebots)

• Sichtbarkeit und Zugänglichkeit der 
Fläche

• Strom- und Kommunikationsnetz 
(Einrichtung von Ladesäulen, Be-
leuchtung, WLAN etc.)

Voraussetzungen
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Tipp: Nutzen Sie die Gelegenheit, um ergänzende Baumaßnahmen zu 
planen und die Station städtebaulich attraktiv und funktional einzubin-
den. Die Mobilitätsstation kann ein zentraler Punkt eines attraktiven Auf-
enthaltsortes sein.

Tipp: Denken Sie daran, dass Mobilität barri-
erefrei gestaltet werden sollte. Weitere Infor-
mationen zur Barrierefreiheit im öffentlichen 
Nahverkehr finden sie auf der Website des NAH.
SH.

https://www.nah.sh/de/
themen/projekte/barriere
freie-bushaltestellen/
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Festlegung der Angebote und Auswahl der Module

Nachdem der Standort ausgewählt wurde, sollte der Bedarf der Mobi-
litätsangebote realistisch abgeschätzt werden: Welche Mobilitätsange-
bote werden am Standort benötigt und in welchem Umfang? 
Durch eine realistische Bedarfsermittlung wird für ein ausreichendes 
Angebot gesorgt, auf das sich die Bürger/-innen verlassen können. 
Zudem werden der Aufbau überflüssiger Module und somit unnötige 
Kosten vermieden. 
Aufbauend auf der Bedarfsabschätzung und der Dimensionierung 
werden die benötigten Module ausgewählt und die Flächenbedarfe 
berücksichtigt.
Auf Grundlage der folgenden Tabelle kann eine erste Abschätzung der 
Flächenbedarfe und Kosten erfolgen.

Tipp: Bei der Bestimmung des Bedarfs können auch Beteiligungsforma-
te für Bürger/-innen oder Unternehmen vor Ort hilfreich sein, um ganz 
konkrete Bedürfnisse und Hürden beim Umstieg vom privaten Pkw zu er-
fahren und neben der abstrakten Planungsebene auch die konkrete Nut-
zer/-innensicht zu berücksichtigen.

Platzbedarf (ca.) Kosten (ca.)

Fahrradbügel 1,25 - 2m2 je Stellplatz 220 € je Stellplatz

Fahrradbox 2 - 3 m2 je Stellplatz 2.000 € je Stellplatz

Lastenradbügel 3 m2 je Stellplatz 220 € je Stellplatz

Mitfahrbank inkl. 
Hinweisschild

3 m2 2.500 €

Stele groß 1 m2 5.000 €

Stele klein 0,5 m2 3.000 €

Unterstand 7,5 - 21 m2 11.000 - 24.000 €

Repair-Station 2 m2 1.500 €

Tabelle 1: Flächenbedarfe und Kostenindikation für die Ausstattungselemente
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Nachdem die Standortauswahl getroffen, die Mobilitätsbedarfe ermit-
telt und die ausgewählten Module geliefert wurden, kann der Aufbau 
der Mobilitätsstation beginnen. Hierfür sollte frühzeitig mit einem Vor-
lauf von mindestens 10 bis 12 Wochen die Bauleistung ausgeschrieben 
werden. Der Aufbau der Mobilitätsstation geschieht mit modularen 
Bausätzen, welche flexibel angeordnet und verknüpft werden können 
(siehe Kapitel Ausstattungselemente der KielRegion). Die Module sind 
so konzipiert, dass keine großen Tiefbauarbeiten oder anderweitig um-
fangreiche Bauleistungen von Nöten sind. Lediglich Fundamente oder 
Verankerungen sind bei kleineren Modulen erforderlich. Hierdurch 
kann der Aufbau schnell und kostenschonend erfolgen.

Aufbau der Mobilitätsstation

Tipp: Die Ausschreibung der Modulbeschaffung sollte nach Möglichkeit 
frühzeitig vor dem Umsetzungsprozess angestoßen werden. Die Aus-
schreibung kann in Abstimmung mit der KielRegion erfolgen, welche ggf. 
Ausschreibungen einzelner Kommunen zusammenfasst und somit die 
Kosten senkt. 

Für die Beschaffung muss geltendes Vergaberecht beachtet werden. 
Ein wesentliches Ziel der gemeinsamen Erarbeitung von Mobilitätssta-
tionselementen ist die Reduzierung der Kosten bei Planung und Be-
schaffung. Aus diesem Grund führt die KielRegion die Bedarfe der 
Region regelmäßig zusammen und organisiert eine gemeinsame Aus-
schreibung. Sprechen Sie bei Fragen zur Ausschreibung einfach die 
Kolleginnen und Kollegen aus dem Regionalen Mobilitätsmanagement 
der KielRegion an.

Beschaffung der Elemente
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Betrieb der Mobilitätsstation

Der Betrieb bzw. der Unterhalt und die Wartung der Mobilitätsstation 
liegen beim jeweiligen Bauherren. Die Module sind überwiegend aus 
Edelstahl gefertigt und damit sehr witterungsbeständig. Die Flächen 
auf Stelen und Bügeln sind mit einem Graffitischutz versehen, sodass 
Schäden durch Vandalismus möglichst gering gehalten werden können.

Kosten, Finanzierung und Fördermittel

Kosten

Bei der Abschätzung für die anfallenden Kosten wird zwischen den ein-
maligen Investitionskosten für den Aufbau einer Mobilitätsstation und 
den Betriebskosten unterschieden. Zusätzlich können weitere Aufwen-
dungen für Marketingmaßnahmen, Kommunikation und Evaluierung 
entstehen. 

Investitionskosten

Die Investitionskosten für den Aufbau von Mobilitätsstationen können 
aufgrund der unterschiedlichen Ausstattungen variieren. Eine Kostenin-
dikation für die einzelnen Ausstattungselemente findet sich im Kapitel 
Auswahl der Module auf Seite 28. Außerdem werden die Investitions-
kosten der Pilotkommunen im abschließenden Kapitel Pilotstandorte 
veranschaulicht.

Betriebskosten

Eine allgemeine Abschätzung der Betriebskosten lässt sich schwer tref-
fen und ist maßgeblich vom Angebot der Mobilitätsstation sowie den 
Geschäfts- und Betreibermodellen abhängig. Finanziert werden müssen 
– je nach Ausstattung – die Kosten für die Mobilitätsangebote und ggf. 
der Betrieb von Ladeinfrastruktur sowie allgemeine Kostenpunkte, wie 
Strom, Reinigung, Wartung und Reparatur oder Winterdienst.

Tipp: Eine Kombination aus erneuerbaren Energien und Elektromobilität 
stärkt die Imagebildung und senkt gleichzeitig die Betriebskosten für die 
Mobilitätsangebote.
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Fördermittel

Die breite Förderlandschaft Deutschlands und Schleswig-Holsteins 
bietet diverse Möglichkeiten, nachhaltige Mobilität und die Nutzung 
alternativer Mobilitätsformen mitzufinanzieren. Gefördert werden je 
nach Programm sowohl investive als auch nicht-investive Maßnahmen. 
Informationen zu aktuellen Förderprogrammen 
für den Aufbau und Betrieb von zukunftsorien-
tierten Mobilitätsangeboten können unter fol-
gendem Link auf der Homepage der KielRegion 
abgerufen werden. 

Tipp: Bei Fragen zu Kosten, Finanzierung und 
Fördermitteln steht die KielRegion gern bera-
tend zur Seite. Ebenfalls unterstützt die KielRe-
gion mit ihrer Expertise bei der Beantragung von 
Fördermitteln. 

https://www.kielregion.de/
mobilitaet/
foerdermoeglichkeiten/

Tipp: Einige Posten lassen sich ohne großen Aufwand in den kommu-
nalen Betrieb eingliedern. Sollten die Mobilitätsstationen auf privaten 
Grundstücken errichtet werden, können diese Kosten ggf. auch auf die 
Unternehmen umgelegt werden. 

Tipp: Insbesondere bei Projektentwicklungen und Umgestaltungsmaß-
nahmen können Mobilitätsstationen kostengünstig mit in die Planungs- & 
Umsetzungsprozesse integriert und ggf. in städtebaulichen Verträgen ver-
ankert werden.

Bei der Finanzierung der Mobilitätsstation sowie der neuen Mobilitäts-
angebote können lokale Unternehmen, Verbände und Vereine sowie 
die Kommunen oder auch der ÖPNV-Betreiber investiv unterstützen 
und gleichzeitig Vorteile für die eigene Unternehmung generieren,  
z. B. indem die Mobilitätsangebote Bestandteil des betrieblichen sowie 
kommunalen Mobilitätsmanagements werden. Diese investiven Maß-
nahmen können zusätzlich durch eine Vielzahl von Fördermöglichkeiten 
ergänzt und realisiert werden (siehe Fördermittel).

Finanzierung
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Kommunikation und Marketing
Kommunikation und Marketing dienen der Bekanntmachung des Mobi-
litätsangebotes und steigern den Wiedererkennungswert. Hierbei emp-
fiehlt es sich, potentielle Nutzer/-innen bereits vor der Inbetriebnahme 
der Mobilitätsstation über das Angebot zu informieren. Die Grafik zeigt 
sinnvolle Marketingmaßnahmen für die Zeit vor der Inbetriebnahme, 
zur Eröffnung sowie im laufenden Betrieb.

Im laufenden Betrieb
• Werbekanäle (Regionalzeitung, 

Website, Social Media etc.) zur Infor-
mation potentieller Nutzer/-innen

• Ansprechpartner/-innen für Bür-
ger/-innen definieren

Bei Eröffnung
• Eröffnungsveranstaltung, um Auf-

merksamkeit zu erregen

• Vergünstigungen und andere Anrei-
ze zum Abbau von Nutzungshürden

Vor Inbetriebnahme
• Frühzeitiges Bewerben des entste-

henden Angebotes

• Mehrwerte für Nutzer/-innen ver-
deutlichen
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Eröffnung der Mobilitätsstation
in Hamdorf
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Borgstedt

Rendsburg

Hamdorf
Plön

Preetz

Kiel
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Pilotstandorte
Die KielRegion begleitet Kommunen bei 
der Errichtung von Mobilitätsstationen. 
Hierbei steht das regionale Mobilitäts-
management den Kommunen sowohl 
bei der Konzeptionierung als auch beim 
Aufbau der Mobilitätsstationen und der 
Fördermittelakquise beratend zur Seite. 
Erste Erfahrungen wurden bereits mit 
den Pilotstandorten in der KielRegion ge-
sammelt. 

Zu diesen zählen neben der Landeshaupt-
stadt Kiel, die Gemeinden Hamdorf und 
Borgstedt sowie die Städte Rendsburg 
und Preetz. Die Auswahl der Standorte 
ist auf Grundlage der Potentiale, Inter-
essen und Umsetzungsmöglichkeiten aus 
dem Strategieentwicklungsprozess des 
Masterplans Mobilität für die KielRegion 
erfolgt. Die Pilotkommunen dienen als 
Blaupause für die Konzeptionierung und 
den Aufbau weiterer Mobilitätsstationen 
in der KielRegion. Ziel ist es, ein großes 
Netz an Mobilitätsstationen in einem ein-
heitlichen Design in der KielRegion zu 
verorten und somit die einzelnen Mo-
bilitätsangebote sinnvoll zu verknüpfen 
sowie die Aufenthaltsqualität zu steigern. 
Die Pilotkommunen befinden sich zum 
aktuellen Zeitpunkt in unterschiedlichen 
Planungsstadien. Im folgenden Abschnitt 
werden Pilotstandorte vorgestellt und 
Baumaßnahmen sowie ein Kostenrahmen 
dargelegt. 
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Hamdorf

Hamdorf

Die Mobilitätsstationen in der Gemeinde Hamdorf (1.285 Einwohner/-
innen) sind die ersten Mobilitätsstationen im ländlichen Raum 
Schleswig-Holsteins. Der Kern des neuen Mobilitätsangebotes 
besteht aus einer barrierefreien Bushaltestelle, welche mit attraktiven 
Fahrradabstellmöglichkeiten für 20 Räder ergänzt wurde. Perspektivisch 
wird diese um einen Carsharing-Stellplatz erweitert. 

Zusätzlich wurden Mitfahrbänke in der Gemeinde Hamdorf 
errichtet. Diese ermöglichen mit Hilfe eines Hinweisschildes und 
Richtungsschildern eine Mitnahme in privaten Pkw. 
Die zentrale Mobilitätsstation liegt an der bestehenden Bushaltestelle 
zwischen dem Hamdorfer Supermarkt und der Tankstelle und konnte 
somit hervorragend in den ÖPNV integriert werden. Zusätzlich wurde 
in direkter Umgebung eine Packstation errichtet. Eine weitere kleinere 
Mobilitätsstation, welche den ÖPNV mit weiteren Verkehrsmitteln 
verknüpft, wurde im Norden der Gemeinde Hamdorf geschaffen.

Mitfahrbank Fahrradparken PaketstationCarsharing
inkl. Lade- 

infrastruktur
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 » Bank, groß + 

Personenunterstand Typ B

 » Mitfahrbank + Hinweisschild

 » 10x Fahrradbügel

 » 1x CD Bügel, groß

 » 1x Stele, groß

 » Carsharing-Parkplatz + 

Lademöglichkeit

 » Packstation

Ausstattung

Gesamtkosten

Element Kosten
Mobilitätsstation Nord 25.000 €

Mobilitätsstation Süd 1.500 €

Mitfahrbank 2.500 €

Carsharing-Ergänzung Bushauptachse 51.000 €

Radanbindung Mobilitätsstation 6.000 €

Gesamt 86.000 €

Die fertige Mobilitätsstation in Hamdorf
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Borgstedt

Borgstedt

Repair-StationÖPNV-
Anschluss

CarsharingFahrradparken Mitfahrbank

Borgstedt ist mit ca. 1.500 Einwohner/-innen eine der kleinsten 
Gemeinden unter den Pilotstandorten. Die Gemeinde plant, die 
zentrale Haltestelle im Ort, welche am Dörpshus gelegen ist, zu einer 
Mobilitätsstation auszubauen.

Hierbei sollen neben überdachten Fahrradbügeln und einer Mitfahrbank 
auch eine Ladestation für E-Autos sowie eine Repair-Station für 
Fahrräder geschaffen werden. Als weiteres Mobilitätsangebot überlegt 
die Gemeinde Borgstedt, ein Dörpsmobil-Fahrzeug als Carsharing für 
die Einwohner/-innen an der Mobilitätsstation anzubieten.
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Ausstattung

 » 1x Bank, groß

 » 1x Hinweisschild mit Anzeige

 » 5x Fahrradbügel

 » 1x CD Bügel, groß

 » 1x Stele, groß

 » 1x Personenunterstand, Typ B, 3 Segmente

 » 1x Fahrradunterstand, Typ A, 3 Segmente

 » 1x Fahrradunterstand, Beleuchtung Segmente

Gesamtkosten (Planungsstand)

Element Kosten

Ausstattungselemente 39.000 €

Repair-Station 1.500 €

Baustellensicherung, 
Pflasterarbeiten

15.000 €

Gesamt 55.500 €

Entwurf der Mobilitätsstation am Dörpshus
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Rendsburg

Rendsburg

Mit mehr als 28.000 Einwohner/-innen ist Rendsburg eine der größeren 
Städte der KielRegion. Rendsburg bildet neben Kiel ein großes Ein- 
und Auspendlerzentrum der Region. Der Standort für die geplante 
Mobilitätsstation befindet sich an der Haltestelle „Grüner Kranz“ in der 
Hollesenstraße. 

Die Mobilitätsstation liegt direkt an der B203 und damit auf einer 
Achse mit Hamdorf und Borgstedt, zwei weiteren Pilotstandorten 
der Mobilitätsstationen der KielRegion. Ausgestattet ist sie mit 
Mitfahrbänken, Radabstellanlagen für Pendler, einem potentiellen 
P&R-Parkplatz und einer Repair-Station für Fahrräder.

Perspektivisch sollen Leihräder der „SprottenFlotte“, dem Bikesharing 
der KielRegion, und ein Carsharingfahrzeug das Mobilitätsangebot der 
Stadt Rendsburg ergänzen.

Repair-StationÖPNV-
Anschluss

CarsharingFahrradparken Mitfahrbank
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Ausstattung
 » 1x Bank, groß

 » 1x Hinweisschild mit Anzeige

 » 5x Fahrradbügel

 » 1x CD Bügel, groß

 » 1x Stele, groß

 » 1x Fahrradunterstand, Typ A, 3 Segmente

 » 1x Beleuchtung Segmente 

 » 1x Fahrradabstellanlagen Typ A1, 16 Räder

Gesamtkosten (Planungsstand)

Element Kosten

Ausstattungselemente 73.000 €

Repair-Station 1.500 €

Baustellensicherung, 
Pflasterarbeiten

10.000 €

Gesamt 84.500€

Entwurf der Mobilitätsstation in Rendsburg
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Preetz

Preetz

Repair-StationÖPNV-
Anschluss

CarsharingFahrradparken Mitfahrbank

Preetz ist mit fast 16.000 Einwohner/-innen die größte Stadt im Kreis 
Plön. Der Omnibusbahnhof (ZOB), an dem die Mobilitätsstation verortet 
sein wird, ist zentral in der Stadt gelegen und bietet unter anderem 
Anbindungen nach Lübeck und Kiel. 

Die Mobilitätsstation in Preetz am Bahnhof ist ein gutes Beispiel dafür, 
wie die Errichtung einer Mobilitätsstation in weitere Planungsprozesse 
eingebettet werden und Ausgangspunkt für weitere Maßnahmen sein 
kann.

Neben der Errichtung der Station besteht hier die Möglichkeit, 
den gesamten Bereich des ZOBs sowie des Bahnhofsvorplatzes 
umzugestalten. Dazu müssen allerdings die Planungen rund um die 
Mobilitätsstationen mit den Vorhaben der Deutschen Bahn am Bahnhof 
Preetz und weiteren städtebaulichen Zielen harmonisiert werden.

TOP 19



43

Ausstattung
 » 1x Bank, groß

 » 1x Hinweisschild mit Anzeige

 » 10x Fahrradbügel

 » 1x CD Bügel, klein

 » 1x Stele, groß

 » 1x Fahrradunterstand, Typ A, 3 Segmente

Gesamtkosten (Planungsstand)

Element Kosten

Ausstattungselemente 25.000 €

Repair-Station 1.500 €

Baustellensicherung, 
Pflasterarbeiten

25.000 €

Gesamt 51.500 €

Platzhalter Bild

Der ZOB in Preetz - Hier soll die Mobilitätsstation entstehen.
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Kiel

Die Landeshauptstadt Kiel plant die Errichtung von mehreren 
Mobilitätsstationen. Hierfür wurden im „Programm Mobilitätsstationen 
2019“ 49 potentielle Standorte identifiziert und priorisiert. Aktuell 
befinden sich neun Mobilitätstationen in konkreter Planung bzw. 
Umsetzung.  

Der Aufbau der Mobilitätsstationen soll weitestgehend in die derzeitigen 
Umgestaltungsmaßnahmen der Stadt Kiel – z. B. am Wilhelmplatz 
oder an der Reventloubrücke – integriert werden. Gleichzeitig werden 
anliegende Geschäfte und Gastronomie in die Planungen einbezogen. 
Neben Mobilitätsaspekten steht insbesondere die Aufwertung für 
Radfahrer/-innen und Fußgänger/-innen im Vordergrund. 

Bahnhof
Oppendorf

Anleger
Dietrichsdorf

Anleger
Reventlou

Tilsiter Platz

Bahnhof Ellerbek

Wilhelmplatz

Bahnhof
Russee

Bahnhof
Schulen am Langsee

Rungholtplatz
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Kiel - Bahnhof Oppendorf

Bikesharing

Bahnhof
Oppendorf

Die neu errichtete Mobilitätsstation am Bahnhof Oppendorf 

Park + Ride Ladestation Repair-StationBike + Ride

Der Bahnhof Oppendorf ist 
die erste Mobilitätsstation 
der Landeshauptstadt Kiel 
im Design der KielRegion. Im 
Rahmen der Baumaßnahmen 
wurde das Bahnhofsumfeld 
stark modernisiert. Der im 
Nordosten gelegene Bahnhof 
wurde durch P&R-Parkplätze, 
eine B&R-Anlage der NAH.SH, eine 
Bikesharing Station, neues Mobililar, 
weitere Services wie eine Luftpumpe 
oder offenes #SH_WLAN und schließlich 
eine Informationsstele fit für die Verkehrswende 
gemacht.
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Kiel - Tilsiter Platz

Tilsiter Platz

Der Tilsiter Platz ist ein Ort 
der Begegnung im Ortsteil 
Ellerbek. Im Bereich der 
geplanten Mobilitätsstation 
gibt es neben der Bushaltestelle 
bereits einen Taxistand, zwei 
Carsharing-Fahrzeuge und 
eine Leihrad-Station. Weitere 
Angebote sollen dazukommen: 
eine Fahrradabstellanlage, ein 
Verleih von Lastenrädern, eine 
Luftpumpe, öffentliches W-LAN und 
eine Ladesäule für Elektrofahrzeuge. 
Im Zuge der Umbaumaßnahmen werden 
die Oberflächen erneuert und die Verkehre neu 
geordnet. So erhalten Fußgänger/-innen und Radfahrer/-innen deutlich 
mehr Raum.

Carsharing

Variante der Mobilitätsstation am Tilsiter Platz – Planungsstand

Ladestation BikesharingRepair-Station Fahrradab-
stellanalage
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Die Mobilitätsstation am 
Wilhelmplatz im Herzen 
der Landeshauptstadt 
ist die größte Carsharing-
Station der Stadt, bereits mit 
Ladeinfrastruktur ausgestattet 
und damit schon heute 
gut auf die Bedürfnisse der 
umliegenden Bewohner/-
innen ausgerichtet. Die 
vorhandenen Angebote sollen in 
die Mobilitätsstation integriert werden. 
Da hier viele Student/-innen wohnen, 
sind große Kapazitäten für Fahrräder und 
Pedelecs geplant. Eine offene, doppelstöckige 
Fahrradabstellanlage nutzt den vorhandenen Raum ideal aus. Car- und 
Bikesharing, eine Repair-Station, eine weitere Abstellanlage ergänzen 
das Mobilitätsangebot am „Willi“. Auch städtebaulich wird die Station 
in das vorhandene Ensemble eingefügt, der nahegelegene Gastronom 
rundet das Angebot ab.

Kiel - Wilhelmplatz

Wilhelmplatz

Carsharing Bikesharing Repair-StationFahrradab-
stellanalage

Kiosk

Mobilitätsstation

Wilhelmplatz
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• Exklusive Kfz-Stellplät-
ze für Carsharing mit 
entsprechender Be-
schilderung

• Integration von Ladein-
frastruktur ebenfalls 
möglich

Carsharing

• Hochwertige Fahrrad-
stellplätze zum  
Anschließen der  
Privaträder

• Edelstahl 
• Als Rundrohr oder 

Flachstahl erhältlich

Fahrradbügel

Produktbügel
• Als Markierung für Car- 

und Bikesharing-Stell-
plätze gedacht

• Edelstahl 
• Als Rundrohr oder 

Flachstahl erhältlich

• Informationspunkt aus 
Edelstahl mit Wieder-
erkennungswert

• Modulinformationen
• Vitrine und Bildschirm 

integrierbar
• Beleuchtet

Stele

Anhang
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• Hochwertiger Dieb-
stahlschutz

• Doppelparker mit per-
sonalisiertem Zugang

• Zugang mit PIN-Code

Fahrrad- und Lastenrad-
abstellanlagen

• Wetterbeständiger Un-
terstand aus Stahl und 
Glas

• In verschiedenen 
Größen und Ausfüh-
rungen erhältlich

Personenunterstand

• Hochwertiger und wet-
terfester Unterstand 
für Privaträder aus 
Stahl und Glas

• Beleuchtet
• In verschiedenen 

Größen erhältlich

Fahrradunterstand

• Mitfahrbank oder 
„Stehsitz“ zum An-
lehnen und Schild 
inklusive Fahrt-
wunschanzeiger

• In verschiedenen 
Größen und Ausfüh-
rungen erhältlich

Mitfahrbänke
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Wichtige 
Ansprechpartner

KommentareAufgabe
In

it
iie

ru
ng

Akteure aktivieren
• Politik & Verwaltung
• Kooperationspartner/-innen

Ansprechpartner/-innen & Verant-
wortlichkeiten klären 
• „Kümmerer“

Sind alle benötigten Akteure involviert? 
Sind die entscheidenden Verantwortlichkeiten geklärt? 
Sind die Stakeholder angemessen einbezogen?

Gespräche mit Stakeholder/-innen 
führen
• ÖPNV-Vertreter/-innen
• Lokale Unternehmen
• Sharing-Dienstleister
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Standortermittlung
• Flächenpotentiale
• Lagefaktoren & infrastrukturelle Vor-

aussetzungen
• Berücksichtigung bereits geplanter 

Maßnahmen

Auswahl der Module
• Abschätzung der Mobilitätsbedarfe

Betrieb organisieren
• Dienstleistergespräche führen
• Betreiber- und Finanzierungsmodell 

festlegen
• Mögliche Kooperationspartner ein-

binden

Auswahl der Module
• Abschätzung der Mobilitätsbedarfe
• Festlegung der Angebote

U
m

se
tz

un
g

Bauleistung ausschreiben

Module bestellen

Verspricht der ausgewählte Standort eine hohe Nutzung der Mobilitätsstation? 
Wurden alle Mobilitätsangebote in Betracht gezogen?  
Passen die ausgewählten Angebote zu den Bedarfen vor Ort? 
Wurden alle Planungs- und Bauleistungen rechtzeitig ausgeschrieben? 
Wie werden der Aufbau und der Betrieb finanziert? 
Wurde die Expertise der KielRegion einbezogen?

Aufbau der Mobilitätsstation

Werbemaßnahmen & Kommunikation
• Bewerben der Angebote , Eröff-

nungsveranstaltung etc.

Planungsleistung ausschreiben
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/390

25.05.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Kinder, Jugend, Sport

Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Satzung zur Sozialstaffel ab 01.08.2020
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

04.06.2020 Unterausschuss Kindertagesbetreuung Beratung
24.06.2020 Jugendhilfeausschuss Entscheidung
29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Unterausschuss Kindertagesbetreuung und der Jugendhilfeausschuss 
empfehlen dem Kreistag, die Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde zur 
Geschwisterermäßigung und sozialen Ermäßigung von Elternbeiträgen zur 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen zu beschließen.
Die Regelungen finden nur auf Betreuungsangebote Anwendung, die im 
Kindertagesstättenbedarfsplan des Kreises aufgenommen sind.

Sachverhalt: 
Die Kita-Reform ist auf den 01.01.2021 verschoben.
Die Regelungen zur Sozialstaffel und zur Geschwisterermäßigung sind bereits zum 
01.08.2020 umzusetzen.
Die Stufenregelung in der Sozialstaffel fällt weg.
Die Zumutbarkeitsprüfung wird vollständig umgesetzt, zukünftig sind maximal 50% 
des übersteigenden Einkommens für die Kindertagesbetreuung einzusetzen (bisher 
80%).
Die Geschwisterermäßigung im Kreis war bisher wie folgt eingeteilt:
30% für Kind 2
60% für Kind 3
90% für Kind 4.

Das Land hat einheitlich zum 01.08.2020 beschlossen:
50% für Kind 2
100% ab dem 3. Kind.

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine 
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Christina Mönke

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 -Entwurf- 
 

Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
zur Geschwisterermäßigung  

und sozialen Ermäßigung von Elternbeiträgen  
zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 

 
 

Präambel 
 
Der Elternbeitrag für Familien mit geringerem Einkommen, deren Kinder in einer Kinder- 
tageseinrichtung betreut und gefördert werden, wird ganz oder teilweise übernommen, 
wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 (1) Nr. 3 und (3) 
SGB VIII i. V. m. § 25 (7) Kindertagesstättengesetz  (KiTaG)  vom  12.  Dezember  1991 
(GVOBl.  Schl.-H.  S.  651),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  26  des  Gesetzes  zur  
Änderung schul- und hochschulrechtlicher Vorschriften, des Lehrkräftebildungsgesetzes, 
des Pflegeberufekammergesetzes,  des  Heilberufekammergesetzes,  diverser  Sozial- 
gesetze,  des  KiTa-Reform-Gesetzes,  des  Kindertagesstättengesetzes,  des  Kinder- 
tagesförderungsgesetzes sowie  des  Finanzausgleichgesetzes  aufgrund  der  Corona-
Pandemie  vom  xxx  (ist  noch  zu   ergänzen). 
 
Diese Satzung bezieht sich auf die Inanspruchnahme von Angeboten, die im Bedarfsplan 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde aufgenommen sind.  
 
Kinder, für die eine Übernahme des Elternbeitrages nach der vorgenannten Rechtsgrund-
lage beantragt wird, müssen ihren Hauptwohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde haben. Der im Falle eines Anspruches auf Ermäßigung oder 
Erlass entstehende Einnahmeausfall  wird dem Träger durch den Kreis Rendsburg-
Eckernförde erstattet. 
 
 

§ 1 Festsetzung des Elternbeitrages 
 

Der Träger der Einrichtung legt die Höhe des Elternbeitrages durch Beitragssatzung bzw. 
Gebührenordnung fest. 
 
Die Elternbeiträge dürfen die in § 25 (2) KiTaG festgesetzten Höchstbeträge nicht 
übersteigen. 
 
Die Träger der Kindertageseinrichtungen können in eigener Verantwortung den 
Elternbeitrag unterhalb der vorgenannten Grenzen festsetzen. Die dadurch entstehenden 
Einnahmeausfälle werden durch den Kreis Rendsburg-Eckernförde nicht erstattet. 
 
 

§ 2 Übernahme der Elternbeiträge 
 

Maßgeblich für die Berechnung des Elternbeitrages ist die Höhe des Einkommens des 
Kindes oder Jugendlichen sowie der Elternteile und Geschwister, mit denen es bzw. er 
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zusammenlebt. 
 

Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 des 
Zwölften Buches (SGB XII) entsprechend. 
 
Bei der Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die 
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
Empfängern von 
• Leistungen nach dem SGB II, 
• Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des SGB XII, 
• Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerbergesetzes, 
• Kinderzuschlag nach § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
• Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
ist die Zahlung von Elternbeiträgen nicht zuzumuten und erhalten bei Vorlage des 
entsprechenden Leistungsbescheides bei der zuständigen Behörde ohne 
Einzelfallberechnung eine 100 %-ige Ermäßigung. 
 
Liegt das nach §§ 82 – 84 SGB XII zu berücksichtigende Einkommen unter der zu 
ermittelnden Einkommensgrenze (§ 85 SGB XII), ist den Eltern und dem Kind die Zahlung 
eines Kostenbeitrages der Eltern nicht zuzumuten. 
 
Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die zu ermittelnde Einkommensgrenze 
(§ 85 SGB XII), so sind 50 % des Einkommens über der Einkommensgrenze als  
Elternbeitrag einzusetzen (§ 25 (7) KiTaG). 
 
 

§ 3 Geschwisterermäßigung 
 

Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie in Kindertages- 
einrichtungen oder Kindertagespflege gefördert, übernimmt oder erlässt der Kreis 
Rendsburg-Eckernförde gemäß § 25 (6) KiTaG auf Antrag den Kostenbeitrag der Eltern 
 

• für das zweitälteste Kind zur Hälfe (50 %) und 
• für jüngere Kinder vollständig (100 %) . 
 
Der Träger der Kindertageseinrichtung berücksichtigt die Geschwisterermäßigung bei der 
Festsetzung des Elternbeitrages. 
 
Unabhängig von einer Ermäßigung des Kostenbeitrages tragen die Erziehungsbe- 
rechtigten die Kosten der Verpflegung. 
 
 

§ 4 Feststellung der Ermäßigungsvoraussetzungen 
 

Bei Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung weist der Träger der 
Kindertageseinrichtung die Personensorgeberechtigten auf die Möglichkeiten der 
Übernahme des Elternbeitrages nach den Punkten 2, 3 und 4 dieser Satzung sowie das 
entsprechende Verfahren hin. 
 
Um eine wohnortnahe Hilfestellung zu ermöglichen, ist der Antrag auf eine einkommens- 
abhängige Ermäßigung bei der zuständigen Amts-, Gemeinde- oder Stadtverwaltung 
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(zuständige Verwaltung) zu stellen. 
  
Von der zuständigen Verwaltung erhält der Antragsteller nach Prüfung der einkommes- 
bedingten Ermäßigungsvoraussetzungen -  im Auftrag, im Namen und nach Weisung des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde  - einen rechtsmittelfähigen Bescheid über Höhe und 
Dauer der Ermäßigung, welcher beim Träger der Kindertageseinrichtung vorzulegen ist.   
 
Der Antrag auf Geschwisterermäßigung ist direkt beim Träger der Kindertageseinrichtung 
zu stellen und wird von diesem bei der Festsetzung des Elternbeitrages berücksichtigt.   
 
Die Festlegung des Elternbeitrages erfolgt durch den Träger der Kindertageseinrichtung 
(siehe Punkt 2) unter Berücksichtigung des Bescheides der zuständigen Verwaltung über 
die einkommensbedingte Ermäßigung und ggf. der Ermäßigungsvoraussetzungen nach 
Punkt 4 (Geschwisterermäßigung). 
 
Die Ermäßigung wird rückwirkend zum 01. des Monats, in dem der Antrag 
eingegangen ist, gewährt. 
 
Für den Antrag ist das vom Jugendamt ausgegebene Formular zu verwenden. 
 
 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.08.2020 in Kraft. 
 
Die Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die Ermäßigung oder den Erlass 
bzw. teilweisen Erlass von Teilnahmebeiträgen oder Gebühren für den Besuch in 
Kindertageseinrichtungen vom 01.04.2017 werden zum 31.07.2020 aufgehoben. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/390-001

25.06.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Satzung zur Sozialstaffel ab 01.08.2020
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses die Satzung 
des Kreises Rendsburg- Eckernförde zur Geschwisterermäßigung und sozialen 
Ermäßigung von Elternbeiträgen zur Förderung von Kindern in Kindertages-
einrichtungen. 

Sachverhalt: 
Die Sitzung des Jugendhilfeausschusses hat am 24.06.2020 stattgefunden. 

Die Mitglieder haben einstimmig die Empfehlung zum Beschluss der Satzung zur 
Sozialstaffel ab 01.08.2020 durch den Kreistag ausgesprochen. 

Die Vorlage enthält den geänderten Beschlussvorschlag. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/343-002

11.06.2020

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Antrag des Kreisseniorenbeirates zur Einführung der Institution 
"Gemeindeschwester / Gemeindepfleger"
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Sozial- und Gesundheitsausschusses, 
das Anliegen des Kreisseniorenbeirates zur Einführung der Institution 
„Gemeindeschwester / Gemeindepfleger“ im Rahmen der Durchführung der 
Pflegekonferenz fachlich zu behandeln.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Antrag des 
Kreisseniorenbeirates vom 9.10.2019. Weitere Anlagen zu dem Antrag entnehmen 
Sie bitte den Vorlagen VO/2020/343 und VO2020/VO/343-001, die ebenfalls in der 
Tagesordnung aufgeführt sind.

In der Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 4.6.2020 hat der 
Ausschuss einstimmig die Empfehlung an den Kreistag beschlossen.

Relevanz für den Klimaschutz: Keine

Finanzielle Auswirkungen: Unbekannt

Anlagen: Keine
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            Kreisseniorenbeirat                                                               Älter werden                                                                     

Kreis Rendsburg-Eckernförde    in Schleswig-Holstein 

 

 

 

 

 

 

An den        Rendsburg, d. 09. Oktober 2019 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

 

Kaiserstraße 8 

24768 Rendsburg 

 

 

 

Gemeindeschwester / Gemeindepfleger 
 
 
Der Kreisseniorenbeirat bittet den Kreistag, die Kreisverwaltung mit der Prüfung zur 
Umsetzung des nachfolgenden Antrages zu beauftragen: 
 
Antrag 
 
Der Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde möge beschließen, die 
Kreisverwaltung zu beauftragen, die Einführung der Institution „Gemeindeschwester / 
Gemeindepfleger“ zu erarbeiten und die kreisweite Einführung dieser Institution zu 
fördern. 
 
Es sind zwar vor allem die Kassenärztlichen Vereinigungen, die maßgeblich für die 

ambulante Versorgung der Bürger zuständig sind. Aber auch die Kommunen können 

wirksam aktiv werden, wie Büsum es aufgezeigt hat. Die Gründung kommunaler 

Einrichtungen ist seit 2011 möglich. 

Das vor knapp drei Jahren in Rheinland-Pfalz angelaufene Modellprojekt 
„Gemeindeschwester plus“ zur präventiven Betreuung von alten Menschen, die noch 
keine intensive Pflege benötigen, könnte hier als Vorgang dienen. 
Ziel muss es sein, die Heimpflege hinauszuzögern und insbesondere in ländlichen 
Bereichen eine Betreuung vor Ort sicher zu stellen, um den Betroffenen 
Ängste zu nehmen. Es ist eine Möglichkeit für die Pflegekassen, Geld zu sparen. 
Deshalb sollte es auch im Sinne der Kassen sein, eine solche Institution zu 
unterstützen. 
 
Die „Gemeindeschwester / der Gemeindepfleger“ muss unabhängig von 
Wohlfahrtsinstitutionen oder anderen Einrichtungen ihre Aufgaben wahrnehmen 
können und sollte deshalb Mitarbeiter*in des Kreises bzw. der Kommune sein.  
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Begründung  

Gegen Vereinsamung im Alter und für eine möglichst langwährende 
Selbstständigkeit, zur präventiven Betreuung von alten Menschen, die noch keine 
ständige Pflege benötigen, ist die Gemeindeschwester/ der Gemeindepfleger eine 
sinnvolle und notwendige Einrichtung. Sie soll ihre Aufgaben so wahrnehmen 
können, dass sie ausreichend Zeit für die hilfebedürftigen Menschen hat. So wäre 
gleichzeitig auch eine Entlastung für die Pflege und Ärzte möglich. 

Für den Kreisseniorenbeirat 

gez. 

Uwe Hartwig 

Vorsitzender 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/306-001

04.06.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die Förderung von 
Tagesangeboten für Kinder und Jugendliche
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

24.06.2020 Jugendhilfeausschuss Entscheidung
29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Richtlinie zur Förderung von 
Tagesangeboten für Kinder und Jugendliche im Kreis Rendsburg-Eckernförde zu 
beschließen.

Sachverhalt: 
Im Haushalt 2020 sind 50.000 € für die Förderung von Jugendpflegefahrten 
eingestellt. Die Richtlinie zur Förderung wurde in Zusammenarbeit mit dem 
Kreisjugendring und auf Empfehlung des Kuratorium für die Jugendarbeit am 
19.02.2020 beschlossen. Am 23.03.2020 war eine Vorstellung im Kreistag 
vorgesehen, die Sitzung ist coronabedingt entfallen.

Zwischenzeitlich wurde am 26.05.2020 im Kuratorium erörtert, dass 
Jugendpflegefahrten und auch Maßnahmen des Jugendferienwerks in den Ferien 
2020 unmöglich erscheinen.

Das Kuratorium empfiehlt, die Mittel für Tagesangebote für Kinder und Jugendliche in 
den Ferien alternativ einzusetzen, um Kindern und Jugendlichen nach den 
Entbehrungen möglichst viele Angebote zum Ausgleich anzubieten.
Eine Richtlinie zur Förderung wurde in Abstimmung mit dem Kreisjugendring 
erarbeitet.

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine, Haushaltsmittel 

Anlage/n:

TOP 22



                                                           Seite: 2/2

TOP 22



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 
 

-Entwurf- 
 

Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
für die Förderung von Tagesangeboten für Kinder und Jugendliche 

 
 

§ 1 (Allgemeines) 
 
(1) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde gewährt einen Zuschuss für Tagesangebote für  
 Kinder und Jugendliche in den Sommer- und Herbstferien 2020. 
 
(2) Zuschüsse nach dieser Richtlinie werden auf Antrag und im Rahmen der zur 
 Verfügung stehenden Haushaltsmittel gewährt. Ein Rechtsanspruch auf Förderung 
 durch den Kreis Rendsburg-Eckernförde besteht nicht. 
 
 

§ 2 (Antragsberechtigung) 
 
(1) Förderungswürdig im Sinne dieser Richtlinie sind alle Gruppen, Jugendverbände, -
 initiativen und -organisationen, sofern ihre Jugendverbände nach § 75 SGB VIII als 
 Träger der freien Jugendhilfe anerkannt sind. 
 
(2) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde gewährt einen Zuschuss für Kinder und 
 Jugendliche im Alter von 6 bis 17 Jahren, die im Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 wohnhaft sind, und deren Betreuungskräfte (pro angefangene 7 Teilnehmer/-innen
 je eine Betreuungskraft). 
 
(3) Die Zuschüsse werden nur an Träger vergeben, die ihren Sitz und Wirkungskreis im 
 Kreis Rendsburg-Eckernförde haben. 
 
 

§ 3 (Förderungsvoraussetzungen) 
 
(1) Gefördert werden Tagesangebote, wie z. B. tägliche Betreuungsangebote, 
 Tagesfahrten oder Tagesaktionen, in den Sommer- und Herbstferien 2020. 
 
(2) Ein Tagesangebot muss von mindestens einer Person geleitet werden, die im 
 Besitz einer Juleica oder einer vergleichbaren Qualifikation ist. 
 
 

§ 4 (Förderungshöhe) 
 
(1) Für Tagesangebote nach dieser Richtlinie mit einem zeitlichen Umfang 
 

 von bis zu 4 Stunden  wird ein Zuschuss von 4 € pro Teilnehmer/-in 

 über 4 Stunden   wird ein Zuschuss von 8 € pro Teilnehmer/-in 
 

 gewährt.  
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§ 5 (Antrag, Verwendungsnachweis) 

 
(1) Das geplante Tagesangebot ist spätestens 7 Tage vor Beginn der Maßnahme 
 formlos beim Kreisjugendring Rendsburg-Eckernförde anzuzeigen. Diese Anzeige 
 gilt als Antragstellung.  
 
(2) Die Zuschüsse werden nach Vorlage des Verwendungsnachweises, der aus einer 
 originalen und unterschriebenen Teilnehmerliste besteht, abgerechnet und 
 ausgezahlt.  Der Vordruck des Kreises Rendsburg-Eckernförde ist zu verwenden. 
 Der  Verwendungsnachweis ist unmittelbar nach Abschluss der Maßnahme, 
 spätestens jedoch bis zum 02.11.2020, dem Kreisjugendring Rendsburg-
 Eckernförde vorzulegen. 
 
 

§ 6 (Inkrafttreten) 
 
Diese Richtlinie tritt mit Beschluss des Kreistages am 29.06.2020 in Kraft und gilt bis zum 
02.11.2020. 

TOP 22



                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/306-001-001

25.06.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die Förderung von 
Tagesangeboten für Kinder und Jugendliche
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses die Richtlinie 
des Kreises Rendsburg- Eckernförde für die Förderung von Tagesangeboten von 
Kindern und Jugendlichen.

Die Sitzung des Jugendhilfeausschusses hat am 24.06.2020 stattgefunden. 
Die Mitglieder haben einstimmig die Empfehlung zum Beschluss der Richtlinie durch 
den Kreistag ausgesprochen. 
Die Vorlage enthält den geänderten Beschlussvorschlag. 

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine, Haushattsmittel
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/342-001

09.06.2020

Radant, Uwe

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und Ge-
sundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Pflegebedarfsplan
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Sozial- und Gesundheitsausschusses 
die Aufstellung des Pflegebedarfsplans weiter durchzuführen nach Option 3, und 
zwar:

Erstellung des Pflegebedarfsplans im Jahr 2021
 mit einer Pflegebedarfsprognose bis 2030
 auf der Grundlage der bestehenden kleinräumigen Bevölkerungs- und Haus-

haltsprognose von 2017
 Durchführung der ersten Pflegekonferenz im Jahr 2021
 und nach Vorliegen der neuen kleinräumigen Bevölkerungsprognose bis 2040 

Aktualisierung des Pflegebedarfsplans mit einer Pflegebedarfsprognose bis 
2040 (ab 2022).

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Mit Beschluss des Sozial- und Gesundheitsausschusses vom 21.11.2019 und des 
Kreistages vom 16.12.2019 wurden der Verwaltung Haushaltsmittel für die Durchfüh-
rung einer Pflegekonferenz mit dem Ziel der Erstellung eines Pflegebedarfsplanes 
gemäß § 3 Landespflegegesetz zur Verfügung gestellt.

In der Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 4.6.2020 wurden dem 
Ausschuss mit der Vorlage VO/2020/342 drei Optionen für das weitere Verfahren zur 
Aufstellung des Pflegebedarfsplans vorgestellt. Nach Beratung hat sich der Sozial- 
und Gesundheitsausschuss einstimmig dafür ausgesprochen, dem Kreistag die 3. 
Option zu empfehlen.
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Relevanz für den Klimaschutz: ./.

Finanzielle Auswirkungen: Ja, aber noch nicht bezifferbar.

Anlage/n: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/352

05.03.2020

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Verlängerung der Laufzeit der Arbeitsgruppe Aktionsplan zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

26.03.2020 Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
15.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt dem 
Kreistag, das Mandat der Arbeitsgruppe Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention bis zum 30.6.2021 zu verlängern.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: Die vom Kreistag am 18.6.2018 eingerichtete Arbeitsgruppe zur 
Klärung von Handlungsfeldern unter Berücksichtigung des Landesaktionsplans zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention hat ihre Arbeit im Zweimonats-
rhythmus intensiv vorangetrieben. Am 20.3.2020 hat eine erste Beteiligungsver-
anstaltung stattgefunden, mit den Menschen mit Behinderungen in die Erarbeitung 
des Aktionsplans einbezogen werden.

Die Arbeitsgruppe hat für den Frühsommer und den Frühherbst weitere Beteiligungs-
veranstaltungen vorgesehen. Erst im Anschluss an die Beteiligungsveranstaltungen 
können die Belange behinderter Menschen in vollem Umfang in den Aktionsplan 
einbezogen werden. Die Erstellung eines Aktionsplans kann danach voraussichtlich 
nicht mehr in diesem Jahr abgeschlossen werden. Um den erfolgreichen Abschluss 
mit entsprechenden redaktionellen Nacharbeiten zu ermöglichen, wird 
vorgeschlagen, das Mandat der Arbeitsgruppe bis zum 30.6.2021 zu verlängern.

Relevanz für den Klimaschutz: ./.

Finanzielle Auswirkungen: keine

Anlagen: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/385

19.05.2020

Voerste, Thomas

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Änderungen Kindertagesstättenbedarfsplan
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

24.06.2020 Jugendhilfeausschuss Beratung
29.06.2020 Hauptausschuss Beratung
29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Hauptausschuss und Kreistag, dem 
Kindertagesstättenbedarfsplan insgesamt und den aktuell vorgelegten Änderungen 
zuzustimmen. 

Sachverhalt: 
Gem. § 6 Satz 1 KiTaG planen und gewährleisten die Kreise und kreisfreien Städte 
als örtliche Träger der Jugendhilfe ein bedarfsgerechtes Angebot an 
Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen nach §§ 24 und 24 a SGB VIII und 
erstellen dafür den in § 7 KiTaG näher geregelten und hier gegenständlichen 
Bedarfsplan.

Weiter ist in § 7 Abs. 3 Satz 4 KiTaG geregelt, dass der Bedarfsplan Bestandteil der 
Jugendhilfeplanung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist.

In § 71 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII bzw. der wortlautgleiche Regelung in § 4 Abs. 1 Nr. 2 
der Satzung für das Jugendamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde wird geregelt, 
dass sich der Jugendhilfeausschuss mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe und 
insbesondere auch mit der Jugendhilfeplanung befasst.

Bei der KiTa-Bedarfsplanung handelt es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe. Die 
Kommunen trifft, wie § 6 Satz 1 KiTaG klarstellt, eine Planungsverantwortung und 
eine Gewährleistungsverpflichtung. Diese Aufgabe ist auf Dauer angelegt und dient 
der Entwicklung von Strategien zur Lösung dieser komplexen Aufgabe. Es stellt ein 
Planungs- und Steuerungsinstrument dar, welches in dem Folgejahren auch 
Auswirkungen auf den Haushalt des Kreises haben wird. 
Folglich handelt es sich bei dem KiTa-Bedarfsplan zukünftig nicht um die 
ausschließliche Verteilung der dem Jugendhilfeausschuss im Rahmen des 
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Haushaltes bereitgestellten Mittel. In ihm werden zukünftig Ziele und Grundsätze 
festgelegt, die eine Bedeutung über das jeweilige Haushaltsjahr hinaus haben.

Damit ist eine grundsätzliche Zuständigkeit des Kreistages für Beschlüsse nach § 22 
Abs. 1 Satz 2 KrO gegeben. Dieser trifft alle für den Kreis wichtigen Entscheidungen 
in Selbstverwaltungsangelegenheiten und überwacht ihre Zuständigkeit, soweit das 
Gesetz keine anderen Zuständigkeiten vorsieht.

Der KiTa-Bedarfsplan wird mit Umsetzung der Kita-Reform eine Bedeutung als 
Planungsinstrument für eine wichtige Selbstverwaltungsentscheidung erhalten.

Im Jugendhilfeausschuss muss auch zukünftig über die Inhalte und Kriterien des 
KiTa-Bedarfsplanes diskutiert und beraten werden. 

Der Kreistag muss dem vorgelegten Bedarfsplan mindestens einmal im Jahr 
zustimmen.

Der Kreistag wird gebeten, dem Bedarfsplan zum aktuellen Stand zu zustimmen. Für 
das Verfahren zur Umsetzung der Kita-Reform werden gemeinsam mit den 
Kommunen neue Regelungen und Verfahren entwickelt, die im 2. Halbjahr 
umgesetzt werden.

Christina Mönke 

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine für 2020

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/385-001

25.06.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Änderungen Kindertagesstättenbedarfsplan
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses den 
Kindertagesstättenbedarfsplan insgesamt und die aktuell vorgelegten Änderungen 
zum Bedarfsplan. 

  Sachverhalt: 
Die Sitzung des Jugendhilfeausschusses hat am 24.06.2020 stattgefunden. 

Die Mitglieder haben einstimmig dem Beschlussvorschlag zugestimmt. 
Die Vorlage enthält den geänderten Beschlussvorschlag für den Kreistag. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/391

25.05.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Kinder, Jugend, Sport

Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Förderung der laufenden Geldleistung in Kindertagespflege ab 
01.08.2020
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

04.06.2020 Unterausschuss Kindertagesbetreuung Beratung
24.06.2020 Jugendhilfeausschuss Entscheidung
29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Unterausschuss sowie der Jugendhilfeausschuss empfehlen dem Kreistag, die 
Satzung für die Förderung der laufenden Geldleistung in Kindertagespflege zum 
01.08.2020 zu beschließen. 

Sachverhalt: 
Ziel der Landesregierung war es, die Kita-Reform zum 01.08.2020 umzusetzen.

Durch die Corona-Pandemie wurde in einem Letter of Intent zwischen Land und 
kommunalen Spitzenverbänden vereinbart, die Reform auf den 01.01.2021 zu 
verschieben.

Die erhöhten Fördersätze für die laufende Geldleistung in Kindertagespflege sind 
zum 01.08.2020 umzusetzen, ebenso wie der Elterndeckel für die Kostenbeiträge.

Erst zum 01.01.2021 erhält der Kreis Zuschüsse vom Land und der 
Wohnortgemeinde des betreuten Kindes nach dem SQKM. Alle Leistungen bis 
31.12.2020 sind aus Kreismitteln zu tragen. 
Die Satzung wird zum 01.08.2020 und zum 01.01.2021 angepasst.

Finanzielle Auswirkungen: 
Die Gesamtaufwendungen werden auskömmlich sein.
Durch die Umsetzung des erhöhten Förderbeitrages, der Reduzierung der 
Elternbeiträge ohne eine Erstattung durch Landesmittel wird von folgenden 
Mindereinnahmen ausgegangen:
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Landesbeitrag: -1.000.000 €
Elternbeitrag: -370.000 €
Gemeindezuschuss: -224.000 €.

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

   

 
-Entwurf- 

Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
zur Förderung der Kindertagespflege 

 
Präambel 

 
Die Förderung der Kindertagespflege erfolgt auf der Grundlage der  §§ 22, 24 und 90 
des Achten Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – (SGB VIII) in  der  Fas-
sung  der  Bekanntmachung  vom  11.  September  2012  (BGBl.  I  S.  2022),  zuletzt 
geändert durch Artikel 36 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) so-
wie des  schleswig-holsteinischen  Kindertagesstättengesetz  (KiTaG)  vom  12.  De-
zember  1991 (GVOBl.  Schl.-H.  S.  651),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  26  des  
Gesetzes  zur  Änderung schul- und hochschulrechtlicher Vorschriften, des Lehrkräfte-
bildungsgesetzes, des Pflegeberufekammergesetzes,  des  Heilberufekammergesetzes,  
diverser  Sozialgesetze,  des  KiTa-Reform-Gesetzes,  des  Kindertagesstättengeset-
zes,  des  Kindertagesförderungsgesetzes sowie  des  Finanzausgleichgesetzes  auf-
grund  der  Corona-Pandemie  vom  xxx  (ist  noch  zu   ergänzen). 

 
§ 1 Förderungsgrundsätze 

  
Die Förderung in Kindertagespflege im Kreis Rendsburg-Eckernförde umfasst nach 
Maßgabe von § 24 SGB VIII die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespfle-
geperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen 
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewäh-
rung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 
 

§ 2 Vermittlung von Kindertagespflegepersonen 
 
Im Kreis Rendsburg-Eckernförde sind in Abstimmung mit den Kommunen zur Vermitt-
lung von Kindertagespflegepersonen regionale Vermittlungszentren und eine zentrale 
Koordinationsstelle eingerichtet worden. 
Zu den Aufgaben der regionalen Vermittlungsstellen gehören das Werben und Vermit-
teln sowie die Begleitung und fachliche Beratung von Pflegepersonen und die Beratung 
von Eltern. 
Die Koordination der Kindertagespflege erfolgt durch den öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe in einer zentralen Koordinationsstelle. 
Zu den Aufgaben der zentralen Koordinationsstelle gehören die Überprüfung und Er-
laubniserteilung für Tagespflegepersonen, die Beratung und Unterstützung der regiona-
len Vermittlungsstellen, die Planung und Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Ange-
botes sowie die Organisation der Qualifikation von Tagespflegepersonen. 
Zur Wahrnehmung der vorgenannten Aufgaben nutzen die Vermittlungsstellen sowie 
die zentrale Koordinationsstelle die landesweite Kita-Datenbank im Sinne des § 8a Ki-
TaG. 
 

§ 3 Beratung, Begleitung und Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen 
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Zur Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen werden Ausbildungslehrgänge durch 
einen freien Träger der Jugendhilfe angeboten, die sich an dem durch den Jugendhil-
feausschuss beschlossenen Rahmenkonzept orientieren. 
Die Qualifizierung zur Kindertagespflegeperson umfasst mindestens 160 Unterrichts-
stunden. Ein zusätzliches Praktikum von mindestens 80 Stunden ist bei einer Kinderta-
gespflegeperson oder in einer Krippe durch die Kindertagespflegeperson zu absolvie-
ren.  
Die Grundqualifizierung ist auch dann Voraussetzung für die Förderung der Kinderta-
gespflege, wenn die Kindertagespflegeperson im Haushalt der Eltern tätig ist oder sich 
Räume für die Ausübung ihrer Tätigkeit anmietet.  
Kindertagespflegepersonen sollen zur weiteren Qualifizierung an zwei Fortbildungsver-
anstaltungen im Jahr teilnehmen.  
Eltern, Kindertagespflegepersonen und Zusammenschlüsse von Kindertagespflegeper-
sonen werden zu allen Fragen der Kindertagespflege beraten. 
 

§ 4 Erlaubnis für Kindertagespflegepersonen 
 
Kindertagespflegepersonen benötigen eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII, wenn sie 
Kinder außerhalb der elterlichen Wohnung in anderen Räumen während eines Teils des 
Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate be-
treuen. Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertagespflege nach § 
5 geeignet ist. 
 
Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden 
Kindern. Die Erlaubnis ist beim Kreis Rendsburg-Eckernförde – Fachdienst 3.1 – zu 
beantragen. Vor Erteilung der Erlaubnis findet in jedem Fall ein Hausbesuch statt. 
 
Die Ermäßigung wird rückwirkend zum 01. des Monats, in dem der Antrag eingegangen 
ist, gewährt. 
 

§ 5 Eignung einer Person zur Kindertagespflege 
 
Die Tagespflegeperson muss im Sinne des § 23 (1) und (3) SGB VIII geeignet sein. Ei-
ne Kindertagespflegeperson ist dann geeignet, wenn 
 

 sie sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft 
mit Erziehungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen auszeichnet und 
über kindgerechte Räumlichkeiten verfügt 

 sie mindestens 21 Jahre alt ist 

 sie mindestens einen ersten allgemeinen Schulabschluss mit abgeschlossener 
Berufsausbildung oder einen mittleren Schulabschluss besitzt 

 keine medizinischen Bedenken hinsichtlich der Aufnahme eines Tagespflegekin-
des bestehen  

 ein polizeiliches Führungszeugnis der Tagespflegeperson und aller im Haushalt 
lebenden Personen über 18 Jahre vorliegt und dabei keine Eintragungen im Füh-
rungszeugnis vorliegen, die dem Kindeswohl entgegen stehen 

 sie zur Kooperation mit den Eltern, der Vermittlungsstelle und dem Jugendamt 
bereit ist 

 sie einen Erste-Hilfe-Kurs erfolgreich besucht hat und diesen alle zwei Jahre 
wiederholt 
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 sie über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen an Kindertagespfle-
ge verfügt, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise 
nachgewiesen hat 

 sie sich einer Erstbelehrung gemäß § 43 Infektionsschutzgesetz unterzogen hat 
 
 
Zur Feststellung der Eignung einer Kindertagespflegeperson sind ein ausführliches per-
sönliches Erstgespräch und ein Hausbesuch durch das Jugendamt in Anwesenheit aller 
Haushaltsmitglieder erforderlich. 
 
Eine pädagogische Eignung von Tagespflegepersonen ist in der Regel gegeben, wenn 
eine pädagogische Berufsausbildung vorliegt oder die Tagespflegeperson die erfolgrei-
che Teilnahme an einem Ausbildungslehrgang nachweisen kann. 
 

§ 6 Vertretung für Kindertagespflegepersonen 
 
Der Kreis hat gemäß § 23 (4) SGB VIII dafür Sorge zu tragen, dass bei Ausfall der Kin-
dertagespflegeperson die Betreuung sichergestellt ist.  
 
 

§ 7 Anspruch auf Gewährung einer laufenden Geldleistung 
  

Voraussetzung für die Gewährung der laufenden Geldleistung ist, dass der Umfang der 
Förderung mit dem Kindeswohl vereinbar ist und dass die Kindertagespflegeperson   

1. über eine Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43 SGB VII verfügt,   

2. selbst oder durch ihren Anstellungsträger in schriftlicher oder elektronischer 

Form die Daten des Kindes übermittelt hat,   

3. mitgeteilt hat, an welchen Tagen sie keine Leistung angeboten hat (Ausfallzei-

ten). 

Eine Förderung der Kindertagespflege kann für Kinder bis zur Vollendung des 14. Le-
bensjahres gewährt werden, wenn sie erforderlich und geeignet ist. 
Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege haben  

• Kinder vor Vollendung des 3. Lebensjahres in Höhe des individuellen Bedarfs.  
• Kinder, die das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

wenn die Kindertagespflege für ihre Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist, 
sofern die Erziehungsberechtigten 
- einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Ar-

beit suchend sind oder 
- sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 

Hochschulausbildung befinden oder  
- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhal-

ten.  
• Kinder, die das 3. Lebensjahr vollendet haben bis zum Schuleintritt, die statt oder 

neben einer Betreuung in einer Kindertagesstätte besonderen Bedarf an einer 
ergänzenden Förderung haben. 

• Kinder im schulpflichtigen Alter bis zum 14. Lebensjahr, sofern sie einen beson-
deren Bedarf an einer ergänzenden Förderung haben. 

 

Ab Vollendung des 12. Lebensjahres ist eine erweiterte Prüfung des Bedarfes vorgese-
hen. 
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Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person 
an die Stelle der Erziehungsberechtigten. 
 
Die Gewährung der Förderung erfolgt ab Antragstellung. Der Antrag ist von der Kinder-
tagespflegeperson zu stellen. Der Antrag ist hinsichtlich des Betreuungsbedarfes und 
Umfanges von den Sorgeberechtigten gegenzuzeichnen. 
 
Bei der Bemessung der laufenden Geldleistung ist der reguläre vereinbarte Betreu-
ungsumfang  auch  für  Eingewöhnungszeiten  mit  geringerem  Betreuungsumfang  
maßgeblich.  Der durchschnittlich je Woche erforderliche und zu bewilligende Betreu-
ungsumfang bemisst sich nach dem individuellen Bedarf des Kindes. 
 
Die Betreuung durch Verwandte in gerader Linie und Verwandte in der Seitenlinie bis  
zum zweiten Grad ist grundsätzlich keine Kindertagespflege. 
 

§ 8 Höhe der Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 
 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde fördert die Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII. 
Die Höhe der laufenden Geldleistung wird auf die Mindesthöhe nach § 30a KiTaG fest-
gesetzt. Die entsprechenden Beträge sind der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Kindertagespflegepersonen werden außerdem auf Antrag 

• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssi-
cherung, 

• die nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken-

versicherung und Pflegeversicherung erstattet. 
 
Die Angemessenheit der Aufwendungen zur Alterssicherung orientiert sich am Mindest-
beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung (Mindestbemessungsgrundlage für freiwil-
lig Versicherte gemäß § 167 SGB VI in Verbindung mit dem Beitragsgesetz). 
 
Als angemessene Aufwendungen zur Unfallversicherung werden die jeweiligen Beiträge 
zur gesetzlichen Unfallversicherung für Tagespflegepersonen anerkannt (BGW Ham-
burg).Besteht eine Beitragspflicht zu einer Kranken- und Pflegeversicherung, gelten die 
nachgewiesenen Beiträge als angemessen. 
 

§ 9 Kostenbeitrag der Erziehungsberechtigten 
 
Gemäß § 90 (1) SGB VIII werden für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-
rung in Kindertagespflege nach §§ 22 bis 24 SGB VIII in Verbindung mit § 25 KiTaG 
Kostenbeiträge festgesetzt. 
 
Die Elternbeiträge dürfen die in § 25 (2) KiTaG festgesetzten Höchstbeträge nicht über-
steigen.  
Diese betragen derzeit 

1. 7,21  Euro  für  Kinder,  die  das  dritte  Lebensjahr  zu  Beginn  des  Monats  
noch  nicht vollendet haben, und  

2. 5,66 Euro für ältere Kinder  
pro wöchentlicher Betreuungsstunde.  
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Die  Kindertagespflegeperson  darf  mit  Ausnahme  eines  angemessenen  Entgelts  für  
die Verpflegung und Auslagen für Ausflüge keine zusätzlichen Elternbeiträge verlangen. 
 
§ 10 Ermäßigung bzw. Erlass des Kostenbeitrages für die Förderung in Kinderta-

gespflege 
 
Familien mit geringerem Einkommen, deren Kinder in Kindertagespflege betreut und 
gefördert werden, erhalten eine Ermäßigung oder einen Erlass des Elternbeitrages, 
wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 (1) Nr. 3 und (3) 
SGB VIII i. V. m. § 25 (7) KiTaG. 
Kinder, für die eine Ermäßigung bzw. der Erlass des Kostenbeitrages der Eltern bean-
tragt wird, müssen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Kreis Rendsburg-Eckernförde ha-
ben. 
 
Maßgeblich für die Berechnung des Kostenbeitrages ist die Höhe des Einkommens  des 
Kindes oder Jugendlichen sowie der Elternteile und Geschwister, mit denen es bzw. er 
zusammenlebt.  
 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 
des Zwölften Buches entsprechend. 
 
Bei der Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die Ei-
genheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
Empfängern von 

• Leistungen nach dem SGB II, 
• Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des   

SGB XII, 
• Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerbergesetzes, 
• Kinderzuschlag nach § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
• Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 

ist die Zahlung von Elternbeiträgen nicht zuzumuten und erhalten bei Vorlage des ent-
sprechenden Leistungsbescheides bei der zuständigen Behörde ohne Einzelfallberech-
nung eine 100 %-ige Ermäßigung. 
 
Liegt das nach §§ 82 – 84 SGB XII zu berücksichtigende Einkommen unter der zu er-
mittelnden Einkommensgrenze (§ 85 SGB XII), ist den Eltern und dem Kind die Zahlung 
eines Elternbeitrages nicht zuzumuten. 
 
Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die ermittelte Einkommensgrenze (§ 
85 SGB XII), so sind 50 % des Einkommens über der Einkommensgrenze als Kosten-
beitrag der Eltern einzusetzen § 25 (7) KiTaG. 
 
Unabhängig von einer Ermäßigung des Kostenbeitrages tragen die Erziehungsberech-
tigten die Kosten der Verpflegung. 
 

§ 11 Geschwisterermäßigung 
 
Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie vor dem Schuleintritt 
in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege gefördert, übernimmt oder erlässt 
der Kreis Rendsburg-Eckernförde gemäß § 25 (6) KiTaG auf Antrag den Kostenbeitrag 
der Eltern 
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• für das zweitälteste Kind zur Hälfe (50 %) und 
• für jüngere Kinder vollständig (100 %). 

 
Der Träger der Kindertageseinrichtung berücksichtigt die Geschwisterermäßigung bei 
der Festsetzung des Kostenbeitrages der Eltern. 
 

§ 12 Fortdauer der Leistung 
 
Die Zahlung der laufenden Geldleistung sowie die Erhebung des Kostenbeitrages der 
Eltern erfolgt bis zur Beendigung der Förderung des Kindes auch für Zeiten, in denen 
das Kind die angebotene Leistung nicht nutzt. 
 
Die Förderung gilt als beendet, wenn  

1. das  Kind  ohne  vorherige  Benachrichtigung  der  Kindertagespflegeperson  
länger  als vier Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt,   

2. das  Kind  mit  vorheriger  Benachrichtigung  der Kindertagespflegeperson  län-
ger  als sechs Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt, ohne dass ein triftiger 
Grund glaubhaft gemacht wird, oder   

3. das Kind die Leistung länger als acht Wochen in Folge nicht nutzt, es sei denn, 
der Kreis  sieht  zur  Vermeidung  unbilliger  Härten  im  Einzelfall  von  der  Be-
endigung  der Förderung ab. 

 
Für eine Dauer von 20 Tagen Urlaub der Tagespflegeperson wird die laufende Geldleis-
tung fortgezahlt. Der Kostenbeitrag der Eltern wird für diese Zeit weiter erhoben. 
Der Urlaub ist im Vorwege mit den Eltern abzusprechen.  
 

§ 13 Härtefallregelung 
 
In besonders begründeten Härtefällen kann unter Berücksichtigung der sozialen Ver-
hältnisse des Einzelfalls von vorstehenden Richtlinien abgewichen werden, wenn die 
individuellen Bedürfnisse oder die Bedürfnisse der Erziehungsberechtigten dies recht-
fertigen. 
 
 
 
Die Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft. Gleichzeitig werden die Richtlinien des Krei-
ses Rendsburg-Eckernförde zur Förderung der Kindertagespflege vom 01.04.2017 auf-
gehoben. 
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-alt- 
 

Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
zur Förderung der Kindertagespflege 
 

 -neu/Entwurf- 
 

Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
zur Förderung der Kindertagespflege 
 
 

1. Rechtsgrundlagen  
 
Die Förderung der Kindertagespflege erfolgt auf der Grundlage der 
§§ 22 bis 24 und 90 SGB VIII in der Fassung der Bekanntmachung  
vom 11.09.2012 (BGBl I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 23.12.2016  BGBl. I S. 3234 geändert worden ist 
sowie der §§ 25, 27 bis 30 des Kindertagesstättengesetzes 
Schleswig-Holstein vom 12.12.1991 (GVOBL SH S. 651), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.09.2016 (GVOBL. SH S. 808). 
 

Präambel 

Die Förderung der Kindertagespflege erfolgt auf der Grundlage der  
§§ 22, 24 und 90 des Achten Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und 
Jugendhilfe – (SGB VIII) in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  
vom  11.  September  2012  (BGBl.  I  S.  2022),  zuletzt geändert 
durch Artikel 36 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2652) sowie des  schleswig-holsteinischen  Kindertagesstättenge-
setz  (KiTaG)  vom  12.  Dezember  1991 (GVOBl.  Schl.-H.  S.  
651),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  26  des  Gesetzes  zur  Än-
derung schul- und hochschulrechtlicher Vorschriften, des Lehrkräf-
tebildungsgesetzes, des Pflegeberufekammergesetzes,  des  Heil-
berufekammergesetzes,  diverser  Sozialgesetze,  des  KiTa-
Reform-Gesetzes,  des  Kindertagesstättengesetzes,  des  Kinder-
tagesförderungsgesetzes sowie  des  Finanzausgleichgesetzes  
aufgrund  der  Corona-Pandemie  vom  xxx  (ist  noch  zu   ergän-
zen) 

 

2. Förderungsgrundsätze   

Die Förderung in Kindertagespflege im Kreis Rendsburg-
Eckernförde umfasst nach Maßgabe von § 24 die Vermittlung des 
Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht 
von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren 
fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die 
Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 

§ 1 Förderungsgrundsätze   

Die Förderung in Kindertagespflege im Kreis Rendsburg-
Eckernförde umfasst nach Maßgabe von § 24 SGB VIII die Vermitt-
lung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit 
diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen 
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizie-
rung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 
Tagespflegeperson. 
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Tagespflegeperson. 

 
 

3. Vermittlung von Kindertagespflegepersonen 

Im Kreis Rendsburg-Eckernförde sind in Abstimmung mit den 
Kommunen zur Vermittlung von Kindertagespflegepersonen 
regionale Vermittlungszentren und eine zentrale 
Koordinationsstelle eingerichtet worden. 

Zu den Aufgaben der regionalen Vermittlungsstellen gehören das 
Werben und Vermitteln sowie die Begleitung und fachliche 
Beratung von Pflegepersonen und die Beratung von Eltern. 

Die Koordination der Kindertagespflege erfolgt durch den 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe in einer zentralen 
Koordinationsstelle. 

Zu den Aufgaben der zentralen Koordinationsstelle gehören die 
Überprüfung und Erlaubniserteilung für Tagespflegepersonen, die 
Beratung und Unterstützung der regionalen Vermittlungsstellen, die 
Planung und Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Angebotes 
sowie die Organisation der Qualifikation von Tagespflegepersonen. 

 
 

§ 2 Vermittlung von Kindertagespflegepersonen 

Im Kreis Rendsburg-Eckernförde sind in Abstimmung mit den 
Kommunen zur Vermittlung von Kindertagespflegepersonen regio-
nale Vermittlungszentren und eine zentrale Koordinationsstelle 
eingerichtet worden. 
Zu den Aufgaben der regionalen Vermittlungsstellen gehören das 
Werben und Vermitteln sowie die Begleitung und fachliche Bera-
tung von Pflegepersonen und die Beratung von Eltern. 
Die Koordination der Kindertagespflege erfolgt durch den öffentli-
chen Träger der Jugendhilfe in einer zentralen Koordinationsstelle. 
Zu den Aufgaben der zentralen Koordinationsstelle gehören die 
Überprüfung und Erlaubniserteilung für Tagespflegepersonen, die 
Beratung und Unterstützung der regionalen Vermittlungsstellen, die 
Planung und Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Angebotes 
sowie die Organisation der Qualifikation von Tagespflegepersonen. 
Zur Wahrnehmung der vorgenannten Aufgaben nutzen die Vermitt-
lungsstellen sowie die zentrale Koordinationsstelle die landesweite 
Kita-Datenbank im Sinne des § 8a KiTaG. 
 

4. Beratung, Begleitung und Qualifizierung von 
Kindertagespflegepersonen  

Zur Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen werden 
Ausbildungslehrgänge durch einen freien Träger der Jugendhilfe 
angeboten, die sich an dem durch den Jugendhilfeausschuss 

§ 3 Beratung, Begleitung und Qualifizierung von Kindertagespfle-
gepersonen 

 
Zur Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen werden Ausbil-
dungslehrgänge durch einen freien Träger der Jugendhilfe angebo-
ten, die sich an dem durch den Jugendhilfeausschuss beschlosse-
nen Rahmenkonzept orientieren. 
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beschlossenen Rahmenkonzept orientieren. 

Die Qualifizierung entsprechend des Curriculums des Deutschen 
Jugendinstituts umfasst mindestens 160 Unterrichtsstunden. Ein 
zusätzliches Praktikum von mindestens 40 Stunden ist bei einer 
Kindertagespflegeperson oder in einer Krippe durch die 
Kindertagespflegeperson zu absolvieren.  

Die Grundqualifizierung ist auch dann Voraussetzung für die 
Förderung der Kindertagespflege, wenn die 
Kindertagespflegeperson im Haushalt der Eltern tätig ist oder sich 
Räume für die Ausübung ihrer Tätigkeit anmietet.  

Kindertagespflegepersonen sollen zur weiteren Qualifizierung an 
zwei Fortbildungsveranstaltungen im Jahr teilnehmen.  

Eltern, Kindertagespflegepersonen und Zusammenschlüsse von 
Kindertagespflegepersonen werden in allen Fragen der 
Kindertagespflege beraten. 

 

Die Qualifizierung zur Kindertagespflegeperson umfasst mindes-
tens 160 Unterrichtsstunden. Ein zusätzliches Praktikum von min-
destens 80 Stunden ist bei einer Kindertagespflegeperson oder in 
einer Krippe durch die Kindertagespflegeperson zu absolvieren.  
Die Grundqualifizierung ist auch dann Voraussetzung für die För-
derung der Kindertagespflege, wenn die Kindertagespflegeperson 
im Haushalt der Eltern tätig ist oder sich Räume für die Ausübung 
ihrer Tätigkeit anmietet.  
Kindertagespflegepersonen sollen zur weiteren Qualifizierung an 
zwei Fortbildungsveranstaltungen im Jahr teilnehmen.  
Eltern, Kindertagespflegepersonen und Zusammenschlüsse von 
Kindertagespflegepersonen werden zu allen Fragen der Kinderta-
gespflege beraten. 
 

5. Erlaubnis für Kindertagespflegepersonen 
 
Kindertagespflegepersonen benötigen eine Erlaubnis nach § 43 
SGB VIII, wenn sie Kinder außerhalb der elterlichen Wohnung in 
anderen Räumen während eines Teils des Tages und mehr als 15 
Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate 
betreuen. Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die 
Kindertagespflege geeignet ist (s. Nr. 6).  
 
Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig 
anwesenden, fremden Kindern. Die Erlaubnis ist beim Kreis 
Rendsburg-Eckernförde – Fachdienst 3.1 – zu beantragen. Vor 
Erteilung der Erlaubnis findet in jedem Fall ein Hausbesuch statt. 

§ 4 Erlaubnis für Kindertagespflegepersonen 
 
Kindertagespflegepersonen benötigen eine Erlaubnis nach § 43 
SGB VIII, wenn sie Kinder außerhalb der elterlichen Wohnung in 
anderen Räumen während eines Teils des Tages und mehr als 15 
Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate be-
treuen. Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kin-
dertagespflege nach § 5 geeignet ist. 
 
Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig an-
wesenden, fremden Kindern. Die Erlaubnis ist beim Kreis Rends-
burg-Eckernförde – Fachdienst 3.1 – zu beantragen. Vor Erteilung 
der Erlaubnis findet in jedem Fall ein Hausbesuch statt. 
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Die Ermäßigung wird rückwirkend zum 01. des Monats, in dem der 
Antrag eingegangen ist, gewährt. 
 

6. Eignung einer Person zur Kindertagespflege 
 
Die Tagespflegeperson muss im Sinne des § 23 Abs. 1 und 3 SGB 
VIII geeignet sein. Eine Kindertagespflegeperson ist dann geeignet, 
wenn 

 sie sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Koopera-
tionsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und anderen Tages-
pflegepersonen auszeichnet und über kindgerechte Räumlichkei-
ten verfügt 

• sie mindestens 21 Jahre alt ist 
• sie mindestens einen Hauptschulabschluss oder vergleichbaren 

Abschluss besitzt 
• keine medizinischen Bedenken hinsichtlich der Aufnahme eines 

Tagespflegekindes 

 bestehen  
• ein polizeiliches Führungszeugnis der Tagespflegeperson und al-

ler im Haushalt lebenden Personen über 18 Jahre vorliegt und 
dabei keine Eintragungen im Führungszeugnis vorliegen, die dem 
Kindeswohl entgegen stehen 

• sie zur Kooperation mit den Eltern, der Vermittlungsstelle und 
dem Jugendamt bereit ist 

• sie einen Erste-Hilfe-Kurs erfolgreich besucht hat und diesen alle 
zwei Jahre wiederholt 

• sie über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen an 
Kindertagespflege 

 verfügt, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in an-
derer Weise nachgewiesen hat 

 sie sich einer Erstbelehrung gemäß § 43 Infektionsschutzgesetz 
unterzogen hat 

 
 

§ 5 Eignung einer Person zur Kindertagespflege 
 
Die Tagespflegeperson muss im Sinne des § 23 Abs. 1 und 3 SGB 
VIII geeignet sein. Eine Kindertagespflegeperson ist dann geeignet, 
wenn 
 

 sie sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Ko-
operationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und an-
deren Tagespflegepersonen auszeichnet und über kindge-
rechte Räumlichkeiten verfügt 

 sie mindestens 21 Jahre alt ist 

 sie mindestens einen ersten allgemeinen Schulabschluss 
mit abgeschlossener Berufsausbildung oder einen mittleren 
Schulabschluss besitzt 

 keine medizinischen Bedenken hinsichtlich der Aufnahme 
eines Tagespflegekindes bestehen  

 ein polizeiliches Führungszeugnis der Tagespflegeperson 
und aller im Haushalt lebenden Personen über 18 Jahre vor-
liegt und dabei keine Eintragungen im Führungszeugnis vor-
liegen, die dem Kindeswohl entgegen stehen 

 sie zur Kooperation mit den Eltern, der Vermittlungsstelle 
und dem Jugendamt bereit ist 

 sie einen Erste-Hilfe-Kurs erfolgreich besucht hat und diesen 
alle zwei Jahre wiederholt 

 sie über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen 
an Kindertagespflege 

 verfügt, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in 
anderer Weise nachgewiesen hat 

 sie sich einer Erstbelehrung gemäß § 43 Infektionsschutz-
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Zur Feststellung der Eignung einer Kindertagespflegeperson sind 
ein ausführliches persönliches Erstgespräch und ein Hausbesuch 
durch das Jugendamt in Anwesenheit aller Haushaltsmitglieder 
erforderlich. 
 
Eine pädagogische Eignung von Tagespflegepersonen ist in der 
Regel gegeben, 
wenn eine einschlägige Berufsausbildung vorliegt oder die 
Tagespflegeperson die erfolgreiche Teilnahme an einem 
Ausbildungslehrgang (s. Punkt IV) nachweisen kann. 
Das Jugendamt kann gemäß § 23 Abs. 3 SGB VIII auch feststellen, 
dass die Tagespflegeperson ihre Eignung in anderer Weise 
nachgewiesen hat. 
 

gesetz unterzogen hat 
 
 
Zur Feststellung der Eignung einer Kindertagespflegeperson sind 
ein ausführliches persönliches Erstgespräch und ein Hausbesuch 
durch das Jugendamt in Anwesenheit aller Haushaltsmitglieder 
erforderlich. 
 
Eine pädagogische Eignung von Tagespflegepersonen ist in der 
Regel gegeben, wenn eine pädagogische Berufsausbildung vor-
liegt oder die Tagespflegeperson die erfolgreiche Teilnahme an 
einem Ausbildungslehrgang nachweisen kann. 
 

7. Vertretung für Kindertagespflegepersonen 
 
Der Kreis hat gemäß § 23 SGB VIII dafür Sorge zu tragen, dass bei 
Ausfall der Kindertagespflegeperson die Betreuung sichergestellt 
ist. Kindertagespflegepersonen 
geben hierzu in der Regel bei der Beantragung der laufenden 
Geldleistung beim Jugendamt ihre Vertretungsperson an. Im 
Bedarfsfall sind vor Ort Lösungen zu entwickeln. 
 

§ 6 Vertretung für Kindertagespflegepersonen 
 
Der Kreis hat gemäß § 23 (4) SGB VIII dafür Sorge zu tragen, dass 
bei Ausfall der Kindertagespflegeperson die Betreuung sicherge-
stellt ist.  
 

8. Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 
Kindertagespflegeperson 
8.1 Festlegung der Anspruchsberechtigung 
 
Kindertagespflege kann für Kinder bis zur Vollendung des 14. 
Lebensjahres gewährt werden, wenn sie erforderlich und geeignet 
ist. 
Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege haben  

 Kinder, die das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
wenn die Kindertagespflege für ihre Entwicklung zu einer 

§ 7 Anspruch auf Gewährung einer laufenden Geldleistung 
  
Voraussetzung für die Gewährung der laufenden Geldleistung ist, 
dass der Umfang der Förderung mit dem Kindeswohl vereinbar ist 
und dass die Kindertagespflegeperson   

1. über eine Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43 SGB 

VII verfügt,   

2. selbst oder durch ihren Anstellungsträger in schriftlicher oder 

elektronischer Form die Daten des Kindes übermittelt hat,   
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eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit geboten ist, 
sofern die Erziehungsberechtigten 
- einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit 

aufnehmen oder Arbeit suchend sind oder 
- sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der 

Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden 
oder  

- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des 
Zweiten Buches erhalten.  

 Kinder vom vollendeten 1. Lebensjahr bis zur Vollendung 
des 3. Lebensjahres in Höhe von bis zu 20 Stunden wö-
chentlich.  

 Kinder, die das 3. Lebensjahr vollendet haben bis zum 
Schuleintritt, die statt oder neben einer Betreuung in einer 
Kindertagesstätte besonderen Bedarf an einer ergänzenden 
Förderung haben. 

 Kinder im schulpflichtigen Alter bis zum 14. Lebensjahr, so-
fern sie einen besonderen Bedarf an einer ergänzenden 
Förderung haben. 

 
Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, 
so tritt diese Person an die Stelle der Erziehungsberechtigten. Der 
Umfang der täglichen Betreuungszeit richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf.  
 
Die Gewährung einer laufenden Geldleistung im Rahmen der 
Förderung der Kindertagespflege wird nur für die Betreuung von 
Kindern gewährt, wenn sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde haben. 
 
Antragsteller sind die Personensorgeberechtigten. Der Anspruch 
auf das Tagespflegegeld steht der Kindertagespflegeperson zu. 
 

3. mitgeteilt hat, an welchen Tagen sie keine Leistung angebo-

ten hat (Ausfallzeiten). 

Eine Förderung der Kindertagespflege kann für Kinder bis zur Voll-
endung des 14. Lebensjahres gewährt werden, wenn sie erforder-
lich und geeignet ist. 
Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege haben  

• Kinder vor Vollendung des 3. Lebensjahres in Höhe des in-
dividuellen Bedarfs.  

• Kinder, die das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
wenn die Kindertagespflege für ihre Entwicklung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit geboten ist, 
sofern die Erziehungsberechtigten 
- einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit 

aufnehmen oder Arbeit suchend sind oder 
- sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der 

Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden 
oder  

- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des 
Zweiten Buches erhalten.  

• Kinder, die das 3. Lebensjahr vollendet haben bis zum 
Schuleintritt, die statt oder neben einer Betreuung in einer 
Kindertagesstätte besonderen Bedarf an einer ergänzenden 
Förderung haben. 

• Kinder im schulpflichtigen Alter bis zum 14. Lebensjahr, so-
fern sie einen besonderen Bedarf an einer ergänzenden 
Förderung haben. 

 
Ab Vollendung des 12. Lebensjahres ist eine erweiterte Prüfung 
des Bedarfes vorgesehen. 
 
Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, 
so tritt diese Person an die Stelle der Erziehungsberechtigten. 
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Die Gewährung der Förderung erfolgt ab Antragstellung. Der 
Antrag ist von der Kindertagespflegeperson zu stellen. Der Antrag 
ist hinsichtlich des Betreuungsbedarfes und Umfanges von den 
Sorgeberechtigten gegenzuzeichnen. 
 
Bei der Bemessung der laufenden Geldleistung ist der reguläre 
vereinbarte Betreuungsumfang  auch  für  Eingewöhnungszeiten  
mit  geringerem  Betreuungsumfang  maßgeblich.  Der durch-
schnittlich je Woche erforderliche und zu bewilligende Betreuungs-
umfang bemisst sich nach dem individuellen Bedarf des Kindes. 
 
Die Betreuung durch Verwandte in gerader Linie und Verwandte in 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grad ist grundsätzlich keine Kinder-
tagespflege. 
 

8.2 Höhe der Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 
 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde fördert die Kindertagespflege 
nach § 23 SGB VIII. Die 
Höhe der laufenden Geldleistung wird auf 4,00 € pro 
Betreuungsstunde und Kind festgesetzt. 
Kindertagespflegepersonen werden außerdem auf Antrag 
• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer 
angemessenen Alterssicherung, 
• die nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer 
Unfallversicherung 
• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer 
angemessenen Krankenversicherung und Pflegeversicherung 
erstattet. 
 
Die Angemessenheit der Aufwendungen zur Alterssicherung 
orientiert sich am Mindestbeitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung (Mindestbemessungsgrundlage für freiwillig 

§ 8 Höhe der Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 
 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde fördert die Kindertagespflege 
nach § 23 SGB VIII. Die Höhe der laufenden Geldleistung wird auf 
die Mindesthöhe nach § 30a KiTaG festgesetzt. Die entsprechen-
den Beträge sind der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Kindertagespflegepersonen werden außerdem auf Antrag 

• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer an-
gemessenen Alterssicherung, 

• die nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer 
Unfallversicherung 

• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer an-
gemessenen Krankenversicherung und Pflegeversicherung 
erstattet. 

 
Die Angemessenheit der Aufwendungen zur Alterssicherung orien-
tiert sich am Mindestbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung 
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Versicherte gemäß § 167 SGB VI in Verbindung mit dem 
Beitragsgesetz). 
 
Als angemessene Aufwendungen zur Unfallversicherung werden 
die jeweiligen Beiträge zur 
gesetzlichen Unfallversicherung für Tagespflegepersonen 
anerkannt (BGW Hamburg). 
Besteht eine Beitragspflicht zu einer Kranken- und 
Pflegeversicherung, gelten die nachgewiesenen Beiträge als 
angemessen. 
 
Die Förderung der Kindertagespflege nach diesen Richtlinien 
erfolgt ab Antragstellung. 
 

(Mindestbemessungsgrundlage für freiwillig Versicherte gemäß § 
167 SGB VI in Verbindung mit dem Beitragsgesetz). 
 
Als angemessene Aufwendungen zur Unfallversicherung werden 
die jeweiligen Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung für Ta-
gespflegepersonen anerkannt (BGW Hamburg).Besteht eine Bei-
tragspflicht zu einer Kranken- und Pflegeversicherung, gelten die 
nachgewiesenen Beiträge als angemessen. 
 

9. Kostenbeitrag der Erziehungsberechtigten 
 
Gemäß § 90 Abs. 1 SGB VIII werden für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Förderung in Kindertagespflege nach §§ 22 bis 24 
SGB VIII in Verbindung mit § 25 Abs. 3  Kindertagesstättengesetz 
Schleswig-Holstein Kostenbeiträge festgesetzt.  
 
Im Kreis Rendsburg-Eckernförde wird ein Kostenbeitrag von 4,00 € 
pro Betreuungsstunde 
und Kind festgelegt. Der Kostenbeitrag bei der Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren reduziert sich um 1 Euro pro 
Betreuungsstunde. 
 

§ 9 Kostenbeitrag der Erziehungsberechtigten 
 
Gemäß § 90 Abs. 1 SGB VIII werden für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Förderung in Kindertagespflege nach §§ 22 bis 24 
SGB VIII in Verbindung mit § 25 KiTaG Kostenbeiträge festgesetzt. 
 
Die Elternbeiträge dürfen die in § 25 (2) KiTaG festgesetzten 
Höchstbeträge nicht übersteigen.  
Diese betragen derzeit 

1. 7,21  Euro  für  Kinder,  die  das  dritte  Lebensjahr  zu  Be-
ginn  des  Monats  noch  nicht vollendet haben, und  

2. 5,66 Euro für ältere Kinder  
pro wöchentlicher Betreuungsstunde.  
  
Die  Kindertagespflegeperson  darf  mit  Ausnahme  eines  ange-
messenen  Entgelts  für  die Verpflegung und Auslagen für Ausflü-
ge keine zusätzlichen Elternbeiträge verlangen. 
 

10. Ermäßigung bzw. Erlass des Kostenbeitrages für die Förderung § 10 Ermäßigung bzw. Erlass des Kostenbeitrages für die 
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in Kindertagespflege (Sozialstaffel) 
 
Familien mit geringerem Einkommen, deren Kinder in Tagespflege 
betreut und gefördert werden, erhalten eine Ermäßigung (§ 90 Abs. 
1SGB VIII  in Verbindung mit § 25 Abs. 3 des 
Kindertagesstättengesetzes) bzw. wird der Kostenbeitrag ganz 
oder teilweise erlassen, wenn die Belastung den Eltern nicht 
zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII).  
Kinder, für die eine Ermäßigung bzw. der Erlass des 
Kostenbeitrages beantragt wird, müssen ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Kreis Rendsburg-Eckernförde haben. 
 
Maßgeblich für die Berechnung des Kostenbeitrages ist die Höhe 
des Einkommens  des Kindes oder Jugendlichen sowie der 
Elternteile und Geschwister, mit denen es bzw. er zusammenlebt.  
 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 
85, 87, 88 und 92 a des Zwölften Buches entsprechend. Bei der 
Einkommensberechnung bleibt die Eigenheimzulage nach dem 
Eigenheimzulagengesetz außer Betracht.  
 
Die zumutbare Belastung wird über das Einkommen (§§ 82-84 
SGB XII), die allgemeine Einkommensgrenze (§ 85 SGB XII), den 
Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze (§ 87 SGB 
XII) sowie darunter (§ 88 SGB XII) ermittelt.   
 
Die Einkommensgrenze wird nach § 85 Abs. 2 SGB XII ermittelt. 
Sie wird gebildet aus einem Grundbetrag in Höhe des zweifachen 
Eckregelsatzes, den angemessenen Aufwendungen für die 
Unterkunft sowie einem Familienzuschlag.  
 
Außergewöhnliche Belastungen können auf Nachweis im Einzelfall 
geprüft und ggf. berücksichtigt werden.  
 

Förderung in Kindertagespflege 
 
Familien mit geringerem Einkommen, deren Kinder in Kindertages-
pflege betreut und gefördert werden, erhalten eine Ermäßigung 
oder einen Erlass des Elternbeitrages, wenn die Belastung den 
Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 3 SGB VIII i. V. m. § 25 (7) KiTaG). 
Kinder, für die eine Ermäßigung bzw. der Erlass des Kostenbeitra-
ges der Eltern beantragt wird, müssen ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Kreis Rendsburg-Eckernförde haben. 
 
Maßgeblich für die Berechnung des Kostenbeitrages ist die Höhe 
des Einkommens  des Kindes oder Jugendlichen sowie der Eltern-
teile und Geschwister, mit denen es bzw. er zusammenlebt.  
 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 
85, 87, 88 und 92 des Zwölften Buches entsprechend. 
 
Bei der Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des 
Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagen-
gesetz außer Betracht. 
 
Empfängern von 

• Leistungen nach dem SGB II, 
• Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des   

SGB XII, 
• Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerbergesetzes, 
• Kinderzuschlag nach § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes 

oder 
• Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 

ist die Zahlung von Elternbeiträgen nicht zuzumuten und erhalten 
bei Vorlage des entsprechenden Leistungsbescheides bei der zu-
ständigen Behörde ohne Einzelfallberechnung eine 100 %-ige Er-
mäßigung. 
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Empfänger von Leistungen nach dem SGB II und SGB XII sowie 
von Leistungen nach dem Asylbewerbergesetz (§ 2 und 3) erhalten 
bei Vorlage des Bescheides ohne Einzelfallberechnung eine 
100 %-ige Ermäßigung.  
 
Übersteigt das Einkommen die ermittelte Einkommensgrenze, so 
ist aus dem Übersteigungsbetrag ein angemessener Teil 
aufzubringen. Für den Kreis Rendsburg-Eckernförde sind 80 % des 
Übersteigungsbetrages als Kostenbeitrag einzusetzen.  
 
Unabhängig von einer Ermäßigung des Kostenbeitrages tragen die 
Erziehungsberechtigten die Kosten der Verpflegung. 

 
Liegt das nach §§ 82 – 84 SGB XII zu berücksichtigende Einkom-
men unter der zu ermittelnden Einkommensgrenze (§ 85 SGB XII), 
ist den Eltern und dem Kind die Zahlung eines Elternbeitrages nicht 
zuzumuten. 
 
Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die ermittelte Ein-
kommensgrenze (§ 85 SGB XII), so sind 50 % des Einkommens 
über der Einkommensgrenze als Kostenbeitrag der Eltern einzu-
setzen (§ 25 (7) KiTaG). 
 
Unabhängig von einer Ermäßigung des Kostenbeitrages tragen die 
Erziehungsberechtigten die Kosten der Verpflegung. 
 

10.1 Ermäßigungsstufen  
 
Hierbei werden folgende Ermäßigungsstufen für den so ermittelten 
Kostenbeitrag festgelegt: 
 
Bis zu 100 % der Einkommensgrenze =                                                
100 % Ermäßigung 
Bis zu 105 % der Einkommensgrenze =                                                  
75 % Ermäßigung 
Bis zu 110 % der Einkommensgrenze =                                                  
50 % Ermäßigung 
Bis zu 115 % der Einkommensgrenze =                                                 
25 % Ermäßigung  
Über 115 % der Einkommensgrenze =                                                    
0 % Ermäßigung 

- 
 

10.2 Geschwisterermäßigung  
 
Werden mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig in 
Kindertageseinrichtungen und/oder in Kindertagespflege im 

§ 11 Geschwisterermäßigung  
 
Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie 
vor dem Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen oder Kinderta-
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Rahmen der Regelungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde zur 
Sozialstaffel betreut, ermäßigt sich der festgesetzte Kostenbeitrag 
in Reihenfolge des Alters der Kinder  
für das 2. Kind um            30 % 
für das 3. Kind um            60 % 
für jedes weitere Kind um 90 %. 
Der Träger der Kindertageseinrichtung setzt den 
Geschwisterbeitrag fest. Die dadurch entstehenden 
Einnahmeausfälle übernimmt der Kreis Rendsburg-Eckernförde. 

gespflege gefördert, übernimmt oder erlässt der Kreis Rendsburg-
Eckernförde gemäß § 25 (6) KiTaG auf Antrag den Kostenbeitrag 
der Eltern 

• für das zweitälteste Kind zur Hälfe (50 %) und 
• für jüngere Kinder vollständig (100 %). 

 
Der Träger der Kindertageseinrichtung berücksichtigt die Ge-
schwisterermäßigung bei der Festsetzung des Kostenbeitrages der 
Eltern. 
. 

- § 12 Fortdauer der Leistung 

 
Die Zahlung der laufenden Geldleistung sowie die Erhebung des 
Kostenbeitrages der Eltern erfolgt bis zur Beendigung der Förde-
rung des Kindes auch für Zeiten, in denen das Kind die angebote-
ne Leistung nicht nutzt. 
 
Die Förderung gilt als beendet, wenn  

1. das  Kind  ohne  vorherige  Benachrichtigung  der  Kinderta-
gespflegeperson  länger  als vier Wochen in Folge die Leis-
tung nicht nutzt,   

2. das  Kind  mit  vorheriger  Benachrichtigung  der Kinderta-
gespflegeperson  länger  als sechs Wochen in Folge die 
Leistung nicht nutzt, ohne dass ein triftiger Grund glaubhaft 
gemacht wird, oder   

3. das Kind die Leistung länger als acht Wochen in Folge nicht 
nutzt, es sei denn, der Kreis  sieht  zur  Vermeidung  unbilli-
ger  Härten  im  Einzelfall  von  der  Beendigung  der Förde-
rung ab. 

 
Für eine Dauer von 20 Tagen Urlaub der Tagespflegeperson wird 
die laufende Geldleistung fortgezahlt. Der Kostenbeitrag der Eltern 
wird für diese Zeit weiter erhoben. Der Urlaub ist im Vorwege mit 
den Eltern abzusprechen. 
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11. Härtefallregelung 
 
In besonders begründeten Härtefällen kann unter Berücksichtigung 
der sozialen Verhältnisse des Einzelfalls von vorstehenden 
Richtlinien abgewichen werden, wenn die individuellen Bedürfnisse 
oder die Bedürfnisse der Erziehungsberechtigten dies 
rechtfertigen. 
 

§ 13 Härtefallregelung 
 
In besonders begründeten Härtefällen kann unter Berücksichtigung 
der sozialen Verhältnisse des Einzelfalls von vorstehenden 
Richtlinien abgewichen werden, wenn die individuellen Bedürfnisse 
oder die Bedürfnisse der Erziehungsberechtigten dies rechtfertigen 

Die Richtlinien treten zum 01.04.2017 in Kraft. Gleichzeitig werden 
die Richtlinien vom  
1. August 2012 aufgehoben.   
 

Diese Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft. Gleichzeitig werden 
die Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde zur Förderung 
der Kindertagespflege vom 01.04.2017 aufgehoben.   
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Mindesthöhen                 erhöhte Beträge bei Platzzahlreduzierung

Ort der Betreuung selbst bewohnte angemietete im Haushalt Ort der Betreuung selbst bewohnte angemietete im Haushalt

Räume Räume der Eltern Räume Räume der Eltern

1. Anerkennungsbetrag 4,73 €                   4,73 € 4,73 €            1. Anerkennungsbetrag 9,46 € 9,46 €            9,46 €            

2. Sachkostenpauschale 1,10 €                   1,33 €            0,06 €            2. Sachkostenpauschale 2,08 €                  2,54 €            0,12 €            

Kosten pro Kind/Std. Kosten pro Kind/Std. 

als Mindesbeträge 5,83 €               6,06 € 4,79 €          als Mindestbetrag 11,54 € 12,00 €              9,58 €                

Mindesthöhen                 erhöhte Beträge bei Platzzahlreduzierung

Ort der Betreuung selbst bewohnte angemietete im Haushalt Ort der Betreuung selbst bewohnte angemietete im Haushalt

Räume Räume der Eltern bewohnte Räume Räume der Eltern

1. Anerkennungsbetrag 5,05 €                   5,05 € 5,05 €            1. Anerkennungsbetrag 10,10 €                10,10 € 10,10 €          

2. Sachkostenpauschale 1,10 €                   1,33 €            0,06 €            2. Sachkostenpauschale 2,08 €                  2,54 €            0,12 €            

Kosten pro Kind/Std. Kosten pro Kind/Std.

als Mindesbeträge 6,15 €               6,38 € 5,11 €          als Mindesbeträge 12,18 €             12,64 € 10,22 €        

 Tagespflegepersonen mit 160 Stunden qualifiziertem Lehrgang

Tagespflegepersonen mit 300- Stunden qualifiziertem Lehrgang oder päd. Berufsausbildung

             nach § 25 (2) KiTaG            

Gewährung laufender Geldleistungen für Kindertagespflegepersonen 
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                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/391-001

25.06.2020

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachbereich Jugend und Familie

Bearbeiter/in: Krause, Heike

Förderung der laufenden Geldleistung in Kindertagespflege ab 
01.08.2020
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses die Satzung 
des Kreises Rendsburg- Eckernförde zur Förderung der Kindertagespflege 
einschließlich der im Jugendhilfeausschuss beratenen Änderungen der §§ 4 und 11. 

 Sachverhalt: 
Die Sitzung des Jugendhilfeausschusses hat am 24.06.2020 stattgefunden. 

Die Mitglieder haben einstimmig die Empfehlung zum Beschluss der Satzung zur 
Förderung der Kindertagespflege durch den Kreistag ausgesprochen. 
Es ergaben sich Änderungen im § 4 und § 11. 
Die Neufassung des Satzungsentwurfs befindet sich in der Anlage.
 
Die Vorlage enthält den geänderten Beschlussvorschlag. 

Anlage/n:  Neufassung Satzungsentwurf
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

   

 
-Entwurf- 

Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
zur Förderung der Kindertagespflege 

 
Präambel 

 
Die Förderung der Kindertagespflege erfolgt auf der Grundlage der  §§ 22, 24 und 90 
des Achten Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – (SGB VIII) in  der  Fas-
sung  der  Bekanntmachung  vom  11.  September  2012  (BGBl.  I  S.  2022),  zuletzt 
geändert durch Artikel 36 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) so-
wie des  schleswig-holsteinischen  Kindertagesstättengesetz  (KiTaG)  vom  12.  De-
zember  1991 (GVOBl.  Schl.-H.  S.  651),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  26  des  
Gesetzes  zur  Änderung schul- und hochschulrechtlicher Vorschriften, des Lehrkräfte-
bildungsgesetzes, des Pflegeberufekammergesetzes,  des  Heilberufekammergesetzes,  
diverser  Sozialgesetze,  des  KiTa-Reform-Gesetzes,  des  Kindertagesstättengeset-
zes,  des  Kindertagesförderungsgesetzes sowie  des  Finanzausgleichgesetzes  auf-
grund  der  Corona-Pandemie vom 15.05.2020. 

 
§ 1 Förderungsgrundsätze 

  
Die Förderung in Kindertagespflege im Kreis Rendsburg-Eckernförde umfasst nach 
Maßgabe von § 24 SGB VIII die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespfle-
geperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen 
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewäh-
rung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 
 

§ 2 Vermittlung von Kindertagespflegepersonen 
 
Im Kreis Rendsburg-Eckernförde sind in Abstimmung mit den Kommunen zur Vermitt-
lung von Kindertagespflegepersonen regionale Vermittlungszentren und eine zentrale 
Koordinationsstelle eingerichtet worden. 
Zu den Aufgaben der regionalen Vermittlungsstellen gehören das Werben und Vermit-
teln sowie die Begleitung und fachliche Beratung von Pflegepersonen und die Beratung 
von Eltern. 
Die Koordination der Kindertagespflege erfolgt durch den öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe in einer zentralen Koordinationsstelle. 
Zu den Aufgaben der zentralen Koordinationsstelle gehören die Überprüfung und Er-
laubniserteilung für Tagespflegepersonen, die Beratung und Unterstützung der regiona-
len Vermittlungsstellen, die Planung und Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Ange-
botes sowie die Organisation der Qualifikation von Tagespflegepersonen. 
Zur Wahrnehmung der vorgenannten Aufgaben nutzen die Vermittlungsstellen sowie 
die zentrale Koordinationsstelle die landesweite Kita-Datenbank im Sinne des § 8a Ki-
TaG. 
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§ 3 Beratung, Begleitung und Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen 
 
Zur Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen werden Ausbildungslehrgänge durch 
einen freien Träger der Jugendhilfe angeboten, die sich an dem durch den Jugendhil-
feausschuss beschlossenen Rahmenkonzept orientieren. 
Die Qualifizierung zur Kindertagespflegeperson umfasst mindestens 160 Unterrichts-
stunden. Ein zusätzliches Praktikum von mindestens 80 Stunden ist bei einer Kinderta-
gespflegeperson oder in einer Krippe durch die Kindertagespflegeperson zu absolvie-
ren.  
Die Grundqualifizierung ist auch dann Voraussetzung für die Förderung der Kinderta-
gespflege, wenn die Kindertagespflegeperson im Haushalt der Eltern tätig ist oder sich 
Räume für die Ausübung ihrer Tätigkeit anmietet.  
Kindertagespflegepersonen sollen zur weiteren Qualifizierung an zwei Fortbildungsver-
anstaltungen im Jahr teilnehmen.  
Eltern, Kindertagespflegepersonen und Zusammenschlüsse von Kindertagespflegeper-
sonen werden zu allen Fragen der Kindertagespflege beraten. 
 

§ 4 Erlaubnis für Kindertagespflegepersonen 
 
Kindertagespflegepersonen benötigen eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII, wenn sie 
Kinder außerhalb der elterlichen Wohnung in anderen Räumen während eines Teils des 
Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate be-
treuen. Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertagespflege nach § 
5 geeignet ist. 
 
Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden 
Kindern. Die Erlaubnis ist beim Kreis Rendsburg-Eckernförde – Fachdienst 3.1 – zu 
beantragen. Vor Erteilung der Erlaubnis findet in jedem Fall ein Hausbesuch statt. 
 
Die Erlaubnis wird rückwirkend zum 01. des Monats, in dem der Antrag eingegangen 
ist, gewährt. 
 

§ 5 Eignung einer Person zur Kindertagespflege 
 
Die Tagespflegeperson muss im Sinne des § 23 (1) und (3) SGB VIII geeignet sein. Ei-
ne Kindertagespflegeperson ist dann geeignet, wenn 
 

 sie sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft 
mit Erziehungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen auszeichnet und 
über kindgerechte Räumlichkeiten verfügt 

 sie mindestens 21 Jahre alt ist 

 sie mindestens einen ersten allgemeinen Schulabschluss mit abgeschlossener 
Berufsausbildung oder einen mittleren Schulabschluss besitzt 

 keine medizinischen Bedenken hinsichtlich der Aufnahme eines Tagespflegekin-
des bestehen  

 ein polizeiliches Führungszeugnis der Tagespflegeperson und aller im Haushalt 
lebenden Personen über 18 Jahre vorliegt und dabei keine Eintragungen im Füh-
rungszeugnis vorliegen, die dem Kindeswohl entgegen stehen 

 sie zur Kooperation mit den Eltern, der Vermittlungsstelle und dem Jugendamt 
bereit ist 

 sie einen Erste-Hilfe-Kurs erfolgreich besucht hat und diesen alle zwei Jahre 
wiederholt 
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 sie über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen an Kindertagespfle-
ge verfügt, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise 
nachgewiesen hat 

 sie sich einer Erstbelehrung gemäß § 43 Infektionsschutzgesetz unterzogen hat 
 
 
Zur Feststellung der Eignung einer Kindertagespflegeperson sind ein ausführliches per-
sönliches Erstgespräch und ein Hausbesuch durch das Jugendamt in Anwesenheit aller 
Haushaltsmitglieder erforderlich. 
 
Eine pädagogische Eignung von Tagespflegepersonen ist in der Regel gegeben, wenn 
eine pädagogische Berufsausbildung vorliegt oder die Tagespflegeperson die erfolgrei-
che Teilnahme an einem Ausbildungslehrgang nachweisen kann. 
 

§ 6 Vertretung für Kindertagespflegepersonen 
 
Der Kreis hat gemäß § 23 (4) SGB VIII dafür Sorge zu tragen, dass bei Ausfall der Kin-
dertagespflegeperson die Betreuung sichergestellt ist.  
 
 

§ 7 Anspruch auf Gewährung einer laufenden Geldleistung 
  

Voraussetzung für die Gewährung der laufenden Geldleistung ist, dass der Umfang der 
Förderung mit dem Kindeswohl vereinbar ist und dass die Kindertagespflegeperson   

1. über eine Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43 SGB VII verfügt,   

2. selbst oder durch ihren Anstellungsträger in schriftlicher oder elektronischer 

Form die Daten des Kindes übermittelt hat,   

3. mitgeteilt hat, an welchen Tagen sie keine Leistung angeboten hat (Ausfallzei-

ten). 

Eine Förderung der Kindertagespflege kann für Kinder bis zur Vollendung des 14. Le-
bensjahres gewährt werden, wenn sie erforderlich und geeignet ist. 
Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege haben  

• Kinder vor Vollendung des 3. Lebensjahres in Höhe des individuellen Bedarfs.  
• Kinder, die das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

wenn die Kindertagespflege für ihre Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist, 
sofern die Erziehungsberechtigten 
- einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Ar-

beit suchend sind oder 
- sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 

Hochschulausbildung befinden oder  
- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhal-

ten.  
• Kinder, die das 3. Lebensjahr vollendet haben bis zum Schuleintritt, die statt oder 

neben einer Betreuung in einer Kindertagesstätte besonderen Bedarf an einer 
ergänzenden Förderung haben. 

• Kinder im schulpflichtigen Alter bis zum 14. Lebensjahr, sofern sie einen beson-
deren Bedarf an einer ergänzenden Förderung haben. 

 

Ab Vollendung des 12. Lebensjahres ist eine erweiterte Prüfung des Bedarfes vorgese-
hen. 
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Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person 
an die Stelle der Erziehungsberechtigten. 
 
Die Gewährung der Förderung erfolgt ab Antragstellung. Der Antrag ist von der Kinder-
tagespflegeperson zu stellen. Der Antrag ist hinsichtlich des Betreuungsbedarfes und 
Umfanges von den Sorgeberechtigten gegenzuzeichnen. 
 
Bei der Bemessung der laufenden Geldleistung ist der reguläre vereinbarte Betreu-
ungsumfang  auch  für  Eingewöhnungszeiten  mit  geringerem  Betreuungsumfang  
maßgeblich.  Der durchschnittlich je Woche erforderliche und zu bewilligende Betreu-
ungsumfang bemisst sich nach dem individuellen Bedarf des Kindes. 
 
Die Betreuung durch Verwandte in gerader Linie und Verwandte in der Seitenlinie bis  
zum zweiten Grad ist grundsätzlich keine Kindertagespflege. 
 

§ 8 Höhe der Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 
 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde fördert die Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII. 
Die Höhe der laufenden Geldleistung wird auf die Mindesthöhe nach § 30a KiTaG fest-
gesetzt. Die entsprechenden Beträge sind der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Kindertagespflegepersonen werden außerdem auf Antrag 

• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssi-
cherung, 

• die nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
• die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken-

versicherung und Pflegeversicherung erstattet. 
 
Die Angemessenheit der Aufwendungen zur Alterssicherung orientiert sich am Mindest-
beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung (Mindestbemessungsgrundlage für freiwil-
lig Versicherte gemäß § 167 SGB VI in Verbindung mit dem Beitragsgesetz). 
 
Als angemessene Aufwendungen zur Unfallversicherung werden die jeweiligen Beiträge 
zur gesetzlichen Unfallversicherung für Tagespflegepersonen anerkannt (BGW Ham-
burg).Besteht eine Beitragspflicht zu einer Kranken- und Pflegeversicherung, gelten die 
nachgewiesenen Beiträge als angemessen. 
 

§ 9 Kostenbeitrag der Erziehungsberechtigten 
 
Gemäß § 90 (1) SGB VIII werden für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-
rung in Kindertagespflege nach §§ 22 bis 24 SGB VIII in Verbindung mit § 25 KiTaG 
Kostenbeiträge festgesetzt. 
 
Die Elternbeiträge dürfen die in § 25 (2) KiTaG festgesetzten Höchstbeträge nicht über-
steigen.  
Diese betragen derzeit 

1. 7,21  Euro  für  Kinder,  die  das  dritte  Lebensjahr  zu  Beginn  des  Monats  
noch  nicht vollendet haben, und  

2. 5,66 Euro für ältere Kinder  
pro wöchentlicher Betreuungsstunde.  
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Die  Kindertagespflegeperson  darf  mit  Ausnahme  eines  angemessenen  Entgelts  für  
die Verpflegung und Auslagen für Ausflüge keine zusätzlichen Elternbeiträge verlangen. 
 
§ 10 Ermäßigung bzw. Erlass des Kostenbeitrages für die Förderung in Kinderta-

gespflege 
 
Familien mit geringerem Einkommen, deren Kinder in Kindertagespflege betreut und 
gefördert werden, erhalten eine Ermäßigung oder einen Erlass des Elternbeitrages, 
wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 (1) Nr. 3 und (3) 
SGB VIII i. V. m. § 25 (7) KiTaG. 
Kinder, für die eine Ermäßigung bzw. der Erlass des Kostenbeitrages der Eltern bean-
tragt wird, müssen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Kreis Rendsburg-Eckernförde ha-
ben. 
 
Maßgeblich für die Berechnung des Kostenbeitrages ist die Höhe des Einkommens  des 
Kindes oder Jugendlichen sowie der Elternteile und Geschwister, mit denen es bzw. er 
zusammenlebt.  
 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 
des Zwölften Buches entsprechend. 
 
Bei der Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die Ei-
genheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
Empfängern von 

• Leistungen nach dem SGB II, 
• Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des   

SGB XII, 
• Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerbergesetzes, 
• Kinderzuschlag nach § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
• Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 

ist die Zahlung von Elternbeiträgen nicht zuzumuten und erhalten bei Vorlage des ent-
sprechenden Leistungsbescheides bei der zuständigen Behörde ohne Einzelfallberech-
nung eine 100 %-ige Ermäßigung. 
 
Liegt das nach §§ 82 – 84 SGB XII zu berücksichtigende Einkommen unter der zu er-
mittelnden Einkommensgrenze (§ 85 SGB XII), ist den Eltern und dem Kind die Zahlung 
eines Elternbeitrages nicht zuzumuten. 
 
Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die ermittelte Einkommensgrenze (§ 
85 SGB XII), so sind 50 % des Einkommens über der Einkommensgrenze als Kosten-
beitrag der Eltern einzusetzen § 25 (7) KiTaG. 
 
Unabhängig von einer Ermäßigung des Kostenbeitrages tragen die Erziehungsberech-
tigten die Kosten der Verpflegung. 
 

§ 11 Geschwisterermäßigung 
 
Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie in Kindertagesein-
richtungen oder Kindertagespflege gefördert, die im Kindertagesstättenbedarfsplan des 
Kreises erfasst sind, übernimmt oder erlässt der Kreis Rendsburg-Eckernförde gemäß § 
25 (6) KiTaG auf Antrag den Kostenbeitrag der Eltern 
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• für das zweitälteste Kind zur Hälfe (50 %) und 
• für jüngere Kinder vollständig (100 %). 

 
Der Träger der Kindertageseinrichtung berücksichtigt die Geschwisterermäßigung bei 
der Festsetzung des Kostenbeitrages der Eltern. 
 

§ 12 Fortdauer der Leistung 
 
Die Zahlung der laufenden Geldleistung sowie die Erhebung des Kostenbeitrages der 
Eltern erfolgt bis zur Beendigung der Förderung des Kindes auch für Zeiten, in denen 
das Kind die angebotene Leistung nicht nutzt. 
 
Die Förderung gilt als beendet, wenn  

1. das  Kind  ohne  vorherige  Benachrichtigung  der  Kindertagespflegeperson  
länger  als vier Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt,   

2. das  Kind  mit  vorheriger  Benachrichtigung  der Kindertagespflegeperson  län-
ger  als sechs Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt, ohne dass ein triftiger 
Grund glaubhaft gemacht wird, oder   

3. das Kind die Leistung länger als acht Wochen in Folge nicht nutzt, es sei denn, 
der Kreis  sieht  zur  Vermeidung  unbilliger  Härten  im  Einzelfall  von  der  Be-
endigung  der Förderung ab. 

 
Für eine Dauer von 20 Tagen Urlaub der Tagespflegeperson wird die laufende Geldleis-
tung fortgezahlt. Der Kostenbeitrag der Eltern wird für diese Zeit weiter erhoben. 
Der Urlaub ist im Vorwege mit den Eltern abzusprechen.  
 

§ 13 Härtefallregelung 
 
In besonders begründeten Härtefällen kann unter Berücksichtigung der sozialen Ver-
hältnisse des Einzelfalls von vorstehenden Richtlinien abgewichen werden, wenn die 
individuellen Bedürfnisse oder die Bedürfnisse der Erziehungsberechtigten dies recht-
fertigen. 
 
 
 
Die Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft. Gleichzeitig werden die Richtlinien des Krei-
ses Rendsburg-Eckernförde zur Förderung der Kindertagespflege vom 01.04.2017 auf-
gehoben. 

TOP 26.1


	Nachtrag
	Nachversand

	Bekanntmachung
	Öffentliche Bekanntmachung
	Tagesordnung:


	Ö Top 3 VO/2020/410
	Ö Top 3 VO/2020/410 Anlage 01 '2020-06-04, Antrag 3.stv. KP'
	Wahl und Verpflichtung der/des 3. Stellvertreterin/Stellvertreters der Kreispräsidentin

	Ö Top 7.1 VO/2018/530-001
	Ö Top 7.2 VO/2020/338
	Ö Top 7.3 VO/2020/302
	Ö Top 7.4 VO/2020/434
	Ö Top 7.4 VO/2020/434 Anlage 01 '200617 - Antrag FDP'
	Ö Top 8.1 VO/2020/429
	Ö Top 8.1 VO/2020/429 Anlage 01 '2020-06-11 Antrag Neubesetzung Ausschuesse'
	Ö Top 8.2 VO/2020/438
	Ö Top 8.2 VO/2020/438 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag SPD'
	Ö Top 8.3 VO/2020/436
	Ö Top 8.3 VO/2020/436 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag Die Grünen'
	Fax 04331/202-566

	Ö Top 8.4 VO/2020/435
	Ö Top 8.4 VO/2020/435 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag FDP'
	Ö Top 8.5 VO/2020/440
	Ö Top 8.5 VO/2020/440 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag SSW'
	Ö Top 8.6 VO/2020/442
	Ö Top 8.6 VO/2020/442 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag CDU'
	Ö Top 8.7 VO/2020/444
	Ö Top 8.7 VO/2020/444 Anlage 01 'Besetzung der Ausschüsse Änderungen 22.06.2020 Antrag AfD'
	Ö Top 8.8 VO/2020/445
	Ö Top 8.8 VO/2020/445 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag WGK'
	Ö Top 8.8.1 VO/2020/445-001
	Ö Top 8.8.1 VO/2020/445-001 Anlage 01 'geänderter Antrag Neubesetzung WGK'
	Ö Top 9.1 VO/2020/437
	Ö Top 9.1 VO/2020/437 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag Die Grünen'
	Fax 04331/202-566

	Ö Top 9.1.1 VO/2020/437-001
	Ö Top 9.1.1 VO/2020/437-001 Anlage 01 'geänderter Antrag Neubesetzung Vorsitzende Die Grünen'
	Fax 04331/202-566

	Ö Top 9.2 VO/2020/439
	Ö Top 9.2 VO/2020/439 Anlage 01 'Neubesetzung Antrag SPD'
	Ö Top 9.3 VO/2020/441
	Ö Top 9.3 VO/2020/441 Anlage 01 'Neubesetzung Vorsitzende Antrag CDU'
	Ö Top 10 VO/2020/424
	Ö Top 11 VO/2020/414
	Ö Top 11 VO/2020/414 Anlage 01 'Umsetzungskontrolle öffentliche Beschlüsse Kreistag 08.06.2020'
	Ö Top 13 VO/2020/363
	Ö Top 13 VO/2020/363 Anlage 01 'Eilentscheidung LR AWR Ausfertigung'
	Ö Top 13 VO/2020/363 Anlage 02 'MV KT Eilentscheidung Rahmenvereinbarung'
	Ö Top 14 VO/2020/423
	Ö Top 14 VO/2020/423 Anlage 01 'Satzung Kreisbeauftragter für Menschen mit Behinderung_Alt'
	Ö Top 14 VO/2020/423 Anlage 02 'Satzung Kreisbeauftragter für Menschen mit Behinderung_Neu'
	Ö Top 15 VO/2020/420
	Ö Top 16 VO/2020/430
	Ö Top 16 VO/2020/430 Anlage 01 'Resolution Klinik Eckernförde_final_WGK1'
	Ö Top 17 /973-001-002-001-001
	Ö Top 17 /973-001-002-001-001 Anlage 01 '2020_01_24_Synopse_KSA_ Gesellschaftsvertrag_Stand_24.01.2020_I'
	Ö Top 17.1 -001-002-001-001-002
	Ö Top 18 2019/968-003-001-001
	Ö Top 18 2019/968-003-001-001 Anlage 01 'Anlage VO-2019-968-003-001-001 Richtlinie Klimaschutzfonds'
	Ö Top 19 VO/2020/287-002-001
	Ö Top 19 VO/2020/287-002-001 Anlage 01 'Förderrichtlinie_Mobilitätsstationen_RD_ECK_aktualisiert'
	Richtlinie_Mobilitätsstationen_aktualisiert
	2020_KIELREGION_Leitfaden_Mobilitaetsstation

	Ö Top 20 VO/2020/390
	Ö Top 20 VO/2020/390 Anlage 01 '20 06 02 Satzung Übergang Sozialstaffel 01.08.2020'
	Ö Top 20.1 VO/2020/390-001
	Ö Top 21 VO/2020/343-002
	Ö Top 21 VO/2020/343-002 Anlage 01 'Antrag des Kreisseniorenbeirates zur Einführung der Institution Gemeindeschwester_Gemeindepfleger'
	Ö Top 22 VO/2020/306-001
	Ö Top 22 VO/2020/306-001 Anlage 01 '20 06 04 Richtlinienentwurf Ferienmaßnahmen'
	Ö Top 22.1 VO/2020/306-001-001
	Ö Top 23 VO/2020/342-001
	Ö Top 24 VO/2020/352
	Ö Top 25 VO/2020/385
	Ö Top 25 VO/2020/385 Anlage 01 '20 06 02 Bedarfsplan Kreis RD'
	Bedarfsplan Teil 1
	Bedarfsplan Teil 2

	Ö Top 25 VO/2020/385 Anlage 02 '20 06 02 Anlage Bedarfsplan - Säulendiagramm'
	Ö Top 25 VO/2020/385 Anlage 03 '20 06 02 Änderungen Vorlage JHA 24.06.2020'
	Ö Top 25.1 VO/2020/385-001
	Ö Top 26 VO/2020/391
	Ö Top 26 VO/2020/391 Anlage 01 '20 06 02 Satzung Tagespflege Übergangsgesetz'
	Ö Top 26 VO/2020/391 Anlage 02 '20 06 02 Satzung Tagespflege Gegenüberstellung Übergangsgesetz'
	Ö Top 26 VO/2020/391 Anlage 03 '20 06 02 Anlage 1 Tabelle Geldleistung'
	Ö Top 26.1 VO/2020/391-001
	Ö Top 26.1 VO/2020/391-001 Anlage 01 '20 06 24 Satzung Tagespflege Übergangsgesetz'

